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Vorwort
Es fehlt in der Bundesrepublik Deutschland und in weiten Teilen Euro-
pas (mit Ausnahme der Schweiz) an Arbeitsplätzen. Wie man diese
Arbeitsplatzlücke schließen und wie man vorhandene Arbeitsplätze
sichern kann, damit sie im Zuge des technischen Fortschritts nicht
veralten, ist eine brennende Frage. Für viele ist die Antwort einfach:
durch Investitionen. Aber Skeptiker verweisen auf die Erfahrung, daß
Investitionen häufig dazu gedient haben - über lange Jahre hinweg
vielleicht überwiegend -, Arbeit einzusparen und durch Kapital zu
ersetzen oder, wie auch gesagt wurde, Arbeitsplätze wegzurationalisie-
ren. War dies immer so? Ist dies notwendig so? Muß auch in Zukunft
befürchtet werden, daß ein Mehr an Investitionen eher ein Weniger als
ein Mehr an Arbeitsplätzen zur Folge hat?
Um solche Fragen zu klären, hat der Bundesminister für Wirtschaft das
Institut für Weltwirtschaft beauftragt, sich im Rahmen der Strukturbe-
richterstattung schwerpunktmäßig einem Thema zu widmen, das auf die
Zusammenhänge von "Investitionen, Beschäftigung und Produktivität"
zielt, und "vor dem Hintergrund sektoraler Entwicklungen" die Arbeits-
platzeffekte einer verstärkten Investitionstätigkeit herauszuarbeiten. Die
vorliegende Studie enthält den Abschlußbericht.
Sie kommt zu dem Ergebnis, daß die Beschäftigungsprobleme in der
Bundesrepublik deshalb entstanden und deshalb so hartnäckig sind,
weil man lange Zeit zu wenig investiert hat und die volkswirtschaftliche
Investitionsquote inzwischen auf einen Tiefstand gesunken ist. Weiterzeigt sich, daß die Anreize häufig in die falsche Richtung gingen und
deshalb zuviel an falscher Stelle investiert wurde: zuviel in schrump-
fenden, zu wenig in zukunftsträchtigen Bereichen. Zu dem Nachteil der
niedrigen Investitionsquote kam mithin das Manko einer niedrigen Inve-
stition sproduktivität .
Die Verfasser danken allen, mit denen sie Konzeption und Inhalt der
Studie erörtern konnten, insbesondere Juergen B. Donges und Henning
Klodt, die zudem Formulierungshilfe geleistet haben. Die redaktionelle
Bearbeitung lag in den bewährten Händen von Ilse Büxenstein-Gaspar
und Bernhard Klein.
Kiel, im April 1988 Herbert GierschA. Schaffen oder vernichten Investitionen Arbeitsplätze - Zum Stand
der Diskussion
1. In der Debatte um die hohe Arbeitslosigkeit tritt man seit vielen Jah-
ren auf der Stelle. Es gibt zwar inzwischen breite Übereinstimmung,
daß Arbeitsplätze fehlen. Es ist aber weiterhin strittig, wo und vor al-
lem wie zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen werden können. Im Mittel-
punkt des Streites steht die Frage, welche Rolle die Investitionen in
diesem Zusammenhang spielen:
- Die überwiegende Mehrheit der Ökonomen sieht in Investitionen den
Schlüssel für die Lösung des Problems. Die Investitionen von heute,
schrieb Mitte der siebziger Jahre der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung, seien die Arbeits-
plätze von morgen. "Eine über mehrere Jahre anhaltende Welle von
Investitionen ist nötig, um wieder Vollbeschäftigung zu erreichen"
[Sachverständigenrat, 1976, Ziff. 321].
- Eine Minderheit sieht dagegen in Investitionen auch eine Gefahr für
die Arbeitsplätze. Die Investitionen von heute, so halten vor allem die
Gewerkschaften dagegen, schüfen die Arbeitslosen von morgen. Es
wird befürchtet, daß zusätzliche Investitionen das Rationalisierungs-
tempo verschärfen und damit der Einsparung oder, wie es manchmal
heißt, der "Vernichtung" von Arbeitsplätzen dienen.
Die Gegensätze gründen sich vor allem auf eine unterschiedliche Beur-
teilung des Produktivitätseffektes von Investitionen. Die Mehrheit argu-
mentiert folgendermaßen: Je mehr investiert wird, desto moderner ist
der Produktionsapparat und desto höher ist seine Produktivität. Es geht
darum, rentable Arbeitsplätze zu schaffen, die im internationalen Wett-
bewerb bestehen können. Die Minderheit sieht das etwas anders. Für
sie birgt das Streben nach hoher Produktivität immer auch die Gefahr,
daß Arbeitsplätze dem Rotstift geopfert werden. Sie möchte überall
dort, wo ein Verlust von Arbeitsplätzen droht, dann lieber auf Investi-
tionen verzichten und den Produktivitätsfortschritt bremsen.2. Der Debatte mangelt es häufig an analytischer Klarheit. Investitionen
schaffen selbstverständlich Arbeitsplätze, aber sie können auch welche
vernichten. Und Investitionen steigern zwar die Produktivität, aber eine
hohe Produktivität kann arbeitsplatzschaffend oder arbeitsplatzvernich-
tend sein. Viel hängt davon ab, wie der Produktivitätseffekt zustande
kommt - ob er (ganz oder überwiegend) aus der Einführung technischer
und organisatorischer Neuerungen resultiert und mithin die Rentabilität
des investierten Kapitals verbessert, oder ob er (mehr oder weniger)
das Ergebnis einer verstärkten Substitution von Produktionsfaktoren
ist, vor allem von Arbeitskräften durch Maschinen. Wer die Frage nach
den Arbeitsplatzeffekten von Investitionen stellt, muß also vorab erklä-
ren, welche Art von Investitionen er meint.
3. Unstrittig sollte sein: Ohne Investitionen gibt es nicht nur keine
neuen Arbeitsplätze, es lassen sich auf Dauer auch nicht die vorhande-
nen Arbeitsplätze erhalten. Investitionen sind notwendig,
- um alte Arbeitsplätze durch neue zu ersetzen (Ersatzinvestitionen) ,
- um bedrohte Arbeitsplätze zu sichern (Modernisierungs- oder Rationa-
lisierungsinvestitionen) ,
- um zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen (Erweiterungsinvestitionen).
Jede Investition, die dem ökonomischen Rentabilitätskalkül Rechnung
trägt, ist somit zunächst einmal eine Entscheidung zugunsten der Ar-
beitsplätze, ganz gleich ob sie dem Ersatz alter Anlagen, der Rationa-
lisierung oder der Erweiterung dient. Dies gilt auch und gerade
dann, wenn sie teilweise zum Abbau von Arbeitsplätzen führt, weil nur
dadurch andere Arbeitsplätze erhalten werden können.
Die Grenzen zwischen Ersatz-, Modernisierungs- und Erweiterungsinve-
stitionen sind ohnehin fließend. So tritt an die Stelle einer abgeschrie-
benen oder technisch veralteten Anlage in der Regel eine leistungsfähi-
gere - leistungsfähiger im Hinblick sowohl auf den mengenmäßigen Pro-
duktionsausstoß als auch auf die Produktionskosten. Sie bringt dem In-
vestor Wettbewerbsvorteile gegenüber seinen Konkurrenten, was nicht
nur die bestehenden Arbeitsplätze sichert, sondern häufig auch zusätz-
liche schafft.4. Nicht jede Investition sichert vorhandene oder schafft neue Arbeits-
plätze, jedenfalls nicht auf längere Sicht. Problematisch sind solche In-
vestitionen,
- die aufgrund falscher Erwartungen oder falscher Investitionsanreize
zustande kommen (Fehlinvestitionen),
- die nicht zu komparativen Kostenvorteilen führen (Defensivinvestitio-
nen) ,
- die nicht zur Vergrößerung des Produktionspotentials beitragen (Kon-
suminvestitionen).
Fehlinvestitionen sind solche Investitionen, bei denen sich die Absatz-
und Ertragserwartungen nicht erfüllt haben. Fehlinvestitionen lassen
sich nicht immer vermeiden - die Zukunft ist ungewiß und Investoren
besitzen keine vollkommene Voraussicht. Sie sind somit Bestandteil des
marktwirtschaftlichen Suchprozesses. Fehlinvestitionen beruhen jedoch
häufig auch auf falschen Signalen von seiten des Staates. So sind die
heutigen Oberkapazitäten in der Stahlindustrie oder im Schiffbau durch
eine verfehlte Strukturpolitik mitverursacht worden.
Defensivinvestitionen sind solche Investitionen, die trotz offensichtlicher
Wettbewerbsnachteile getätigt werden, in der Hoffnung, damit den An-
griff der Konkurrenz abschlagen zu können. Von Defensivinvestitionen
kann man beispielsweise sprechen, wenn sich einzelne Unternehmen oder
Branchen, deren Produktpalette hauptsächlich aus standardisierten und
arbeitsintensiv hergestellten Industriegütern besteht, zur Abwehr von
billigen Importen aus Niedriglohnländern in die Kapitalintensivierung
flüchten. Der Kostenvorsprung, der sich damit erzielen läßt, ist selten
von Dauer. Er schmilzt rasch wieder dahin, sobald die Konkurrenten
mit ähnlichen Investitionen nachziehen.
Konsuminvestitionen schließlich sind solche, die das Produktionspotential
weder vergrößern noch qualitativ verbessern und die mithin keine oder
nur wenige dauerhafte Arbeitsplätze schaffen. Dazu gehören beispiels-
weise manche öffentliche Einrichtungen wie Schwimmbäder oder Kongreß-
Zentren, die ihre Betreiber oftmals mit hohen Folgekosten belasten. De-
nen fehlen dann die Mittel, um produktive Investitionen zu finanzieren.Entscheidend ist also nicht allein wieviel, sondern auch wo und was in-
vestiert wird. Arbeitslosigkeit ist damit nicht notwendig ein Zeichen für
Mangel an Investitionen. Es kann auch ein Indiz für Kapitalverschwen-
dung sein - dann nämlich, wenn zuviel an falschen Stellen investiert
wird.
5. In der wirtschaftspolitischen Debatte, in der normalerweise gröbere
Argumente bevorzugt werden, sind solche Feinheiten meistens wenig ge-
fragt. Hier geht es nur um die Quantitäten. Mitte der siebziger Jahre
hatte der Sachverständigenrat mit einer Modellrechnung für Diskus-
sionsstoff gesorgt, wonach sich die Arbeitsplatzlücke (die der Rat da-
mals auf knapp eine Million veranschlagte) bis 1980 nur hätte schließen
lassen, wenn die Bruttoanlageinvestitionen Jahr für Jahr in einer Grö-
ßenordnung von 8 bis 10 vH zugenommen hätten [Sachverständigenrat,
1976, Ziff. 299ff.; Anhang VIII], also etwa mit Raten wie in den fünfzi-
ger und sechziger Jahren. Obwohl diese Modellrechnung vom Rat selbst
mit vielen Fragezeichen versehen wurde - ein großer Unsicherheitsfak-
tor war, wie sich der Kapitalbedarf pro Arbeitsplatz (die Kapitalinten-
sität) fortan entwickeln würde -, hat sie großen Eindruck gemacht,
freilich ganz anders als beabsichtigt. Dem Rat wurde vorgehalten, daß
ein so hohes Investitionstempo unter den veränderten wirtschaftlichen
Bedingungen der siebziger Jahre nicht mehr erreichbar wäre. Der Weg,
die Arbeitsplatzlücke durch höhere Investitionen zu schließen, sei somit
ein für allemal verbaut.
Tatsächlich gibt es keine feste Beziehung zwischen der Höhe der Inve-
stitionen und der Anzahl der Arbeitsplätze. Wie groß der Investitions-
aufwand für einen Arbeitsplatz ist, hängt von vielerlei Faktoren ab.
Ausschlaggebend ist, wie noch im einzelnen darzulegen sein wird, zwei-
erlei: Die Art und das Tempo des technischen Fortschritts sowie die re-
lativen Faktorpreise.
6. Auch in der ökonomischen Theorie ist die Rolle der Investitionen im
Wachstumsprozeß zunächst nicht einheitlich beurteilt worden. Bei der
Bewertung lassen sich zwei Grundströmungen unterscheiden, die post-
keynesianische und die neoklassische:- Modelle vom Harrod-Domar-Typ, die das Gerüst der sogenannten post-
keynesianischen Wachstumstheorie aus den vierziger und fünfziger
Jahren bilden, basieren auf der Annahme, daß eine feste Beziehung
zwischen der Realkapitalausstattung einer Volkswirtschaft und dem
Sozialprodukt besteht. In diesem Fall sind durchschnittlicher und
marginaler Kapitalkoeffizient identisch, die Wachstumsrate wird also -
soweit Arbeitskräfte in ausreichender Anzahl und Qualität verfügbar
sind - proportional zur Investitionsquote sein. Die optimale Strategie
für mehr Wachstum und Beschäftigung kann dann nur sein, die volks-
wirtschaftliche Investitionsquote kräftig zu erhöhen.
- Der Schwachpunkt in der postkeynesianischen Wachstumstheorie ist
die Annahme eines konstanten Kapitalkoeffizienten. Die neoklassische
Wachstumstheorie, die sich in den späten fünfziger Jahren (vor allem
mit den Arbeiten von Solow, Phelps und anderen) etablierte, hat das
mit Recht kritisiert. Ist der Kapitalkoeffizient variabel, wofür gute
theoretische Gründe sprechen und wofür es zahlreiche empirische Be-
lege gibt, dann kommen andere Faktoren mit ins Spiel, insbesondere
die relativen Faktorpreise sowie die Substitutionsbeziehungen, die
zwischen verschiedenen Produktionsfaktoren bestehen, und schließlich
- die wichtigste "Entdeckung" der Neoklassik - der (autonome) tech-
nische Fortschritt. Im neoklassischen Modell läßt sich ein Wachstums-
pfad erreichen, bei dem im Endzustand (steady state) die Wachstums-
rate unabhängig von der Investitionsquote ist. Eine Erhöhung der In-
vestitionsquote steigert zwar die Wachstumsrate temporär, aber sie
bringt kein höheres Wachstum auf Dauer (1); der Wachstumsprozeß
vollzieht sich fortan lediglich auf einem höheren Niveau. In diesem
Modell sorgt allein der technische Fortschritt dafür, daß die Unter-
nehmer nicht die Lust am Investieren verlieren und somit die für das
gleichgewichtige Wachstum erforderliche Investitionsquote erhalten
bleibt.
(1) Dieses auf den ersten Blick schwer einsichtige Resultat hängt mit
dem Ertragsgesetz zusammen: Bei gegebenem Arbeitsangebot führt
eine Erhöhung der Investitionsquote zu einer sinkenden Grenzpro-
duktivität des Kapitals. Eine tendenziell fallende Profitrate verrin-
gert den Anreiz zum Investieren, und zwar solange, bis im "steady
state" wieder die ursprüngliche Grenzproduktivität des Kapitals und
die ursprüngliche Wachstumsrate erreicht sind.7. Verschiedene Autoren haben die Gegenüberstellung des Harrod-
Domar-Modells und des Phelps-Modells zum Anlaß genommen, die unter-
schiedlichen Konsequenzen aufzuzeigen, die sich aus beiden Ansätzen
für eine Wachstumspolitik ergeben würden. "Gilt das Harrod-Domar-Mo-
dell, so muß man im Interesse des späteren Konsums die Investitions-
quote so groß wie möglich zu machen suchen und die gegenwärtige Ge-
neration zu soviel Opfern für die zukünftige veranlassen, wie sie über-
haupt nur zu bringen bereit ist... Gilt hingegen das Phelps-Modell, so
trifft nichts von alldem zu. Die Wachstumsrate kann von der Investiti-
onsquote überhaupt nicht beeinflußt werden..." [Krelle, 1964, S. 6].
8. Damit keine Mißverständnisse entstehen: Das Harrod-Modell und das
Phelps-Modell markieren zwei extreme Positionen, die beide - für sich
genommen - wenig plausibel sind. Daß die Wachstumsrate unabhängig
von der Investitionsquote ist, erscheint ebenso unwahrscheinlich wie die
gegenteilige Vorstellung, daß sie proportional zur Investitionsquote ist.
Das Konzept vom "kapitalgebundenen" technischen Fortschritt (Solow)
hat hier eine tragfähige Brücke geschlagen: In den sogenannten Capi-
tal-vintage-Modellen, die die Altersstruktur des Kapitalstocks berück-
sichtigen, wird die Nutzung effizienterer Produktionstechniken mit der
Einführung neuer Kapitalgüter verknüpft (1). Mit Investitionen gibt es
infolgedessen mehr technischen Fortschritt als ohne Investitionen. Das
bedeutet: Je mehr in neue Technologien investiert wird, desto größer
wird die Wachstumsrate und desto höher wird der Beschäftigungsstand
9. Zwischen der Höhe der Investitionen und dem Tempo des technischen
Fortschritts gibt es allerdings keinen strengen Zusammenhang. Der
technische Fortschritt braucht nicht immer kapitalbeanspruchend, son-
dern er kann auch kapitalsparend sein. Kapitalsparender technischer
Fortschritt galt lange Zeit als Ausnahme; das Vordringen drahtloser
Übertragungstechniken im Telefonverkehr zwischen den Kontinenten,
welche die Verlegung von Seekabeln überflüssig machten, war eines der
wenigen Standardbeispiele der Lehrbuchliteratur. Durch die technische
(1) Einen guten Überblick über dieses Konzept vermittelt der Aufsatz
von Klodt [1985].Entwicklung in den letzten beiden Jahrzehnten, insbesondere durch die
Ausbreitung der Mikroelektronik, hat sich das möglicherweise verän-
dert. Insbesondere der Preisverfall bei Halbleitern hat viele neue In-
vestitionsgüter im Vergleich zu alten billiger gemacht. Die Entwicklung
des Kapitalkoeffizienten (in der sich auch andere Einflüsse widerspie-
geln) gibt hierüber noch keinen eindeutigen Aufschluß. Sie weist aller-
dings in einigen Branchen nicht mehr oder nicht mehr so steil nach
oben wie bisher, und vereinzelt weist sie sogar nach unten (Schau-
bild 1). Neue Arbeitsplätze brauchen also nicht notwendig mehr zu ko-
sten als die alten. Sie können sogar billiger sein, was für sich genom-
men mehr arbeitsplatzschaffende Investitionen rentabel macht.
10. Technischer Fortschritt in seiner heutigen Form ist teils kapitalbe-
anspruchend, teils kapitalsparend, aber er ist immer arbeitsparend in
dem Sinne, daß mit dem bisherigen Arbeitseinsatz eine größere Güter-
menge produziert werden kann. Dem technischen Fortschritt wird daher
häufig die Rolle des "Jobkillers" zugeschrieben. Hierzu ist folgendes zu
sagen:
- Technischer Fortschritt kann entweder mehr oder weniger arbeitspa-
rend sein. Ein Unternehmen, das sich für eine effizientere Technik
entscheidet, tut das nicht notwendig mit dem Ziel, Arbeitskräfte ein-
zusparen. Es möchte vor allem die Kosten senken, um seine Produkte
billiger anbieten zu können - Materialkosten, Energiekosten, Kapital-
kosten und Lohnkosten. Es wird sich in aller Regel für eine Technik
entscheiden, bei der es seine Gesamtkosten minimiert. Wie diese Tech-
nik aussieht, ist offen. Dies hängt im wesentlichen von den relativen
Preisen aller Produktionsfaktoren ab. Wenn sich Arbeit im Vergleich
zu Kapital stark verteuert, was bisher stets der Fall war, werden
vorzugsweise technische Neuerungen gewählt, die der Senkung der
Lohnkosten und damit auch der Einsparung von Arbeitskräften die-
nen. Die Lohnkosten waren aber in der Vergangenheit keinesfalls im-
mer das dominierende Einsparmotiv. In den siebziger Jahren, nach
den beiden ölpreiskrisen, wurden viele Investitionen vorrangig mit
dem Ziel getätigt, den Energieverbrauch zu senken.
- Nicht überall, wo Arbeitskräfte durch Maschinen ersetzt werden, muß
technischer Fortschritt vorliegen. Substitution zwischen Produktions-Schaubild 1 - Entwicklung des Kapitalkoeffizienten (a) in ausgewählten
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(a)Bruttoanlagevermögen (Nutzerkonzept)zu Bnjttowertschöpfung, in Preisen
von 1980.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]; eigene Berechnungen.
faktoren findet auch auf der Basis der herkömmlichen Technik statt.
Hier ist der Zusammenhang mit den relativen Faktorpreisen unmittel-
bar einsichtig: Bei gegebener Technik ist die Substitution stets loh-
nend, wenn sich die relativen Preise der Produktionsfaktoren signifi-
kant verändern.
Die Hinwendung zu kapitalbeanspruchenden und arbeitsparenden Pro-
duktionsverfahren, wie sie sich seit den Anfängen der Industrialisie-rung zeigt, ist also keinesfalls immer eine Folge des technischen Fort-
schritts. Sie erklärt sich auch und gerade aus der Verteuerung des
Produktionsfaktors Arbeit im Vergleich zum. Produktionsfaktor Kapital.
11. Zusätzliche Investitionen sind nur dann lohnend, wenn sie das Ver-
hältnis von Produktionsergebnis zu gesamtem Faktoreinsatz verbessern,
also die Effizienz der eingesetzten Produktionsfaktoren insgesamt stei-
gern. Auch hier leidet die Diskussion unter vielen Unklarheiten, weil
nicht immer deutlich wird, welches Effizienzmaß gemeint ist. Berück-
sichtigt man der Einfachheit halber (wie es die traditionelle Produkti-
onstheorie tut) nur zwei Produktionsfaktoren - Arbeit und Kapital -,
dann lassen sich zwei unterschiedliche Effizienzmaße unterscheiden,
nämlich die totale und die partielle Faktorproduktivität. Im einen Fall
wird auf beide Produktionsfaktoren, im anderen Fall nur auf jeweils ei-
nen Produktionsfaktor abgestellt:
- Ein Anstieg der totalen Faktorproduktivität läßt sich (vereinfachend)
als faktorsparender technischer Fortschritt (im Sinne einer Verschie-
bung der Produktionsfunktion in Richtung auf einen höheren Produk-
tionsausstoß) interpretieren.
- Ein Anstieg der partiellen Faktorproduktivitäten kann dagegen sowohl
technischen Fortschritt als auch bloße Faktor Substitution widerspie-
geln, also den Ersatz eines Produktionsfaktors durch einen anderen
bei gegebener Technik.
Gäbe es keinen technischen Fortschritt, wäre die Zuwachsrate der tota-
len Faktorproduktivität gleich Null. Die Produktion könnte dann nur
durch den Mehreinsatz von mindestens einem der beiden Produktionsfak-
toren gesteigert werden. Bei den partiellen Faktorproduktivitäten kann
es auch in diesem Fall Veränderungen geben, soweit sich nämlich das
Faktoreinsatzverhältnis ändert. Die Produktivität des Faktors, den man
einspart, würde steigen, die Produktivität des Faktors, den man ver-
mehrt einsetzt, würde sinken. Partielle Produktivitäten, wie die Ar-
beitsproduktivität oder die Kapitalproduktivitäten, zeigen daher in der
Regel einen unterschiedlichen und nicht selten sogar einen entgegenge-
setzten Verlauf (1).
(1) Zum Zusammenhang zwischen totaler und partieller Faktorproduktivi-
tät vgl. K.D. Schmidt [1981].10
12. In der öffentlichen Diskussion gibt man dem partiellen Produktivi-
tätsmaß den Vorzug. Im Mittelpunkt steht meistens die Arbeitsprodukti-
vität. Dabei hat gerade dieses Effizienzmaß seine Tücken: Die Arbeits-
produktivität steigt, wenn investiert wird, um eine effizientere Produk-
tionstechnik einzuführen. Sie steigt aber auch, wenn es nur darum
geht, durch den verstärkten Einsatz bisheriger Techniken Arbeitskräfte
einzusparen. Ein rascher Anstieg der Arbeitsproduktivität ist also nicht
immer gleich zu bewerten. Zwar hat eine Steigerung der Arbeitsproduk-
tivität letztlich positive Auswirkungen für die Arbeitsplätze, weil sie die
Produktionskosten senkt und mithin die Wettbewerbskraft der Unterneh-
men stärkt sowie ihre Wachstumschancen verbessert. Aber im Fall der
Faktorsubstitution geht das teilweise auf Kosten marginaler Arbeitsplät-
ze, die im Zuge der Sparmaßnahmen wegfallen.
Die Unterscheidung zwischen dem faktorpreisinduzierten Produktivitäts-
fortschritt [Giersch, 1983] und jenem Produktivitätsfortschritt, der
(vereinfacht gesprochen) dem technischen Fortschritt zuzurechnen ist,
bereitet immer wieder Schwierigkeiten. Es ist zu vermuten, daß die ag-
gressive Lohnpolitik der Gewerkschaften in den siebziger Jahren den
Rationalisierungsdruck erhöht und viele Arbeitsplätze gekostet hat. Die
Gewerkschaften bestreiten einen solchen Zusammenhang. Sie führen da-
gegen ins Feld, die Löhne seien nicht stärker gestiegen als die Arbeits-
produktivität; die Lohnquote sei inzwischen sogar niedriger als Anfang
der siebziger Jahre. Sie übersehen dabei, daß die Produktivitätssteige-
rungen zum Teil erst das Ergebnis von Rationalisierungsanstrengungen,
und das heißt, von Freisetzungen sind, mit denen die Unternehmen auf
Lohnkostensteigerungen reagiert haben. Das Produktivitätsniveau paßt
sich also im nachhinein wieder an das gestiegene Lohnniveau an.
13. Bei der Einführung und Durchsetzung des technischen Fortschritts
spielen sicherlich Investitionen in Sachkapital die Schlüsselrolle. Aber
es bedarf dazu auch qualifizierter Arbeitskräfte, die mit den neuen Pro-
duktionstechniken umgehen können. So wird vermutlich ein großer Teil
der installierten Computerkapazität bei den Unternehmen und staatlichen
Stellen wegen fehlender Software oder mangelnder Qualifikation des Per-
sonals nicht optimal genutzt. Zur Einführung und Durchsetzung techni-
scher Neuerungen gehören also auch und gerade vermehrte Investitio-11
nen in die Aus- und Weiterbildung der arbeitenden Menschen. Ein gro-
ßer Teil der neuen Arbeitsplätze ist nicht einmal sachkapitalintensiv,
aber er ist recht humankapitalintensiv. Die Ergebnisse vieler empiri-
scher Studien deuten darauf hin, daß die Zunahme der Arbeitsprodukti-
vität nicht allein von der Zunahme der Kapitalintensität, sondern auch
von der Zunahme der Ausbildungs- und Forschungsintensität abhängt;
dabei scheint sich das Gewicht mehr und mehr zu den Ausbildungs- und
Forschungsinvestitionen zu verschieben [Mansfield, 1980].
14. Die wachsende Bedeutung des Humankapitals für die Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen lenkt den Blick auf ein anderes Effizienz-
maß, die sogenannte Einkommensproduktivität. Produktionstheoretische
Untersuchungen, die sich mit Produktivitätsentwicklung beschäftigen,
stellen im allgemeinen auf Meßziffern ab, bei denen der mengenmäßige
Produktionsausstoß zum Faktoreinsatz ins Verhältnis gesetzt wird. Aus
ökonomischer Sicht interessiert freilich mehr das Einkommen, das sich
dabei am Markt erzielen läßt. Eine Investition ist letztlich danach zu be-
urteilen, ob sie auskömmliche Gewinne abwirft, auskömmlich im Vergleich
zu konkurrierenden Anlagen.
Auskömmliche Erträge sind aber nicht notwendig eine Frage der men-
genmäßigen Effizienz. Ausschlaggebend ist vielmehr, zu welchen Preisen
die Produktion abgesetzt werden kann; gute Preise lassen sich am ehe-
sten auf Märkten erzielen, auf denen die Nachfrage relativ einkommens-
elastisch und relativ preisunelastisch ist. Auch darin zeigt sich die Be-
deutung komplementärer Investitionen außerhalb des eigentlichen Pro-
duktionsbereichs - in Aus- und Weiterbildung, in Forschung und Ent-
wicklung oder in den Vertrieb.
15. Voraussetzung für eine hohe Rentabilität der Investitionen ist
schließlich, daß die installierten Produktionsanlagen voll genutzt wer-
den. So ließen sich auch ohne nennenswerte zusätzliche Investitionen
viele Arbeitsplätze schaffen, wenn die Maschinenlaufzeiten nicht, wie
bisher, ständig verringert, sondern wieder ausgeweitet würden - etwa
durch vermehrte Schichtarbeit oder durch verkürzte Rüstzeiten. In
deutschen Fabriken sind diese Laufzeiten deutlich kürzer als in vielen
anderen Industrieländern, von den Entwicklungs- und Schwellenländern12
ganz zu schweigen. Der Kapitalbedarf pro Arbeitsplatz ist also ver-
gleichsweise hoch. Das heißt, es wird an vielen Stellen Kapital ver-
schwendet, das dann an anderen Stellen fehlt.
16. Daß ein Land auch mit einer im internationalen Maßstab recht nied-
rigen Investitionsquote seine Beschäftigungsprobleme meistern kann,
wird seit vielen Jahren von den Vereinigten Staaten demonstriert. Dort
lag die Investitionsquote (Bruttoanlageinvestitionen in vH der Brutto-
wertschöpfung) im Zeitraum von 1973 bis 1985 nur bei 17 vH, vergli-
chen mit 22 vH in der Bundesrepublik (Tabelle 1). Trotzdem sind in
den Vereinigten Staaten seit 1960 mehr als 40 Mill. Arbeitsplätze zusätz-
lich geschaffen worden, während die Bundesrepublik heute gerade so
viele Arbeitsplätze hat wie damals.
Die Interpretation dieser unterschiedlichen Entwicklung liegt auf der
Hand. Die Vereinigten Staaten hatten in all den Jahren mehr arbeit-
Tabelle 1 - Investitionen, Produktivität und Beschäftigung in den
























(a) Unternehmen insgesamt. - (b) Bruttoanlagevermögen in konstanten
Preisen. - (c) Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980 je Erwerbstäti-
gen. - (d) Bruttoanlagevermögen in konstanten Preisen je Erwerbstäti-
gen. - (e) Bruttoanlageinvestitionen zu Bruttowertschöpfung in kon-
stanten Preisen.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; US Department of Commerce
[1986]; US Department of Labor [1986]; Musgrave [1986]; eige-
ne Berechnungen.Bibliothek
des Institute für Weltwirtschaft
 1
3
und weniger kapitalbeanspruchendes Wachstum zu verzeichnen, in der
Bundesrepublik war es um- gekehrt. Anfang der achtziger Jahre hatte
die Bundesrepublik bei den durchschnittlichen Investitionskosten je Ar-
beitsplatz (auf der Basis von Kaufkraftparitäten gerechnet) die Verei-
nigten Staaten bereits eingeholt und inzwischen vermutlich sogar schon
überholt. Das unterschiedliche Ausmaß der Kapitalintensivierung erklärt
freilich teilweise auch den geringen Produktivitätsanstieg, den die ame-
rikanische Wirtschaft seit den frühen siebziger Jahren aufweist. Es hat
dort nicht jenen Rationalisierungsdruck gegeben, der hierzulande die
Arbeitsproduktivität gesteigert, aber zugleich viele Arbeitsplätze geko-
stet hat. Es war im Gegenteil möglich, Arbeitsplätze auch und gerade in
Bereichen zu erhalten und zusätzliche zu schaffen, in denen das Pro-
duktivitätsniveau und der Produktivitätsfortschritt niedrig sind.
17. Aus alledem folgt: Es führt kein Weg an der Einsicht vorbei, daß es
auf eine so schwierige Frage wie die nach dem Zusammenhang zwischen
Investitionen, Produktivität und Beschäftigung keine einfache Antwort
gibt. Unbestreitbar ist, daß seit Mitte der siebziger Jahre in der Bun-
desrepublik insgesamt zu wenig investiert worden ist. Aber dies allein
erklärt den Mangel an Arbeitsplätzen nicht. Es ist auch an falscher
Stelle investiert worden - etwa in schrumpfende statt in wachstums-
trächtige Produktionen oder in arbeitsparende statt in arbeitschaffende
Techniken. Das aber heißt: Es bedarf nicht nur zusätzlicher, sondern
auch solcher Investitionen, die geeignet sind, die Arbeitsplatzlücke zu
schließen.
18. In der folgenden Untersuchung geht es darum, herauszufinden, un-
ter welchen Bedingungen Investitionen arbeitsplatzschaffend und unter
welchen sie arbeitsplatzsparend sind. Ausgangspunkt ist die Überle-
gung, daß ein Unternehmen nicht vorrangig mit dem Ziel investiert, die
Beschäftigung zu vergrößern oder zu verkleinern. Es will zuallererst
gute Gewinne machen. Investitionen werden getätigt, um neue und bes-
sere Produkte auf den Markt zu bringen sowie um neue und bessere
Produktionstechniken einzuführen, also die Produktionskosten zu sen-
ken. Ob dabei die Beschäftigung ausgeweitet werden kann oder einge-
schränkt werden muß, ist Ergebnis der gewählten Strategie - etwa Er-
weiterung der Kapazitäten, Umstellung der Produktionsanlagen auf neue14
Produkte, Modernisierung der Produktionstechnik oder bloße Rationali-
sierung. Und diese hängt wiederum vom wirtschaftlichen Umfeld ab, in
dem das Unternehmen operiert: vom Stand der Technik, von den relati-
ven Preisen der Produktionsfaktoren, von den Einkommens- und Preis-
elastizitäten der angebotenen Güter und ihrer Substitute, nicht zuletzt
auch vom strategischen Verhalten anderer in- und ausländischer Anbie-
ter. Für die Unternehmen in der Gesamtheit gibt es viele strategische
Möglichkeiten, für ein einzelnes Unternehmen meistens nur wenige. In
der Untersuchung soll herausgearbeitet werden, wie unterschiedliche
Gruppen von Unternehmen auf Veränderungen im wirtschaftlichen Um-
feld typischerweise reagieren.
Die Untersuchung ist also angebotstheoretisch orientiert. Wo und wie
Arbeitsplätze geschaffen werden können, ist eine allokationstheoretische
Frage. Investitionen, ganz gleich welchem Ziel sie vordergründig die-
nen, verändern immer die Produktionsmöglichkeiten. Sie bewirken eine
Steigerung der Effizienz und eine Veränderung in der Zusammensetzung
der genutzten Produktionsfaktoren. Dieser Ansatz unterscheidet sich
ganz wesentlich von der nachfragetheoretischen Betrachtungsweise. Bei
ihr steht statt des Kapazitätseffekts bei den investierenden Unterneh-
men der Einkommenseffekt bei den investitionsgüterproduzierenden Un-
ternehmen (einschließlich deren Vorlieferanten) im Vordergrund, und es
wird danach gefragt, welche Beschäftigungswirkungen eine Veränderung
der Investitionsausgaben, verstärkt durch Multiplikatoreffekte, auf kur-
ze Sicht hat. Beim nachfragetheoretischen Ansatz wirkt jede Investition
zunächst tendenziell beschäftigungssteigernd, ganz gleich, ob sie sich
als rentierlich oder als verlustbringend erweist; die Opportunitätskosten
in Form eines Verlustes an Arbeitsplätzen, die eine Fehlinvestition an
anderer Stelle hat, bleiben allerdings unberücksichtigt.
19. Der Aufbau der Untersuchung ist folgender:
- In Teil B werden zunächst wichtige Begriffe, Definitionen und Meß-
konzepte erläutert. Investitionen, Produktivität und Arbeitsplätze sind
keine eindeutigen Termini, und mangelhafte Kenntnisse darüber, was
sich dahinter verbirgt, sind häufig der Grund für Konfusion. So
kommen unterschiedliche Befunde über gleiche Sachzusammenhänge15
meistens dadurch zustande, daß verschiedenartige theoretische und
statistische Konzepte verwendet werden.
- In Teil C wird die Rolle der Investitionen bei der Sicherung und
Schaffung von Arbeitsplätzen herausgearbeitet. Investitionen sind für
die Unternehmen die wichtigste Variable, mit der sie ihre Wettbe-
werbsfähigkeit am Markt verbessern können. Es geht um die Steige-
rung der Effizienz der eingesetzten Produktionsfaktoren, also darum,
billiger zu produzieren. Es wird analysiert, wie die einzelnen Bran-
chen, je nach ihrer Position im internationalen Wettbewerb, auf Ver-
änderungen des wirtschaftlichen Umfeldes reagieren - ob sie mehr
Produkt- oder mehr Prozeßinnovationen tätigen, ob sie mehr Sach-
oder mehr Humankapital akkumulieren, ob sie mehr im Inland oder
mehr im Ausland investieren. Im Mittelpunkt stehen dabei die Auswir-
kungen des wirtschaftlichen und technologischen Wandels auf die Ar-
beitsplätze. So wird vor allem der Frage nachgegangen, inwieweit der
technische Fortschritt heute nicht nur arbeitsparenden, sondern auch
kapitalsparenden Charakter hat.
- Teil D behandelt in Form eines Literaturüberblicks die Arbeitsplatz-
wirkungen moderner Technologien. Es geht aber nicht nur um die alte
Streitfrage, ob Computer und Roboter Arbeitsplätze vernichten oder
schaffen, sondern auch um die nicht minder wichtige Frage, wie sie
die Arbeitsplätze verändern. Beide Fragen lassen sich bei dem derzei-
tigen Wissensstand nicht schlüssig beantworten. Es wird deshalb ein
neuer Forschungsansatz dargestellt, von dem man erwarten kann, daß
er mehr Licht in das Dunkel bringt.
20. Die Untersuchung basiert im wesentlichen auf dem Datenmaterial der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen in der Untergliederung nach
rund sechzig Branchen, sie ist also makroökonomisch orientiert. Es kön-
nen Zweifel angemeldet werden, ob dies ein erfolgversprechender Ansatz
ist. Wirtschaftlicher Strukturwandel vollzieht sich immer mehr innerhalb
einzelner Branchen und immer weniger zwischen ihnen: Erfolgreiche und
erfolglose Unternehmen finden sich überall, in wachsenden ebenso wie
in schrumpfenden Bereichen. Untersuchungen auf Branchenebene re-
flektieren daher einen Durchschnitt aus teilweise sehr verschiedenarti-
gen Verhaltensmustern, der mitunter wenig aussagefähig ist. Untersu-16
chungen über das strategische Verhalten von Unternehmen bedürfen da-
her eigentlich auch einer Fundierung durch mikrostatistische Daten.
Solche Daten sind jedoch nicht oder nicht in der erforderlichen Breite
verfügbar.17
B. Investitionen, Produktivität, Beschäftigung - Begriffe, Definitionen,
Messkonzepte
21. Der Versuch, die Arbeitsplatzeffekte von Investitionen abzuschät-
zen, stößt auf eine Reihe theoretischer und praktischer Hindernisse:
- In der Theorie sind die Zusammenhänge, wie bereits angedeutet wur-
de, außerordentlich komplex. Ob Investitionen Arbeitsplätze schaffen
oder ob sie Arbeitsplätze vernichten, hängt von vielen Faktoren ab,
nicht zuletzt vom wirtschaftlichen Umfeld. Niedrige Löhne im Vergleich
zu den Kapitalkosten begünstigen beispielsweise arbeitsplatzschaffen-
de, hohe Löhne arbeitsplatzsparende Investitionen; technischer Fort-
schritt kann zur Freisetzung von Arbeitskräften führen, oder er kann
die Basis für Mehrbeschäftigung sein.
- In der Empirie liegen die Schwierigkeiten darin, daß es selten möglich
ist, die gesamtwirtschaftlichen Arbeitsplatzwirkungen, die Investitio-
nen haben, zweifelsfrei von denen anderer Faktoren zu isolieren. Hier
versagen meistens auch aufwendige statistische Testverfahren; das
Zurechnungsproblem ist streng genommen unlösbar.
Gleichwohl: Der Weg führt nur über das Formulieren und Oberprüfen
von Hypothesen - solche, die man später vielleicht verwerfen muß, und
solche, die man für plausibel halten kann. Dazu bedarf es zunächst ein-
deutiger und auf das Untersuchungsziel zugeschnittener Begriffe und
Definitionen.
I. Investitionen
22. Die Schwierigkeiten beginnen bereits bei der Definition des Begriffs
Investition. Es ist zwar leicht, sich vorzustellen, was alles zur Ausstat-
tung eines bestimmten Arbeitsplatzes gehört, doch in den einschlägigen
Statistiken sucht man vieles davon vergeblich. Zum Investitionsaufwand
für einen Arbeitsplatz in einer Kohlenzeche gehören etwa die Kosten für
den Erwerb und die Aufschließung des Flözes, für den Ankauf und die18
Installation von Abbaumaschinen und Fördereinrichtungen sowie für die
Erstellung der baulichen Infrastruktur über Tage. Vielfältig ist auch
der Investitionsaufwand für einen modernen Bildschirmarbeitsplatz in
der Verwaltung. Hierzu zählen nicht nur die Kosten für das Anschaffen
und Aufstellen der Geräte samt der notwendigen Verkabelung, sondern
auch für die Beschaffung der zugehörigen Software. Hard- und Soft-
ware können wiederum gekauft, selbst erstellt oder aber auch gemietet
werden. Teilweise muß die Hardware nicht einmal am Arbeitsplatz instal-
liert werden; über Satelliten lassen sich beispielsweise sogar Rechner in
fernen Ländern mitbenutzen.
Die amtliche Statistik beschränkt sich in den Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen im wesentlichen auf den Nachweis der sogenannten An-
lageinvestitionen. Dazu rechnet sie alle Käufe von dauerhaften, repro-
duzierbaren Produktionsmitteln, die von den Unternehmen aktiviert wer-
den und deren Nutzungsdauer normalerweise mehr als ein Jahr beträgt.
Käufe von Grund und Boden sowie von gebrauchten Anlagen werden, da
der statistische Nachweis problematisch ist, nur teilweise, Bodenschätze
oder immaterielle Vermögenswerte wie Patente und Lizenzen gar nicht
erfaßt. Außen vor bleibt in der Regel auch die Software, die nicht ak-
tivierungspflichtig ist.
Tabelle 2 läßt erkennen, daß derzeit in den Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen für den Unternehmenssektor nur etwa die Hälfte der
statistisch dokumentierbaren Bestände an Sachanlagen nachgewiesen
wird (1). Es fehlen die Grundstücke, die erschlossenen Bodenschätze
und die im Besitz von Unternehmen befindlichen Wohngebäude. Dies
wirft überall dort Probleme auf, wo beides eine wichtige Rolle als Pro-
duktionsfaktor spielt, etwa Grund und Boden als Nutzfläche bei der
Landwirtschaft oder als Verkehrsfläche bei der Bundesbahn.
Erwähnt sei schließlich, daß auch Investitionen in Finanzanlagen, sei es
in Form von Wertpapieren, sei es in Form von direkten Beteiligungen,
(1) Wegen fehlender Daten können auch die Käufe und Verkäufe von
vorhandenen Bauten in der Anlagevermögensrechnung bisher nicht
berücksichtigt werden.19








































































































Ohne Wohnungsvermögen im Eigentum des
Staates oder privater Haushalte.
Quelle: L. Schmidt [1986]; Statistisches Bundesamt [ d]; eigene Berech-
nungen.
die Rentabilität der Unternehmen beeinflussen und folglich Auswirkun-
gen auf die Anzahl der Arbeitsplätze haben [Dicke, Trapp, 1987].
Im folgenden werden einige konzeptionelle Probleme erörtert, die der
Investitionsbegriff auf wirft. Dabei soll zugleich auf die Entwicklung der
Investitionen und des Anlagevermögens in den letzten 15 Jahren einge-
gangen werden, wie sie sich aus verschiedenen Blickwinkeln darstellt.20
7. Brutto- und Nettoinvestitionen
23. Investitionen in Sachkapital schaffen die Voraussetzung dafür, daß
das Produktionspotential einer Volkswirtschaft wächst. Am Jahresanfang
1987 waren in der deutschen Wirtschaft rund 8,6 Bill. DM in Form von
Ausrüstungen und Bauten investiert, knapp 6,5 Bill. DM mehr als zu
Beginn des Jahres 1970 und knapp 3 Bill. DM mehr als am Anfang des
Jahres 1980 (Tabelle 3). Der beachtliche Zuwachs seit 1970 - auf das
Jahr gerechnet beträgt er rund 5 vH - gibt freilich ein geschöntes
Bild. Reichlich die Hälfte geht nämlich auf Preissteigerungen bei An-
lagegütern zurück - der Kapitalstock ist hier zu Wiederbeschaffungs-
preisen bewertet (1).
Nur ein Teil der Investitionen - im folgenden auch als Zugänge zum An-
lagevermögen bezeichnet - dient der Erweiterung des Produktionspoten-
tials. Investitionen sind auch erforderlich, um die Abgänge zu ersetzen,
also jene Anlagegüter, die nach beendeter Nutzung aus dem Sachkapi-
talbestand ausscheiden. Nur wenn die Zugänge die Abgänge übertref-
fen, wächst der Kapitalstock. Dies war in der Vergangenheit stets der
Fall. Allerdings hat der Anteil der Ersatzinvestitionen an den gesamten
Investitionen stetig zugenommen. Während im Zeitraum von 1970 bis 1979
das Verhältnis von Zugängen zu Abgängen 3,6:1 betrug, ist es im Zeit-
raum von 1980 bis 1986 auf 2,7:1 gesunken. In dieser Entwicklung spie-
gelt sich zweierlei wider: Die abgeschwächte Zunahme der Anlagenzu-
gänge auf Grund allgemein verschlechterter Investitionsbedingungen so-
wie die beschleunigte Zunahme der Abgänge als Folge des raschen Ka-
pazitätsaufbaus in den fünfziger und sechziger Jahren und der ver-
stärkten vorzeitigen Verschrottungen in den siebziger und frühen acht-
ziger Jahren. Dies kommt auch in einer Veränderung des Altersaufbaus
des Sachkapitalbestands zum Ausdruck: Der Anteil jüngerer und älterer
Investitionsjahrgänge ist deutlich gesunken (Tabelle 4). Das heißt aber,
daß in den kommenden Jahren, wenn die derzeit stark vertretenen mitt-
(1) Das Anlagevermögen zu Wiederbeschaffungspreisen stellt den Be-
trag dar, der aufzuwenden wäre, wenn alle Anlagen im Berichtsjahr
neu beschafft werden müßten. Diese Größe dient beispielsweise zur
zeitnahen Ermittlung des Investitionsaufwands für einen Arbeits-




















942,9 1659,7 2438,6 3619,2
877,4 1602,7 2497,5 3807,9
201,2 363,5 570,6 853,2































































Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; eigene Berechnungen.22
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früher veröffentlichten Werten bedingt durch Revi-
Quelle: Statistisches Bundesamt [unveröff. Material, Berechnungsstand
10/1987].
leren Altersjahrgänge ausscheiden, eine deutliche Verstärkung der In-
vestitionstätigkeit notwendig sein wird, und zwar einzig und allein um
die Relation von Zugängen und Abgängen konstant zu halten.
Die fortschreitende Überalterung des Kapitalstocks kommt in diesen Zah-
len nicht einmal voll zum Ausdruck. Im Gefolge des wirtschaftlichen und
technischen Wandels hat sich nämlich auch die durchschnittliche Nut-
zungsdauer neuer Anlagegüter verringert (Tabelle 5). Bei Ausrüstungs-
gütern nimmt das Statistische Bundesamt derzeit eine Nutzungsdauer
von rund 14 Jahren an (15 Jahre beim Verarbeitenden Gewerbe und
13 Jahre bei den Dienstleistungsunternehmen); in den sechziger Jahren
lagen diese Werte noch merklich höher. Bei sinkender durchschnittlicher
Nutzungsdauer hätte sich das Durchschnittsalters des Kapitalstocks ver-
ringern müssen, um den Modernitätsgrad zu halten, was nicht der Fall
ist.
24. Besser als in der Relation von Zugängen zu Abgängen zeigt sich die
Verschlechterung im Modernitätsgrad des Kapitalstocks, wenn die Zugän-23
Tabelle 5 - Durchschnittliche Nutzungsdauer der Anlagenzugänge im






















Quelle: L. Schmidt [1986].
ge mit den Abschreibungen verglichen werden: Während die Abgänge
das endgültige Ausscheiden von Anlagegütern aus dem Sachkapitalbe-
stand beschreiben, geben die Abschreibungen den Wertverlust entspre-
chend der Nutzungszeit an. Um den Zeitwert des Kapitalstocks beurtei-
len zu können, ist das Nettoanlagevermögen der geeignete Indikator.
Die Differenz zwischen Brutto- und Nettoanlagevermögen und zwischen
Abgängen und Abschreibungen gibt somit Aufschluß über die Größe des
künftigen Ersatzbedarfs.
Tabelle 6 läßt erkennen, daß sich die Relation von Zugängen zu Ab-
schreibungen in den letzten Jahren drastisch verschlechtert hat, von
knapp 1,8:1 im Zeitraum von 1970 bis 1979 auf 1,5:1 in den folgenden
Jahren. In der Landwirtschaft und in einer Reihe von Bereichen des
Verarbeitenden Gewerbes (wie dem Leder- oder dem Textilgewerbe)
reichten die Zugänge nicht mehr an die Abschreibungen heran. Es hat
dort also ökonomisch gesehen einen Kapitalverzehr gegeben.
25. Als Ergebnis bleibt festzuhalten: Es hat sich in den siebziger Jah-
ren eine beträchtliche Investitionslücke auf getan. Der Kapitalstock
wächst nicht nur deutlich langsamer als früher. Auch in Relation zur
gesamtwirtschaftlichen Produktion wird derzeit wesentlich weniger inve-
stiert - der Anteil der Investitionen am Sozialprodukt zeigt im Trend
nach unten (Schaubild 2). Auffällig ist, daß der konjunkturelle Auf-
schwung in den Jahren 1983 bis 1986 keine Wende gebracht hat, die In-










































68,2 100,6 133,2 158,5 29,0 42,9 66,8 26,5 38,4 72,8 29,9 28,1 31,3
608,5 1063,1 1517,4 2194,5 510,3 648,7 1348,7 295,6 459,8 982,9 239,9 265,4 311,3
652,6 1195,9 1831,4 2698,9 287,6 338,5 675,3 82,7 131,0 308,3 338,4 428,0 500,5
143,6 262,5 407,1 582,6 78,9 99,6 174,6 27,2 44,1 104,0 67,2 89,1 104,9
1472,9 2622,2 3889,1 5634,5 905,9 1129,5 2265,4 432,0 673,3 1468,0 675,4 810,7 948,0
. - (b) Energie- u. Wasserversorgung, Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe, Baugewerbe, Handel
stungsunternehmen.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d] ; eigene Berechnungen.25









1970 1975 1980 1985
(a) Bruttoanlageinvestitionen zu Bruttosozialprodukt, in jeweiligen Preisen.
(b)Nettoanlageinvestitionen zu Nettosozialprodukt, in jeweiligen Preisen.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; eigene Berechnungen.
stärker der Anteil von Ersatzinvestitionen ins Gewicht. Er drückt sich
in einem stärkeren Rückgang der Nettoinvestitionsquote im Vergleich
zur Bruttoinvestitionsquote aus: Während die Bruttoinvestitionsquote
seit Anfang der siebziger Jahre um rund ein Fünftel gesunken ist, hat
sich die Nettoinvestitionsquote im gleichen Zeitraum nahezu halbiert.
2. Ersatz-, Modernisierungs- und Erweiterungsinvestitionen
26. Die statistische Trennung von Investitionen, die dem Ersatz abge-
schriebener Anlagen dienen, und solchen, die eine Erweiterung des26
Produktionspotentials bewirken, ist nicht problemlos. Ersatzinvestitionen
sind in der Regel mehr als das bloße Auswechseln verbrauchter Anlage-
güter. Ein Unternehmen, das als Ersatz für seine veraltete Rechenanla-
ge einen neuen Großrechner installiert, vergrößert damit zugleich seine
Rechenkapazitäten, mitunter sogar um ein Vielfaches. Und es spart
außerdem Kosten ein - Personalkosten und möglicherweise auch Kapital-
kosten. Ersatzinvestitionen haben also immer auch einen Kapazitäts- und
einen Modernisierungseffekt.
Gleichwohl läßt sich erkennen, daß der Kapazitätsausbau als Investiti-
onsmotiv stark an Gewicht verloren hat. Wie Erhebungen des Ifo-Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung [b] zeigen, wurden in der ersten Hälfte
der siebziger Jahre im Verarbeitenden Gewerbe über 40 vH der Investi-
tionen mit dem Ziel vorgenommen, die Produktionsanlagen zu erweitern,
Tabelle 7 - Schwerpunkte der Investitionstätigkeit in ausgewählten Be-














































































































































































Quelle: Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung [b]; eigene Berechnungen.27
inzwischen sind es nur noch etwa 30 vH (Tabelle 7). Die Modernisie-
rung - oder wie es in den Ifo-Erhebungen heißt, die Rationalisierung -
ist an die erste Stelle gerückt. Eingeholt und teilweise überholt wurden
die Erweiterungsinvestitionen auch von den Ersatzinvestitionen, die nun
im Verarbeitenden Gewerbe zwischen einem Viertel und einem Drittel al-
ler Investitionen ausmachen.
Die Verschiebungen in den Investitionsschwerpunkten zeigen sich auch
eindrucksvoll im Branchenquerschnitt. Der Anteil der Erweiterungsinve-
stitionen ist in denjenigen Industriezweigen, die schon seit längerem mit
Strukturproblemen zu kämpfen haben, immer geringer geworden - in
der Eisenschaffenden Industrie, im Schiffbau, im Textilgewerbe, im Be-
kleidungsgewerbe und auch im Maschinenbau, der mittlerweile keine
Wachstumsbranche mehr ist, jedenfalls nicht in der Breite.
3. Eigentümer- und Nutzerkonzept
27. In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen richtet sich die
branchenmäßige Zuordnung der Investitionen nach dem wirtschaftlichen
Schwerpunkt des Investors, also dem Käufer der Anlage. Der Investor
ist jedoch oftmals nur Eigentümer, nicht Nutzer. Anlagegüter, sowohl
Ausrüstungen als auch Bauten, werden häufig ver- und gemietet; ihr
Einsatzort im Produktionsprozeß liegt also mitunter in ganz anderen
Branchen. Das Anlageleasing hat sich in den letzten 15 Jahren stark
ausgebreitet: 1970 waren im Unternehmenssektor noch nicht einmal 3 vH
aller Anlagegüter geleast, derzeit sind es schätzungsweise schon 10 vH
[Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung, a].
Die Zuordnung zum Eigentümer ist dort sinnvoll, wo es um Tatbestände
geht, die die Vermögensphäre berühren, etwa bei der Ermittlung der
Verzinsung des investierten Kapitals. Für Untersuchungen im Bereich
der Produktionsphäre, und dazu gehört die Analyse über die Zusammen-
hänge zwischen Investitionen, Produktivität und Beschäftigung, sollte
dagegen die Zuordnung nach dem Nutzerkonzept erfolgen.28
Tabelle 8 - Bedeutung des Anlageleasings nach Wirtschaftsbereichen
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(a) In jeweiligen Preisen. - (b) In Preisen von
schnitt. - (d) Ohne Wohnungsvermietung.
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Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut
schung [a]; eigene Berechnungen.
für Wirtschaftsfor-
Die Unterscheidung von Eigentümer- und Nutzerkonzept ist auch des-
halb geboten, weil die Bedeutung des Leasinggeschäfts von Branche zu
Branche unterschiedlich ist. Während die Vermieter von Anlagegütern,29
in der Regel spezielle Leasing-Gesellschaften, auf eine Branche, die so-
genannten Übrigen Dienstleistungsunternehmen, konzentriert sind, fin-
den sich die Mieter auf fast alle Branchen verteilt. Nach den Ermittlun-
gen des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung [a] hat der Handel die
mit Abstand höchste Leasing-Quote, gefolgt vom Baugewerbe und vom
Verarbeitenden Gewerbe. Innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes fällt
das Mieten von Anlagegütern vor allem bei der Druckerei und Verviel-
fältigung, dem Luft- und Raumfahrzeugbau, der Feinmechanik, Optik,
dem Bekleidungsgewerbe und dem Straßenfahrzeugbau ins Gewicht
(Tabelle 8).
1. Aktuelle und historische Preise
28. Die statistische Erfassung von Kapitalgütern wirft schwierige Be-
wertungsprobleme auf. Die Investitionen werden in den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen nach verschiedenen Preiskonzepten ermittelt.
Davon sind in diesem Zusammenhang zwei bedeutsam: Die Bewertung zu
jeweiligen Preisen und die zu konstanten Preisen eines bestimmten Ba-
sisjahres.
Analog dazu liegen für das Anlagevermögen Angaben zu Wiederbeschaf-
fungspreisen und zu konstanten Preisen vor (1). Beide Preiskonzepte
drücken Unterschiedliches aus:
- Die Bewertung zu jeweiligen Preisen beziehungsweise zu Wiederbe-
schaff ungspreisen spiegelt die Entwicklung der Vermögenswerte wider,
so wie sie sich zum jeweiligen Zeitpunkt des Berichtszeitraums dar-
stellt.
- Die Bewertung zu konstanten Preisen soll die reale mengenmäßige
Veränderung im Kapitalbestand sichtbar machen, freilich bei einer
konstanten Zusammensetzung des Güterbündels, bezogen auf das Ba-
sisjahr.
(1) Daneben gibt es beim Anlagevermögen auch noch die Bewertung zu
Anschaffungspreisen. Sie entspricht etwa den Ansätzen, die für die
Steuer- und Handelsbilanzen gelten. Dieses Bewertungsverfahren
bleibt im folgenden außer Betracht.30
Welches der beiden Konzepte das jeweils angemessene ist, hängt von der
konkreten Problemstellung ab. So läßt sich die Frage nach der Rendite
des investierten Kapitals nur sinnvoll beantworten, wenn die Bewertung
mit aktuellen Preisen erfolgt. Anders ist es dagegen, wenn es um die
Analyse der Zusammenhänge zwischen (mengenmäßigem) Faktoreinsatz
und Faktorergebnis geht. Hier ist es zweckmäßig, Preisveränderungen
auszuschalten.
29. Die Verwendung deflationierter Investitionswerte ist freilich nicht
unbedenklich. Mit der Preisbereinigung werden, soweit nicht ein ein-
heitlicher Deflator für alle Gruppen von Anlagegütern verwendet wird,
auch alle Veränderungen in der Preisstruktur eliminiert. Solche Verän-
derungen spiegeln in hohem Maß die Richtung und das unterschiedliche
Tempo des technischen Fortschritts wider, der tendenziell eine Verbil-
ligung der Anlagegüter bewirkt. Das Paradebeispiel hierfür sind die
Preisrückgänge bei elektronischen Datenverarbeitungsgeräten in den
siebziger Jahren, bedingt vor allem durch die enorme Verbilligung von























































Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.31
Halbleitern. Der Anteil von Büromaschinen sowie ADV-Geräten und
-Einrichtungen an den gesamten Ausrüstungsinvestitionen ist in "realer
Rechnung" deutlich stärker gestiegen als in "nominaler", bei der Be-
wertung mit aktuellen Preisen (Tabelle 9; vgl. Ziff. 39). Die bran-
chen- oder güterspezifische Deflationierung ist auch deshalb problema-
tisch, weil Veränderungen in den relativen Preisen Veränderungen beim
Einsatz einzelner Anlagegüter maßgeblich erklären. Das gilt sowohl hin-
sichtlich der Substitutionsbeziehungen zwischen verschiedenen Anlage-
gütern untereinander - Güter, deren Preis relativ steigt, werden durch
Güter, deren Preis relativ sinkt; verdrängt -, als auch hinsichtlich der
Substitutionsbeziehungen zwischen Anlagegütern und anderen Produkti-
onsfaktoren, insbesondere Arbeit. So macht es keinen Sinn, über die
Arbeitsplatzeffekte neuer Technologien zu diskutieren, wenn man, wie
es bei der Verwendung deflationierter Zeitreihendaten geschieht, den
Wandel in der Preisstruktur nicht berücksichtigt.
5. Investitionen in Sachkapital und in Humankapital
30. Was bei alledem nicht übersehen werden darf: Es gibt nicht nur
Substitutionsbeziehungen, sondern auch Komplementaritäten. Investiti-
onen in Sachkapital sind ohne zugehörige Investitionen in Humankapital
häufig nur von geringem ökonomischen Wert. Die Installation einer com-
putergesteuerten Fertigungsstraße bringt nur dann Gewinn, wenn dieje-
nigen, die sie bedienen, damit umgehen können. Immer mehr Unterneh-
men erkennen dies. Sie investieren inzwischen erhebliche Beträge in die
Aus- und Weiterbildung ihres Personals, auch und gerade im Vergleich
zu den Ausgaben für Sachinvestitionen.
Die Bedeutung solcher Komplementaritäten wird wiederum sichtbar am
Beispiel der modernen Informations-, Kommunikations- und Steuerungs-
technologien. Diese setzen sich nicht nur aus der sogenannten Hardware
zusammen, sondern auch aus der zugehörigen Software. Hardware und
Software bilden häufig ein System (der Käufer zahlt dafür einen Ge-
samtpreis), das nur als Ganzes nutzbar ist. Nach den Konventionen der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen zählt die Software prinzipiell32
nicht zu den Investitionen, geht also normalerweise nicht in das Anlage-
vermögen ein.
Daß in vielen Fällen die Ausgaben für Software die für Hardware über-
treffen, scheint außer Frage zu stehen, doch gibt es darüber keine
verläßlichen statistischen Angaben. Einen groben Hinweis mag die Beob-
achtung liefern, daß der Wert der Produktion von Büromaschinen, ADV-
Geräten und -Einrichtungen inzwischen deutlich hinter dem gesamten
Produktionswert der Branche zurückbleibt (Tabelle 10), obwohl große
Produzenten wie Siemens oder Philips, die ebenfalls mit der Herstellung
von Datenverarbeitungsgeräten beschäftigt sind, nicht zu dieser Bran-
che, sondern zur Elektrotechnik gezählt werden. Anfang der siebziger
Jahre war das noch umgekehrt, die Produktion von Hardware insgesamt
überstieg die Gesamtproduktion der Branchen Brüromaschinen, Daten-
technik. Man geht wohl nicht fehl, wenn man derzeit die Softwarepro-
duktion auf das Doppelte der Differenz zwischen beiden Größen veran-
schlagt, nämlich auf etwa 5 Mrd. DM. Dabei ist jener Programmierauf-
wand, der von den Anwendern selbst erbracht wird und der vermutlich
noch höher zu veranschlagen ist, nicht mitgerechnet.
Tabelle 10 - Produktionswerte für den Bereich Büromaschinen, ADV-Ge-
räte und -Einrichtungen nach Wirtschaftsbereichen und










(a) Abgrenzung nach der Sozialproduktrechnung,







Quelle: Statistisches Bundesamt [ d; e]; Mai [1974]; eigene Berechnun-
gen.33
31. Die Vernachlässigung der Software als Investitionsgut hat vielerlei
Konsequenzen. So werden die Arbeitsplatzeffekte von Investitionen un-
terschätzt, wenn nur die Ausgaben für die Hardware erfaßt werden,
nicht aber die für die vergleichsweise teuren Programmpakete. Wie ver-
zerrt das Bild dabei werden kann, zeigt die Diskussion um die Auswir-
kungen neuer Technologien. Wer, wie es üblich ist, nur die Hardware
im Blick hat, dem prägt sich das Bild vom "Job killer" leicht ein. Er
übersieht aber, wieviel Arbeitsaufwand häufig nötig ist, um die zugehö-
rigen Programme zu erstellen. Software-Entwicklung ist sehr personalin-
tensiv.
32. Die Software ist nur ein Beispiel für die unzureichende Berücksich-
tigung des Humankapitals als Produktionsfaktor in vielen Analysen.
Ähnliches gilt für den Forschungs- und Entwicklungsaufwand, der, ge-
messen am Aufwand für Sachinvestitionen, gleichfalls beachtliche Grö-
ßenordnungen erreicht hat. In der Bundesrepublik beliefen sich 1986
die gesamten Ausgaben für Forschung und Entwicklung auf rund
40 Mrd. DM; dieser Betrag entspricht etwa rund der Hälfte der Beträ-
ge, die forschende Unternehmen für Ausrüstungskäufe aufwenden.
Theoretische Überlegungen und empirische Untersuchungen zeigen, daß
ein Land wie die Bundesrepublik komparative Vorteile mehr bei human-
kapitalintensiven Produktionen und weniger bei sachkapitalintensiven
Produktionen hat. Statistische Daten über das in den einzelnen Wirt-
schaftsbereichen akkumulierte Humankapital sind indes - schon wegen
der nur schwer lösbaren konzeptionellen Probleme - nicht verfügbar.
Man muß sich hier mit groben Schätzungen behelfen. Tabelle 11 weist
für die Bereiche des Verarbeitenden Gewerbes neben dem pro Arbeits-
platz investierten Sachkapital auch das dort beschäftigte Ausbildungska-
pital aus, wie es durch den Bestand an qualifizierten Arbeitskräften re-
präsentiert wird. Dabei zeigt sich, daß die meisten wachstumsstarken
Bereiche wie der Straßenfahrzeugbau, die Herstellung von Büromaschi-
nen und Datenverarbeitungsgeräten oder der Luft- und Raumfahrzeug-
bau nicht in erster Linie sachkapitalintensive, sondern ausbildungska-
pitalintensive Branchen sind.34
Tabelle 11 - Sach- und Ausbildungskapitalintensität und Forschungsauf-
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(a) Bruttoanlagevermögen in Preisen i
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(c) Aufwendungen für Forschung und
Quelle: Statistisches Bundesamt [a; d]; BMFT [1986]; Ifo-Institut für
Wirtschaftsforschung [ a]; eigene Berechnungen.
II. Produktivität
33. Bei der Ermittlung der Beschäftigungseffekte von Investitionen ist
die Produktivität die Schlüsselgröße. Investitionen schaffen in einer35
wachsenden Wirtschaft nur dann dauerhaft Arbeitsplätze, wenn sie die
Effizienz der eingesetzten Produktionsfaktoren insgesamt steigern.
Produktivität ist jedoch ein höchst schillernder Begriff. Es gilt, vor
mannigfachen statistisch-methodischen Fallstricken auf der Hut zu sein.
Einige der Probleme seien im folgenden kurz angedeutet.
Unter Produktivität versteht man - allgemein formuliert - das Verhältnis
von mengenmäßigem Produktionsausstoß (Output) zu Faktoreinsatz (In-
put). Output und Input sind keineswegs klar definiert. So läßt sich der
Output als Bruttogröße (Produktionswert) oder als Nettogröße (Wert-
schöpfung) definieren, der Input als Arbeitseinsatz (in Form von Be-
schäftigten oder von Beschäftigtenstunden) oder als Kapitaleinsatz oder
als beides zusammen. Je nach Fragestellung wird die Abgrenzung unter-
schiedlich ausfallen. Ein allgemein gültiges Produktivitätsmaß gibt es
nicht.
34. Meistens wird der Output nicht zum gesamten Input in Beziehung
gesetzt, sondern nur zu jeweils einem Produktionsfaktor. Man spricht
deshalb auch von partiellen Faktorproduktivitäten; das bekannteste Pro-
duktivitätsmaß ist die Arbeitsproduktivität. Partielle Produktivitätsmaße
spiegeln allerdings keineswegs nur die wirtschaftliche Leistung des je-
weiligen Faktors, sondern zugleich auch die Leistungen aller anderen am
Produktionsprozeß beteiligten Faktoren wider. So kann beispielsweise ei-
ne Erhöhung der Arbeitsproduktivität das Ergebnis einer besseren Qua-
lifikation der Arbeitskräfte sein, sie kann aber auch auf einem stärke-
ren Einsatz von Maschinen beruhen. Aufschluß darüber, welcher Faktor
mit welchem Gewicht zur Effizienzsteigerung beiträgt, kann nur die so-
genannte Totalproduktivität geben, bei der das Produktionsergebnis auf
alle Produktionsfaktoren bezogen wird. Allerdings gelingt es kaum, alle
Faktorinputs zu erfassen, so daß der Begriff Totalproduktivität streng
genommen irreführend ist [Klodt, 1984].
Dem Konzept der Totalproduktivität kommt im Zusammenhang mit dem
sogenannten Residuum eine gewisse Bedeutung zu. Dabei handelt es
sich um jene Effizienzsteigerung, die nicht mit dem Einsatz der explizit
nachgewiesen Inputs, vor allem der primären Inputs Arbeit und Kapital,36
erklärt werden kann. Dieses Residuum wird häufig als Näherungsgröße
für den autonomen technischen Fortschritt angesehen.
7. Bewertungs- und Meßprobleme
35. Als Outputmaß wird in der Regel die Bruttowertschöpfung verwen-
det, also der um die Vorleistungen bereinigte Produktionswert. Diese
Maßzahl hat gegenüber dem Umsatz oder dem Produktionswert den Vor-
teil, daß sie nur die tatsächliche wirtschaftliche Leistung erfaßt, die
von den vor Ort eingesetzten Inputfaktoren erbracht wird. Die Vorlei-
stungen bleiben beim Wertschöpfungskonzept stets außer Betracht.
36. Sollen Produktivitätsniveaus verschiedener Zeiträume miteinander
verglichen werden, so ist eine Preisbereinigung von Output- und Input-
größen erforderlich, denn eine lediglich inflatorische Aufblähung beider
Größen zeigt keine Verbesserung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit
an. Eine Preisbereinigung von Wertgrößen bringt allerdings in der Re-
gel Probleme mit sich. Problemlos wäre sie nur im Falle einer geschlos-
senen Volkswirtschaft, in der lediglich ein einzelnes Gut produziert
wird. Hier ließe sich eindeutig zwischen Preis- und Mengenentwicklung
unterscheiden, so daß eine Deflationierung auch eine Zurechnung des
mengenmäßigen Outputs zum Input möglich macht (Mengenproduktivität).
In der Realität hat man es aber mit offenen Volkswirtschaften und mit
einer Vielzahl von Gütern zu tun, wobei sich Herkunft und Bedeutung
dieser Güter im Zuge der wirtschaftlichen Entwicklung ändern. Beides
spiegelt sich in der Veränderung der Preisstruktur wider. Eine exakte
Trennung zwischen Preis- und Mengenentwicklung ist hier nicht mehr
möglich. Deshalb dürfen deflationierte Wertschöpfungsgrößen nicht ohne
weiteres als Mengengrößen interpretiert werden.
37. Das zentrale Problem bei der Deflationierung besteht darin, daß
hierbei die Preisstruktur eines Basisjahres auf die Mengenstruktur aller
folgenden Jahre übertragen wird, obwohl sich - und das ist der Nor-
malfall - Preis- und Mengenstruktur verändern und mithin ganz unter-37
schiedliche wirtschaftliche Gegebenheiten widerspiegeln. Drei besondere
Fälle lassen sich unterscheiden, wobei Mischformen auftreten können:
1) Die "reale" Bruttowertschöpfung wird üblicherweise nach dem Kon-
zept der doppelten Deflationierung berechnet. Diese Methode führt
immer dann zu einer Unterschätzung der "realen" Wertschöpfung,
wenn sich die relativen Preise zwischen Output und Vorleistungen
kontinuierlich in eine Richtung verändern (Bruno-Effekt [Bruno,
1984]). Denkbar ist sogar, daß man im Extremfall mit der Methode
der doppelten Deflationierung eine negative reale Wertschöpfung er-
hält [Neubauer, 1974]. Dabei spielt es keine Rolle, ob sich die Vor-
leistungen relativ verteuern oder verbilligen.
Steigen beispielsweise die relativen Vorleistungspreise gegenüber den
Outputpreisen, dann kann unterstellt werden, daß die Vorleistungs-
mengen pro Outputeinheit sinken. Je weiter das Basisjahr (mit den
niedrigeren relativen Vorleistungspreisen) zurückliegt, desto gerin-
ger ist dann das Gewicht, das den sinkenden Vorleistungsmengen
zugemessen wird. Umgekehrt ist bei sinkenden relativen Vorlei-
stungspreisen zu vermuten, daß die Vorleistungsmengen pro Output-
einheit steigen. Dieser Anstieg wird um so stärker gewichtet, je wei-
ter das Basisjahr (mit den höheren Vorleistungspreisen) zurückliegt.
Gemessen an einem aktuelleren Basisjahr werden im ersten Fall (rela-
tive Verteuerung der Vorleistungen) die geringeren Vorleistungsmen-
gen unterschätzt, und im zweiten Fall (relative Verbilligung der Vor-
leistungen) werden die steigenden Vorleistungsmengen überschätzt.
Die reale Wertschöpfung wird in beiden Fällen somit unterschätzt,
und zwar um so mehr, je stärker sich die relativen Preise im Zeitab-
lauf verändern. Nur bei einer häufigen Aktualisierung des Basisjah-
res läßt sich der Bruno-Effekt klein halten.
2) Eine häufige Aktualisierung des Basisjahres schafft allerdings Proble-
me an anderer Stelle. Im Normalfall läßt sich im Zuge der wirtschaft-
lichen Entwicklung eine negative Korrelation zwischen den Verände-
rungsraten der Mengen und denen der Preise verschiedener Güter
beobachten. Neue Güter werden meistens relativ billiger angeboten
als alte und dementsprechend auch stärker nachgefragt. Die Preis-
und Mengenstruktur des Jahres 1980, das derzeitige Basisjahr in den38
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen und in den meisten Fachsta-
tistiken, war sicherlich eine ganz andere als die des Jahres 1970
oder die des Jahres 1987. Solche Strukturveränderungen führen zu
einer um so höheren gemessenen "realen" Produktion, je weiter das
Basisjahr der Deflationierung von der Gegenwart entfernt ist
(Gerschenkron-Effekt [Gerschenkron, 1947]). Die alte Preisstruktur
wird dann auf die neue Mengenstruktur übertragen, wodurch die
reale Produktion solcher Güter, die sinkende relative Preise zu ver-
zeichnen haben, im Vergleich zu einer stetigen Aktualisierung der
Preisbasis überschätzt wird. Dieser Effekt zeigt sich zum Beispiel
darin, daß nach jeder Umstellung der Produktionsstatistiken auf ein
aktuelleres Basisjahr der Zuwachs der Nettoproduktion geringer aus-
gewiesen wird, als es vorher der Fall war [Klodt, 1986]. Der Stati-
stiker befindet sich somit in einem Dilemma. Eine rasche Aktualisie-
rung des Basisjahres führt zu einer Unterschätzung der "realen"
Wertschöpfung aufgrund des Gerschenkron-Effekts, eine verzögerte
Aktualisierung führt dagegen zu einer Unterschätzung aufgrund des
Bruno-Effekts. Die Diskussion über die Produktivitätsschwäche der
amerikanischen Wirtschaft in den siebziger Jahren, die inzwischen ei-
ner kritischen Betrachtung unterzogen wird [Barro, 1984; Darby,
1984; Baumol, 1986], muß schon wegen der statistischen Probleme mit
manchen Fragezeichen versehen werden.
3) Schließlich gilt es zu berücksichtigen, daß sich die Qualität der
Güter ständig verändert. Um konsistente Zeitreihendaten für Güter-
gruppen zu erhalten, müßte eigentlich jedes einzelne Gut mit einem
Qualitätsindex gewichtet werden. Dieses Problem ist kaum lösbar, vor
allem, wenn Produktinnovationen mit ins Spiel kommen. Dabei geht es
nicht allein um eine Unter- oder Überschätzung von Qualitätssteige-
rungen, sondern darum, daß eine Preisstruktur eines bestimmten Ba-
sisjahres angewendet wird auf eine Mengenstruktur, die sich unter
ganz anderen ökonomischen Bedingungen herausgebildet hat. Die
heutigen Computer in Preisen von 1960 und 1970 sind nicht mehr als
eine Fiktion.
38. Meßprobleme gibt es auch beim Arbeitseinsatz. Arbeit ist kein homo-
gener Faktor, und vor allem seine Zusammensetzung ändert sich im39
Zeitablauf. So hängen Veränderungen der Arbeitsproduktivität ganz we-
sentlich mit der Verbesserung der Qualität der Ausbildung zusammen.
Tabelle 12 zeigt, welche Veränderungen in der Qualifikationsstruktur
der Beschäftigten in der Industrie seit Anfang der sechziger Jahre
stattgefunden haben. Der Anteil der Beschäftigten mit hoher Qualifikati-
on hat deutlich zugenommen zu Lasten von Beschäftigten mit einfacher
Qualifikation. Dies ist, wie erwähnt, für die Interpretation der Beschäf-
tigungseffekte von Investitionen bedeutsam: Investitionen in Sachkapital
allein bewirken nur wenig. Um ihr Produktivitätspotential ausschöpfen
zu können, kommt es maßgeblich auf die Qualifikation der Mitarbeiter
Tabelle 12 - Beschäftigte in der Industrie (a) nach Qualifikation 1960,
1973 und 1986 (vH)
Beschäftigte mit














(a) Einschließlich Hoch- und Tiefbau. - (b) Angestellte der Leistungs-
gruppen 2, 3 und 4. - (c) Facharbeiter. - (d) Angestellte der Lei-
stungsgruppe 5 sowie Arbeiter der Leistungsgruppen 2 und 3.
Quelle: Statistisches Bundesamt [a; b]; eigene Berechnungen.
2. Produktivitätskonzepte
a. Arbeitsproduktivität
39. Das am häufigsten benutzte Effizienzmaß ist die Arbeitsproduktivi-
tät. Hierbei wird die mengenmäßige Produktion, in der Regel die Brut-
towertschöpfung, auf den Arbeitseinsatz, in der Regel die Anzahl der
Beschäftigten oder die Anzahl der geleisteten Arbeitsstunden, bezogen.
Dabei ist es üblich, die Bruttowertschöpfung mit einem einheitlichen
Preisindex zu deflationieren. Die Arbeitsproduktivität wird also meistens
als ein "mengenbezogenes" Effizienzmaß definiert.40
Die "mengenbezogene" Betrachtungsweise ist für viele wirtschaftliche
Fragestellungen allerdings ohne Belang. Für ein Unternehmen ist es
häufig weniger wichtig, welche Mengen es zu produzieren vermag. Viel
wichtiger sind vielmehr die Preise, die es dafür am Markt erzielen
kann. Es möchte seinen Gewinn steigern, und dazu kommt es vor allem
auf einen hohen Umsatz (definiert als Produkt aus Menge und Preis)
an. Hohe Gewinne lassen sich auch durch eine überdurchschnittliche
Anhebung der Absatzpreise erzielen. Was wirklich zählt, ist also die
Einkommensproduktivität. Sie läßt sich dadurch ermitteln, daß man die
Bruttowertschöpfung für jede Branche nicht mit branchenspezifischen
Preisindizes, sondern mit einem einheitlichen Preisindex, dem Deflator
für die gesamtwirtschaftliche Bruttowertschöpfung, bereinigt. Auf diese
Weise werden Veränderungen in der Preisstruktur nicht eliminiert.
Tabelle 13 zeigt, daß Branchen, die bei der Mengenproduktivität unter-
durchschnittliche Zuwächse erzielen, bei der Einkommenproduktivität
häufig überdurchschnittliche Zuwächse haben und umgekehrt. In den
Unterschieden spiegelt sich die jeweiligen Preissetzungsmacht der Bran-
chen oder, anders ausgedrückt, die Wettbewerbsintensität auf den ein-
zelnen Märkten.
40. Mißverständnisse gibt es häufig bei der Interpretation der Produk-
tivitätsentwicklung. Zu bedenken ist, daß der gemessene Produktivitäts-
fortschritt das Ergebnis einer Vielzahl von Anpassungsprozessen ist,
offensiven und defensiven. Die Arbeitsproduktivität steigt, wenn im Ge-
folge des technischen Wandels Arbeitskräfte mit hoher Qualifikation ein-
gestellt werden und der Arbeitsprozeß effizienter gestaltet werden
kann, aber auch dann, wenn etwa infolge überhöhter Löhne Arbeits-
kräfte mit geringer Qualifikation entlassen oder durch Maschinen ersetzt
werden. Die Ursachen des Produktivitätsanstiegs sind in beiden Fällen
völlig verschieden. Man spricht deshalb auch von einem beschäftigungs-
neutralen" und einem "induzierten" Produktivitätsfortschritt. Eine
Schätzung beider Komponenten ergibt, daß etwa ein reichliches Zehntel
des gesamten Produktivitätsfortschritts durch die Freisetzung von Ar-
beitskräften induziert worden ist (Tabelle 14). Nach dieser Rechnung
hätten Jahr für Jahr die Reallöhne um 0,3 Prozentpunkte weniger stei-41
Tabelle 13 - Arbeitsproduktivität nach Wirtschaftsbereichen 1973-1985












































































































































(a) Bruttowertschöpfung in jeweiligen Preisen (deflationiert mit dem
Preisindex der Bruttowertschöpfung für alle Unternehmen) bezogen auf
die geleisteten ArbeitsstunderI. - (b) Bruttowertschöpfung in Preisen
von 1980 bezogen auf die geleisteten Arbeitsstunderl.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung [unveröff. Material]; eigene Berechnungen.42
Tabelle 14 - Beschäftigungsneutraler und induzierter Produktivitätsfort-






































m Preisen von 1980 je Erwerbstätigen. -
vgl. Klodt [1984].
Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.
gen dürfen, als sie tatsächlich gestiegen sind, um von der Lohnseite
her der Substitution von Arbeit durch Kapital nicht Vorschub zu lei-
sten.
b. Kapitalproduktivität
41. Analog zu einem arbeitsbezogenen läßt sich auch ein kapitalbezoge-
nes Produktivitätsmaß berechnen, die Kapitalproduktivität. Sie liefert
Anhaltspunkte über die Effizienz des investierten Sachkapitals. Freilich
gelten auch hier grundsätzlich die gleichen Vorbehalte wie gegenüber
der Arbeitsproduktivität: Die Größe spiegelt den Einfluß aller einge-
setzten Produktionsfaktoren wider, insbesondere auch Veränderungen in
der Struktur des Faktoreinsatzes. Tabelle 15 zeigt die Entwicklung der
Kapitalproduktivität in ausgewählten Wirtschaftsbereichen seit Mitte der
siebziger Jahre. Zweierlei fällt dabei auf:43
Tabelle 15 - Kapitalproduktivität (a) im Unternehmenssektor nach Wirt-
schaftsbereichen 1973-1985 (durchschnittliche jährliche
Veränderungsrate in vH)
Wirtschaftsbereich






































(a) Bruttowertschöpfung zu Bruttoanlagevermögen (Nutzerkonzept) in
Preisen von 1980.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [ a]; eigene Berechnungen.
- Die Kapitalproduktivität ist, über den gesamten Zeitraum betrachtet,
fast überall gesunken. Um eine bestimmte Gütermenge zu produzieren,
mußte also eine steigende Summe Kapital investiert werden (Anstieg
des Kapitalkoeffizienten).
- Der Rückgang war in den achtziger Jahren sowohl im Durchschnitt als
auch in den meisten Branchen stärker als in den siebziger Jahren.
Dies scheint der These vom verstärkten Auftreten kapitalsparender
Innovationen klar zu widersprechen - kapitalsparend im Vergleich zum
Preis und zur Effizienz alter Kapitalgüter.44
Man muß sich gleichwohl vor vorschnellen Schlüssen hüten. Die Kapital-
produktivität ist, wie die Arbeitsproduktivität, eine höchst komplexe
Größe, und es bedarf weiterer gründlicher Recherchen, bevor sich eine
solche These belegen oder verwerfen läßt (Ziff. 101 ff.).
c. Totalproduktivität
42. Sowohl die Veränderung der Arbeitsproduktivität als auch die der
Kapitalproduktivität läßt sich, wie erwähnt, gedanklich in zwei Teile
aufspalten, in einen, der auf die verstärkte Substitution von Arbeit
durch Kapital zurückgeht (Substitutionskomponente), und in einen, der
den technischen und organisatorischen Fortschritt widerspiegelt (Fort-
schrittskomponente) . Für den Fall einer Cobb-Douglas Produktionsfunk-
tion mit zwei Inputfaktoren kann die Substitutionskomponente als Pro-
dukt aus Profitquote und Kapitalintensität berechnet werden
[K.D. Schmidt, 1981]. Die Differenz zwischen der Veränderung der Ar-
beitsproduktivität und der Veränderung der Substitutionskomponente
wird auch als Veränderung der Totalproduktivität bezeichnet. Der An-
stieg der Totalproduktivität wird häufig als Kennziffer für den techni-
schen Fortschritt interpretiert, da er produktionstheoretisch gesehen
eine Verschiebung der Produktionsfunktion auf ein höheres Niveau be-
deutet. Gegen diese Interpretation sind jedoch Bedenken anzumelden
[Nelson, 1973], Empirisch ist eine klare Trennung zwischen Substituti-
ons- und Fortschrittskomponente nicht möglich. Technischer Fortschritt
spiegelt sich immer auch in der Substitutionskomponente wider. Besten-
falls lassen sich Anhaltspunkte darüber gewinnen, wie sich die Gewichte
zwischen Fortschritts- und Substitutionskomponente in der Zeit verscho-
ben haben.
Tabelle 16 zeigt, daß die Substitutionskomponente im Vergleich zur To-
talproduktivität (als Restgröße) in den achtziger Jahren an Bedeutung
gewonnen hat, insbesondere in den Dienstleistungsbereichen. Dieses Er-
gebnis darf nicht so interpretiert werden, als spiele der technische
Fortschritt heute eine geringere Rolle als früher. Das Gegenteil dürfte
der Fall sein. Es gibt jedoch Grund zu der Vermutung, daß er stärker
arbeitsparend geworden ist, also mehr als bisher in die Substitutions-
komponente " hinein wirkt".45
Tabelle 16 - Arbeitsproduktivität, Substitutionskomponente und Total-
produktivität im Unternehmenssektor 1973-1985 (durch-


























































(a) Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980 je Erwerbstätigen. -
(b) Bruttoanlagevermögen je Erwerbstätigen, gewichtet mit der Profit-
quote im jeweiligen Anfangsjähr. - (c) Arbeitsproduktivität minus
Substitutionskomponente.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]; eigene Berechnungen.
In eine ähnliche Richtung weisen auch die Ergebnisse einer Studie der
Kommission der Europäischen Gemeinschaften [Buigues, Goybet, 1985]
für sechs europäische Länder (Belgien, Bundesrepublik Deutschland,
Frankreich, Italien, Niederlande, Vereinigtes Königreich), die Vereinig-
ten Staaten und Japan. Danach "erklärt" in der Bundesrepublik die
Substitutionskomponente in den strukturschwachen Bereichen, zum Bei-
spiel im Textilgewerbe, im Bekleidungsgewerbe oder in der Eisen- und
Stahlindustrie, bis zu zwei Drittel des Anstiegs der Arbeitsproduktivi-
tät. In den wachstumsstarken Bereichen, wie in der Elektrotechnik, der
Chemischen Industrie oder der Herstellung von Büromaschinen und Da-
tenverarbeitungsgeräten, steuert dagegen die "Restgröße" den gleichen
prozentualen Beitrag zum Anstieg der Arbeitsproduktivität bei wie die
Substitutionskomponente.46
III. Beschäftigung
43. Investitionen sichern bestehende oder schaffen neue Arbeitsplätze,
aber es ist schon aus statistischen Gründen nicht leicht, dies empirisch
zu belegen. Es läßt sich nicht einmal mit hinreichender Sicherheit ange-
ben, wie viele Arbeitsplätze derzeit vorhanden sind, wie viele Jahr für
Jahr geschaffen und wie viele abgebaut werden. Die amtliche Statistik
weist nur die Anzahl der Erwerbstätigen nach. Sie ermittelt also nur die
Vorstellungen über die Anzahl derjenigen Arbeitsplätze, die gerade be-
setzt sind, und selbst dabei ist sie teilweise auf Schätzungen angewie-
sen [Herberger, Becker, 1983]. Die Versuche von verschiedener Seite,
das Arbeitsplatzpotential mit Hilfe von Modellrechnungen [Rall, Wied-
Nebbeling, 1978; DIW, 1983] oder durch Unternehmensbefragungen
[ Nerb et al., 1977] zu ermitteln, haben bislang nicht überzeugt. Das
Problem liegt darin, daß der Arbeitsplatzbegriff im ökonomischen Sinne
schwer faßbar ist. Entscheidend ist nicht, wie viele Arbeitsplätze phy-
sisch existent sind, sondern wie viele wettbewerbsfähig sind. Die An-
zahl der Arbeitsplätze ist also zu jeder Zeit eine höchst variable Größe
- abhängig von vielerlei Faktoren, besonders von den Produktionskosten
und vom (realen) Wechselkurs.
44. Die Anzahl der (besetzten) Arbeitsplätze hat seit den frühen sieb-
ziger Jahren im Trend abgenommen, während sie in den sechziger Jah-
ren noch zugenommen hatte (Tabelle 17). Im Jahr 1986 waren rund
400000 Arbeitsplätze weniger besetzt als im Jahr 1960 und rund 850000
weniger als im Jahr 1970. Dabei verzeichneten die Landwirtschaft und
das Warenproduzierende Gewerbe erhebliche Beschäftigungsverluste, der
Staat und die Dienstleistungsunternehmen hingegen deutliche Beschäfti-
gungsgewinne. Der Verlust von Arbeitsplätzen insgesamt war also von
erheblichen sektoralen Umschichtungen begleitet.
7. Alte und neue Arbeitsplätze
45. Es ist ein wesentliches Kennzeichen des wirtschaftlichen Struktur-
wandels, daß alte Arbeitsplätze verschwinden und neue entstehen, in-47



























































Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; eigene Berechnungen.
dem
- neue Unternehmen gegründet und bestehende liquidiert werden,
- Unternehmen wachsen oder schrumpfen,
- Unternehmen oder Teile von Unternehmen den Standort wechseln,
- Unternehmen ihre Produktpalette und ihre Produktionsverfahren um-
stellen .
Im letzten Fall sind die Übergänge von alten zu neuen Arbeitsplätzen
allerdings fließend. Als neu kann man solche Arbeitsplätze ansehen, de-
ren Aussehen sich durch die Einführung neuer Produkte oder Technolo-
gien wesentlich wandelt.
Wie viele Arbeitsplätze in der Bundesrepublik Jahr für Jahr wegfallen
und durch neue ersetzt werden, ist, wie erwähnt, nur schwer in Erfah-
rung zu bringen. Für die Vereinigten Staaten ist dies einfacher. Dort48
sind zumindest diejenigen Arbeitsplätze, die durch die Gründung und
Liquidation sowie das Wachsen und Schrumpfen von Unternehmen ent-
standen und verlorengegangen sind, durch verschiedene Untersuchun-
gen recht gut dokumentiert [Birch, 1981; President's Report on the
State of Small Business, 1985]. Danach sind zwischen 1976 und 1982
jährlich etwa 6 1/2 Mill. Arbeitsplätze geschaffen und etwa 4 1/2 Mill.
liquidiert worden, das waren 7 und 5 vH aller vorhandenen Arbeitsplät-
ze (Tabelle 18). Im Durchschnitt wird also jeder Arbeitsplatz nach etwa
15 bis 20 Jahren durch einen neuen ersetzt, nicht gerechnet jene Ar-
beitsplätze, die durch technische und organisatorische Neuerungen
ständig verändert werden.
Tabelle 18 - Zugänge und Abgänge von Arbeitsplätzen in den Vereinig-






































































(a) Abweichungen in den Summen durch Runden der Einzelpositionen; in
Klaitmern: in vH der Ende 1975 vorhandenen Arbeitsplätze.
Quelle: President's Report on the State of Small Business [1985, Table
2.10]; eigene Berechnungen.49
Bemerkenswert ist, daß der größere Teil der Arbeitsplatzgewinne aus
Aktivitäten kleiner und mittlerer Unternehmen resultiert. Insgesamt ent-
stehen durch Gründung neuer Unternehmen mehr Arbeitsplätze als
durch Expansion bestehender Unternehmen; entsprechend gehen durch
Liquidation mehr Arbeitsplätze verloren als durch Schrumpfen.
Hohe Zugänge an neuen und hohe Abgänge an alten Arbeitsplätzen sind
somit das Kennzeichen einer expandierenden Volkswirtschaft. Es zahlt
sich nicht aus, Arbeitsplätze, die der Strukturwandel überflüssig
macht, koste es was es wolle, zu. erhalten. Die Öffentlichkeit sollte da-
her ihr Augenmerk nicht immer nur auf diejenigen Arbeitsplätze rich-
ten, die in strukturschwachen Branchen und Regionen verlorengehen.
Sie sollte sich vielmehr stärker mit der Frage beschäftigen, warum in
den zukunftsträchtigen Bereichen zu wenig neue Arbeitsplätze entste-
hen.
46. Die Ergebnisse für die Vereinigten Staaten sind außerordentlich
lehrreich, aber sie lassen sich offensichtlich nicht auf die Bundesrepu-
blik übertragen. Soweit bei der spärlichen Datenlage hierzulande über-
haupt Vergleiche möglich sind (1), lassen sie folgende Unterschiede er-
kennen (Tabelle 19):
- Die Fluktuationsrate ist in der Bundesrepublik geringer: Es wird ein
deutlich kleinerer Teil alter Arbeitsplätze durch neue ersetzt.
- Die Beschäftigungseffekte von Neugründungen sind schwächer (2):
Anteilsmäßig schaffen bestehende Betriebe deutlich mehr Arbeitsplätze
als neue; auch beim Abbau von Arbeitsplätzen spielen schrumpfende
Betriebe eine größere Rolle als solche, die schließen.
- Das Gewicht kleiner Betrieb bei der Einrichtung neuer Arbeitsplätze
ist weit weniger bedeutsam als in den Vereinigten Staaten: Der Unter-
(1) In der Bundesrepublik liegen die dafür erforderlichen Daten bislang
nur für den industriellen Sektor vor, und dies auch erst seit kur-
zem [Stock, 1987]. Der industrielle Sektor gehört auch in den Ver-
einigten Staaten zu denjenigen Bereichen, in denen per Saldo mehr
Arbeitsplätze ab- als aufgebaut werden.
(2) Diese Aussage wird durch eine Reihe anderer Untersuchungen ge-
stützt. Einen Überblick über den Stand der Forschung in der Bun-
desrepublik gibt Hüll [1986].50
Tabelle 19 - Arbeitsplatzgewinne und -Verluste bei Industriebetrieben
im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe 1981-1986 (1000)
Betriebe
Insgesamt(c)
davon mit ... Beschäf-
tigten
unter 9
10 bis unter 20
20 bis unter 100




















































































































(a) Einschließlich Bereichseinwechsler. - (b) Einschließlich Bereichsauswechsler. -
(c) Abweichungen in den Surrmen durch Runden
der 1981 vorhandenen Arbeitsplätze.
der Einzelpositionen; in Klammern:in vH
Quelle: Stock [1987]; eigene Berechnungen.
schied zu Großbetrieben besteht hierzulande darin, daß sie deutlich
weniger Arbeitsplätze abbauen.
2. Mehrfachbesetzung von Arbeitsplätzen
47. Die Anzahl der Arbeitsplätze - alte und neue, besetzte und freie -
ist auch deshalb schwer zu quantifizieren, weil die zeitliche Nutzung
des investierten Sachkapitals sehr unterschiedlich sein kann. Eine Ma-
schine vermag 24 Stunden oder auch nur 8 Stunden am Tag, also im
Dreischicht- oder im Einschichtbetrieb zu laufen. Mit einer Investition
läßt sich also eine unterschiedliche Anzahl von Arbeitsplätzen schaffen,
je nachdem, wie viele Stunden die Anlagen täglich im Einsatz sind.51
In der Bundesrepublik sind im Zuge der Arbeitszeitverkürzung die Ma-
schinenlaufzeiten im Trend gesunken (Tabelle 20). Dieser Effekt wurde
nur teilweise dadurch kompensiert, daß die Schichtarbeit ausgeweitet
wurde und die Automatisierung zugenommen hat. Schätzungen haben er-
geben, daß der gesamtwirtschaftliche Kapitaleinsatz derzeit etwa 7 vH
höher ist, als er es zu sein brauchte, wenn die Nutzungszeiten gegen-
über 1960 unverändert geblieben wären [K.D. Schmidt, 1986]. Rein
rechnerisch ließen sich also ohne nennenswerten Mehreinsatz von Kapital
rund 1 1/2 Millionen Arbeitsplätze mobilisieren, wenn die Bereitschaft
bestünde, zu flexibleren Formen der Arbeitszeitgestaltung überzugehen,
die es ermöglichten, zu den Maschinenlaufzeiten der frühen sechziger
Jahre zurückzukehren (Ziff. 108 ff.).
























Quelle: Reyher et al. [1985]; K.D. Schmidt [1986].
48. Mehr Arbeitsplätze bei gegebener Kapitalausstattung kann es auch
bei vermehrter Teilzeitarbeit geben. Viele Arbeitsplätze sind "teilbar",
insbesondere in Kombination mit einer Ausweitung der Schichtarbeit. In
der Bundesrepublik sind derzeit etwa ein Sechstel aller Arbeitnehmer
teilzeitbeschäftigt, verglichen mit einem Zehntel Anfang der sechziger
Jahre, doch noch immer übersteigt die Nachfrage nach Teilzeitarbeit das
Angebot bei weitem. So hätte die Liberalisierung der Öffnungszeiten im
Einzelhandel sicherlich positive Beschäftigungseffekte: Es würden vor
allem zusätzliche Teilzeitkräfte eingestellt, wie die Erfahrungen im Aus-52
land zeigen [Stehn, 1987]. In diesem Falle sänke sogar der je Arbeits-
platz erforderliche Kapitalaufwand.
3. Rentable und unrentable Arbeitsplätze
49. Investitionen schaffen und sichern auf Dauer nur dort Arbeitsplät-
ze, wo diese eine rentable Produktion erlauben. Insofern ist die Anzahl
der in einer Volkswirtschaft verfügbaren Beschäftigungsmöglichkeiten
nicht nur abhängig von der Kapitalausstattung, sondern auch von ande-
ren Faktoren wie den Produktionskosten, dem Spezialisierungsmuster
oder der Innovationsrate - immer im Vergleich zur internationalen Kon-
kurrenz. Der Sachverhalt ist eigentlich klar: Da ständig eine Reihe von
Unternehmen an der Erlösschwelle produziert, gehen dort Arbeitsplätze
verloren, sobald sich für diese die Rahmendaten verschlechtern, und es
entstehen freie Arbeitsplätze, falls sie sich verbessern - wohlgemerkt
bei gegebenem Sachkapitalbestand. So hat der starke Anstieg des Dol-
larkurses in der ersten Hälfte der achtziger Jahre wieder viele indu-
strielle Arbeitsplätze rentabel gemacht, von denen inzwischen ein großer
Teil erneut gefährdet ist.
50. Wie fragwürdig der Begriff "freie" Arbeitsplätze ist, zeigt ein
Rückblick auf die Zeit nach der Rezession von 1974/75. Damals bezif-
ferte die deutsche Industrie ihre Arbeitsplatzreserven mit 700000, das
waren 10 vH der vorhandenen Arbeitsplätze (Tabelle 21). Tatsächlich
wurde die überwiegende Mehrzahl dieser Arbeitsplätze in den folgenden
Jahren nie mehr besetzt. Nur in ganz wenigen Industriebranchen ist die
Beschäftigung wieder gestiegen - allesamt Branchen, die - wie der
Straßenfahrzeugbau - vorher eher geringe denn große Arbeitsplatzre-
serven hatten. Die dort zusätzlich besetzten Arbeitsplätze mußten also
großenteils erst geschaffen werden: Im Straßenfahrzeugbau sind hier
vor allem der Investitionsschub in den Jahren 1978/79 und, was viel-
leicht noch bedeutender war, die innovatorischen Anstrengungen in den
Jahren davor zu nennen.
51. Bleiben vorhandene Arbeitsplätze längere Zeit unbesetzt, besteht
die Vermutung, daß es sich um unrentable Arbeitsplätze handelt. Sie53
Tabelle 21 - Freie Arbeitsplätze sowie Beschäftigungserwartungen aus

























































































(a) 3. Quartal 1976. - (b) 1976-1979/81 und 1980-1985 (o = unverändert, + =
Zunahme, - = Abnahme) . - (c) Betriebe von Unternehmen mit mehr als 20 Be-
schäftigten. - (d) Jahresdurchschnitte.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ f]; Friedrich, Spitznagel [1981]; Nerb
et al. [1977]; eigene Berechnungen.
sind, ökonomisch gesehen, eigentlich nicht mehr existent. An ihnen
kann zwar noch produziert, aber die Produktion kann nicht mehr ko-
stendeckend am Markt abgesetzt werden.
ökonomisch fragwürdig sind auch Arbeitsplätze, die durch protektioni-
stische Maßnahmen wie Subventionen, Zölle und nichttarifäre Handels-
hemmnisse sowie durch Regulierungen geschützt und gestützt werden.
Solche Arbeitsplätze gibt es in vielen Bereichen und in großer Zahl,54
etwa in der Landwirtschaft, im Kohlenbergbau, in der Stahlindustrie, im
Schiffbau, in der Textilindustrie oder im Verkehrsgewerbe. Investitio-
nen, die sich nur aufgrund der Protektion rentieren, sind Fehlinvesti-
tionen, auch wenn sie mit dem ausdrücklichen Ziel getätigt werden, Ar-
beitsplätze zu schaffen oder zu erhalten.55
C. Investitionen und Arbeitsplatzangebot
I. Ziele unternehmerischer Investitionstätigkeit
52. Unternehmerische Investitionsentscheidungen mögen sich vorder-
gründig an sehr unterschiedlichen Zielen orientieren - wie Sicherung
der Rohstoffversorgung, Erweiterung der Kapazitäten, Rationalisierung
der Lagerhaltung, Straffung von Absatz und Vertrieb, Stärkung der
Innovationskraft, und schließlich auch Sicherung und Schaffung von
Arbeitsplätzen - doch letztlich geht es darum, die Rentabilität des ein-
gesetzten Kapitals zu erhalten oder zu steigern. Unternehmen investie-
ren im allgemeinen dort, wo sie eine angemessene Kapitalverzinsung er-
warten können - angemessen im Vergleich zu den Erträgen und den Ri-
siken alternativer Anlagen, finanzielle Anlagen eingeschlossen, im Inland
wie im Ausland [Dicke, Trapp, 1987]. Dies ist gesamtwirtschaftlich
durchaus erwünscht. Auf diese Weise wird das volkswirtschaftliche
Sparkapital einer effizienten Verwendung zugeführt, bei der, wohlge-
merkt, auch die verfügbaren Arbeitskräfte bestmöglich beschäftigt sind.
Die Aufgabe, bei Investition in Sachkapital eine angemessene Kapitalver-
zinsung zu erwirtschaften, ist angesichts der gegenwärtigen Bedingun-
gen eines raschen wirtschaftlichen und technologischen Wandels nicht
leicht. Dazu müssen ständig neue Märkte erschlossen werden, mit neuen
Produkten und Produktionsverfahren. Unternehmen, die hierbei in Ver-
zug geraten, fallen früher oder später im Wettbewerb zurück. Die Auf-
gabe läßt sich auch so definieren: Unternehmen müssen ständig inve-
stieren, um dem Druck auf die Kapitalrentabilität entgegenzuwirken.
53. Eine ausreichende Kapitalrentabilität läßt sich grundsätzlich auf zwei
Wegen erreichen: durch Senken der Produktionskosten oder durch Ver-
besserung der Absatzchancen. Im ersten Fall geht es darum, neue und
verbesserte Produktionsverfahren einzuführen (Prozeßinnovationen), im
zweiten Fall darum, neue und verbesserte Produkte auf den Markt zu
bringen (Produktinnovationen). Häufig geht freilich beides Hand in
Hand. So lassen sich auch mit Prozeßinnovationen Marktanteile hinzuge-
winnen: Neue und verbesserte Produktionstechniken helfen, die Kosten56
zu senken, und das erlaubt es, die Absatzpreise niedrig zu halten; nie-
drigere Absatzpreise wiederum locken zusätzliche Käufer an. Gesamt-
wirtschaftlich gesehen sind nicht selten die Produktinnovationen einer
Branche (z.B. des Maschinenbaus) die Prozeßinnovationen einer anderen
(z.B. des Straßenfahrzeugbaus).
Auf der Kostenseite sind es vor allem die Arbeitskosten, die Energie-
und Materialkosten und schließlich die Kapitalkosten, die den strategi-
schen Ansatzpunkt für Investitionen bilden, auf der Absatzseite sind es
die Aufwendungen für die Forschung und Entwicklung und für das Mar-
keting. Empirische Studien zeigen, daß Unternehmen bei ihrer Investiti-
onstätigkeit unterschiedliche Schwerpunkte setzen [ Gerstenberger,
1980]. Sie konzentrieren die Investitionen auf jene Bereiche, bei denen
es ihnen lohnend erscheint. In den sechziger und frühen siebziger Jah-
ren zielten die Anstrengungen vornehmlich darauf ab, knappe Arbeits-
kräfte einzusparen. Investitionen dienten, soweit sie nicht zur Erweite-
rung der Kapazitäten getätigt wurden, vor allem der Rationalisierung
der Fertigungsprozesse. Ab Mitte der siebziger Jahre verschoben sich
die Investitionsmotive. Unter dem Eindruck der beiden ölpreiskrisen
ging es fortan verstärkt darum, Energie und andere Rohstoffe einzu-
sparen. In jüngerer Zeit sind wieder andere Motive, insbesondere der
Umweltschutz und die Forschung und Entwicklung, nach vorn gerückt.
Wo und zu welchem Zweck auch immer investiert wird: Es geht stets da-
rum, das Unternehmensergebnis im Ganzen zu optimieren, also die Ko-
sten zu minimieren bzw. die Erträge zu maximieren.
54. Prozeßinnovationen zielen auf eine Steigerung der Produktivität aller
eingesetzten Produktionsfaktoren (Totalproduktivität). Das läßt sich so-
wohl durch eine effizientere Nutzung jeder dieser Faktoren als auch
durch eine effizientere Kombination aller Faktoren erreichen. So können
die Personalkosten dadurch gesenkt werden, daß im Produktionsprozeß
leistungsfähigere Maschinen oder eine größere Anzahl der bisherigen
Maschinen zum Einsatz kommen. Zu beachten ist dabei, daß eine bloße
Substitution von Arbeit durch Kapital zwar die Arbeitsproduktivität er-
höht, die Kapitalproduktivität aber senkt. Eine solche Strategie ist also
nicht immer und überall lohnend. Sie lohnt sich nur, wenn sich dadurch
die gesamten Produktionskosten verringern, die Totalproduktivität also57
steigt. In diesem Fall tragen Prozeßinnovationen maßgeblich dazu bei,
die Position eines Unternehmens im Preiswettbewerb zu verbessern, was
letztlich auch der Beschäftigung zugute kommt.
55. Produktinnovationen in Form von neuen und verbesserten Produkten
dienen dagegen vorrangig dazu, die nichtpreisliche Wettbewerbskompo-
nente zu stärken. Unternehmen, die hier einen Vorsprung haben, kön-
nen selbst bei vergleichsweise hohen Produktionskosten rentabel produ-
zieren. Das gilt auch für arbeitsintensiv produzierende Bereiche, bei
denen wegen der vergleichsweise niedrigen Produktivität die Lohnkosten
stark zu Buche schlagen.
56. Der Hinweis auf den innovativen Charakter vieler Investitionen ist
wichtig: In vielen theoretischen und empirischen Studien wird so getan,
als würden Unternehmen lediglich auf Veränderungen der ökonomischen
Rahmendaten reagieren, also Produktion, Investitionen und Beschäfti-
gung im nachhinein an die jeweils gegebene Nachfrage und Produktions-
technik anpassen. In Wirklichkeit müssen sie versuchen, Nachfrage und
Produktionstechnik aktiv zu beeinflussen, und zwar durch eine zielge-
richtete Gestaltung der Produktpalette und der Produktionstechnologie.
Gerade dazu müssen sie investieren.
II. Wachstum des Sachkapitalbestands und Beschäftigungsentwicklung
57. Die These, daß Investitionen in Sachkapital und Beschäftigungsent-
wicklung grundsätzlich positiv miteinander korreliert sind, sollte eigent-
lich nicht strittig sein. Sie läßt sich auch empirisch belegen. Eine Aus-
wertung der Bilanzabschlüsse von rund 14 000. Unternehmen aller
Rechtsformen im Produzierenden Gewerbe und im Handel, die der Bun-
desbank im Rahmen ihres Rediskontgeschäfts zugehen (1), brachte fol-
gende Ergebnisse [Deutsche Bundesbank, 1986]:
(1) Diese Daten sind mit denen in den Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen nicht voll vergleichbar, ihr Informationsgehalt ist aber,
weil sie tiefer strukturiert sind, größer.58
- Unternehmen, die in der Vergangenheit ihren Sachkapitalbestand nicht
erweiterten oder ihn sogar verringerten (die also gerade in Höhe der
Abschreibungen investierten oder noch nicht einmal das), haben - im
Durchschnitt - die Anzahl der Beschäftigten deutlich reduziert. Bei
den Unternehmen mit schrumpfendem Sachkapitalbestand (im Zeitraum
von 1981 bis 1984 war das jedes vierte Unternehmen) lagen die Ar-
beitsplatzverluste in einer Größenordnung zwischen 10 und 20 vH.
Positive Nettoinvestitionen garantieren allerdings noch keine steigende
Beschäftigung. Zu Mehreinstellungen kam es nur dort, wo der Sach-
kapitalbestand recht kräftig erhöht wurde - im Zeitraum von 1981 bis
1984 lag die Schwelle (wiederum im Durchschnitt) oberhalb einer jähr-
lichen Zuwachsrate von 5 vH. Bei Unternehmen, die in der genannten
Zeit oberhalb dieser Schwelle lagen, wurde auch der Personalbestand
kräftig aufgestockt, im auffälligen Unterschied zur abwärts gerichte-
ten Entwicklung insgesamt (Schaubild 3).
- Nicht alle Unternehmen, die desinvestierten, mußten die Beschäfti-
gung verringern, und nicht alle Unternehmen, die überdurchschnitt-
lich viel investierten, konnten sie steigern. Hinter dem Durchschnitt
verbirgt sich eine beachtliche Streubreite von Mustern. Auf kürzere
Frist ist offenbar der Zusammenhang zwischen der Höhe der Nettoin-
vestitionen und der Veränderung der Beschäftigung nur sehr locker:
Unternehmen investieren häufig schubweise. Sie modernisieren und
erweitern die Produktionsanlagen im Vorgriff auf künftige Produktion
und Beschäftigung. Sie schaffen also zunächst nur potentielle Ar-
beitsplätze, die erst nach und nach besetzt werden können; überdies
sollte nicht übersehen werden, daß häufig auch hohe Investitionen
getätigt werden müssen, um die vorhandenen Arbeitsplätze zu si-
chern. Eine Parallelität von Sachkapitalaufstockung und Beschäftigten-
abbau bedeutet deshalb nicht notwendig die Vernichtung von Arbeits-
plätzen, sondern sie kann auch die Anstrengungen widerspiegeln, we-
nigstens einen Teil der bedrohten Arbeitsplätze zu erhalten.
- Der Investitionsbedarf, der zur Sicherung vorhandener und zur
Schaffung neuer Arbeitsplätze erforderlich ist, lag Anfang der achtzi-
ger Jahre höher als Anfang der siebziger Jahre (dies gilt vermutlich
auch dann, wenn man berücksichtigt, daß beide Zeiträume in kon-59
Schaubild 3 - Zusammenhang zwischen Nettoinvestitionen und Beschäfti-
gungsentwicklung im Produzierenden Gewerbe und im
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Quelle: Deutsche Bundesbank [1986]; eigene Berechnungen.
junktureller Hinsicht nicht voll vergleichbar sind). Die Kapitalinten-
sivierung hat sich also - jedenfalls in den hier untersuchten Wirt-
schaftsbereichen - fortgesetzt.
Bestätigt wird aber auch die Vermutung, daß die Beziehungen zwischen
Investitionen und Beschäftigungsentwicklung komplexer sind, als es60
häufig angenommen wird. Die Frage, wie Unternehmen ihre Leistungs-
kraft erhalten und stärken und damit auch die Arbeitsplätze sichern
können, verlangt nach einer differenzierten Antwort.
58. Als ein erstes und vorläufiges Fazit läßt sich folgendes sagen: Die
ungünstige Beschäftigungsentwicklung in der ersten Hälfte der achtzi-
ger Jahre spiegelt die langanhaltende Investitionsschwäche wider. Zu
viele Unternehmen haben den Kapitalstock kräftig abgebaut, und zu we-
nige haben ihn kräftig erweitert. So hat im Zeitraum von 1981 bis 1984
jedes zweite Unternehmen nicht einmal mehr die Abschreibungen reinve-
stiert, im Zeitraum von 1970 bis 1973 war das nur jedes vierte
[Deutsche Bundesbank, 1986], Es ist dies Ausdruck eines strukturellen
Anpassungsstaus, in dem die deutsche Wirtschaft derzeit steckt
[Donges, Schmidt et al., 1988].
III. Unterschiedliche sektorale Anpassungsprozesse
59. Mit welcher Strategie Unternehmen im Strukturwandel erfolgreich
sein werden, läßt sich nicht generell sagen. Das hängt maßgeblich von
dem Umfeld ab, in dem die einzelnen Unternehmen operieren. Dazu ge-
hören insbesondere
- die Marktverfassung - etwa ob Unternehmen auf Märkten operieren,
die weithin gesättigt sind oder noch ein großes Absatzpotential auf-
weisen, ob diese Märkte unter Preisdruck stehen oder Preiserhö-
hungsspielräume bieten, und ob diese Märkte offen oder geschlossen
sind, also viel oder wenig Wettbewerb zeigen,
- der Grad der außenwirtschaftlichen Verflechtung - etwa ob die Unter-
nehmen Güter anbieten, die weltweit oder nur im eigenen Land gehan-
delt werden,
- der Stand der Produkt- und Prozeßtechnologie - etwa ob die Unter-
nehmen sogenannte Produktzyklusgüter oder standardisierte Güter
produzieren, und ob sie arbeits- oder kapitalintensive Fertigungs-
verfahren anwenden.61
Marktverfassung, Einbindung in die internationale Arbeitsteilung sowie
Faktorausstattung und technologisches Potential sind vermutlich die
wichtigsten Kriterien, an denen sich typische Verhaltensmuster ausma-
chen lassen.
7. Typologie von Verhaltensstrategien
60. In vielen theoretischen wie empirischen Untersuchungen wird die
Entwicklung der Nachfrage als zentrale Bestimmungsgröße für Investiti-
onen und Beschäftigung herausgestellt. Danach investieren Unternehmen
nur dort, wo ausreichende Absatzmöglichkeiten für die eigene Produkti-
on bestehen. Ein ausreichendes Absatzpotential - und dies wird oft
übersehen - fällt aber nicht vom Himmel. Es muß in der Regel erst ge-
schaffen werden, und dazu bedarf es zusätzlicher Investitionen - sei es
in die Entwicklung marktgängiger Produkte, sei es in kostensenkende
Produktionsverfahren oder sei es auch in beides. In einem Land wie der
Bundesrepublik, in dem die breite Masse der Bürger über einen ver-
gleichsweise hohen Lebensstandard verfügt, gibt es nur noch wenige
Märkte, die "von allein" expandieren. Eine der Hauptaufgaben unter-
nehmerischen Handelns muß es sein, neue Absatzmöglichkeiten aufzu-
spüren (Expansionsstrategie).
61. Die Chancen, mit einer Expansionsstrategie zum Erfolg zu kommen,
sind in einer hochentwickelten Volkswirtschaft allerdings ungleich ver-
teilt. Sie sind dort groß,
- wo der Wandel in den Käuferpräferenzen zusätzliche Absatzspielräume
schafft,
- wo der technische Fortschritt die Entwicklung neuer und die verbil-
ligte Herstellung bekannter Güter möglich macht,
- wo sich, etwa aufgrund externer Preisschocks, Substitutionspotentiale
ergeben.
Häufig ist das eine mit dem anderen verzahnt. So läßt sich die stürmi-
sche Expansion der Märkte im Bereich der Unterhaltungselektronik aus
dem Zusammenspiel von Technik und Konsumentenwünschen erklären.62
62. Die Expansionsstrategie zeitigt, jedenfalls wenn sie erfolgreich ist,
fast immer positive Beschäftigungseffekte. In dem Maße, wie Marktantei-
le hinzugewonnen werden, müssen die Sachkapazitäten erweitert werden,
und das erfordert zusätzliches Personal. Das gilt selbst dort, wo Unter-
nehmen gleichzeitig auf die Karte von kostensenkenden Prozeßinnovatio-
nen setzen: Die Beschäftigungsgewinne aus der zusätzlichen Nachfrage
dürften etwaige Beschäftigungsverluste aus der verstärkten Rationalisie-
rung in aller Regel mehr als ausgleichen.
63. Die Expansionsstrategie verspricht nicht überall Erfolg. Sie ist mei-
stens dort fehl am Platz, wo das Marktpotential ausgeschöpft und wo
der Druck der ausländischen Konkurrenz übermächtig ist.
Zwar finden auch hier einzelne Unternehmen durchaus noch Nischen,
aber eben nur einzelne, nicht die große Mehrzahl der Unternehmen ei-
ner Branche. Diesen bleibt nur die Suche nach anderen Märkten - oder
aber der Rückzug.
64. Wo das Nachfragepotential klein und der Anbieterwettbewerb hart,
die Gewinnerwartungen folglich schlecht sind, kann die Diversifizierung
der Produktpalette, also das Ausweichen auf andere Märkte, neue Ex-
pansionsspielräume öffnen (Diversifizierungsstrategie). Diversifizierung
kann vielerlei bedeuten: Etwa eine Ausweitung der Aktivitäten auf Be-
reiche, die dem eigenen Produktionsschwerpunkt vor- und nachgelagert
sind, oder aber auf branchenferne Produktionen. Vor allem Finanzinve-
stitionen sind hier die strategischen Größen, also die Beteiligung an
fremden Unternehmen oder deren vollständiger Erwerb.
Die Diversifizierung ist auch ein Weg, um das investierte Sach- und
Humankapital besser auslasten zu können. Das Produktionspotential der
heutigen Generation von Robotern, Computern oder digitalisierten Kom-
munikationssystemen übersteigt oftmals bei weitem das vorhandene
Marktpotential. Für Fluggesellschaften, die sich ein aufwendiges Reser-
vierungssystem zugelegt haben,_ ist es profitabel, neben Flugscheinen
auch Hotelbetten, Mietwagen oder Versicherungen zu verkaufen. Häufig
verbindet sich damit die Hoffnung, daß sich Synergieeffekte einstellen,63
wenn das investierte Kapital gleichzeitig dafür eingesetzt werden kann,
andere Märkte zu erschließen [Donges, Schmidt et al., 1988],
In ihren Beschäftigungswirkungen ist die Diversifizierungsstrategie mit
der Expansionsstrategie vergleichbar: Unternehmen, die ihr Marktpoten-
tial erweitern, haben in aller Regel einen wachsenden Personalbedarf.
Das gilt selbst dann, wenn es sich um den Einkauf in andere Unterneh-
men handelt, denn auf diese Weise wird Wettbewerbskraft gestärkt, beim
eigenen Unternehmen ebenso wie bei dem neuen Partner.
65. In Branchen, die dem Druck der internationalen Konkurrenz ausge-
setzt sind und die keine hinreichenden Prozeß- oder Produktinnovatio-
nen tätigen (wollen oder können), ist häufig eine Verlagerung von Pro-
duktionsstätten ins Ausland eine erfolgversprechende Strategie (Verla-
gerungsstrategie). Sie kommt vor allem dort in Betracht, wo die Pro-
duktionskosten im Ausland niedriger als im Inland sind, aber auch dort,
wo Handelsschranken den Zutritt zu fremden Absatz- und Beschaffungs-
märkten erschweren. Es handelt sich um Investitionen, die in bezug auf
die inländische Produktion substitutiv sind. Beispiele hierfür liefern
die Textil- und die Bekleidungsindustrie, die sich auf diese Weise den
Lohnkostenvorteil der asiatischen Schwellenländer und der Staatshan-
delsländer nutzbar machen (Lohnveredelung), oder die Chemische Indu-
strie, die die tarifären und nichttarifären Handelsbarrieren anderer
Länder zu überspringen versucht. Häufig haben solche Auslandsinvesti-
tionen aber auch komplementären Charakter - komplementär in bezug
auf die Sicherung von Absatzmärkten für die heimische Produktion. So
unterhalten viele Investitionsgüterhersteller im Ausland ein umfangrei-
ches Servicenetz, das der Marktpflege dient.
Auslandsengagements inländischer Unternehmen werden häufig in ihren
Beschäftigungswirkungen negativ bewertet. Sie werden meistens mit dem
Abbau von Arbeitsplätzen im Inland in Zusammenhang gebracht und
nicht mit der Sicherung oder Schaffung von Arbeitsplätzen. Bei komple-
mentären Investitionen - und diese machen den weitaus größeren Teil
der Auslandsinvestitionen aus - trifft das ganz gewiß nicht zu. Hier
gilt die Regel, daß anderenfalls die inländische Beschäftigung nicht ge-
sichert werden könnte. Bei substitutiven Investitionen mag das teilweise64
anders sein; empirische Belege über deren Wirkungen lassen sich ange-
sichts der komplexen Wirkungsketten kaum beibringen. Es gibt aber gu-
te Gründe zu vermuten, daß durch die Verlagerung von Fertigungsstät-
ten ins Ausland wenigstens ein Teil der Arbeitsplätze im Inland gesich-
ert wird - die sonst verloren wären.
66. Bei dem raschen Strukturwandel kann auch die Stillegung ganzer
Unternehmen oder einzelner Unternehmen eine sinnvolle Strategie sein -
aus der Sicht eines einzelnen Unternehmens wie der Volkswirtschaft im
ganzen. Denn unrentable Produktionen durchzuhalten verursacht immer
Opportunitätskosten. Auch Desinvestitionen, also der Abbau des Sach-
kapitalbestands in quantitativer und qualitativer Hinsicht, können einen
Beitrag zur Schaffung zusätzlicher Arbeitsplätze leisten (Rückzugsstra-
tegie). Sie dienen der Umlenkung knapper Ressourcen in günstigere
Verwendungsbereiche.
Die Rückzugsstrategie zielt darauf ab, den Schrumpfungsprozeß in zeit-
licher Hinsicht zu strecken und in wirtschaftlicher und sozialer Hinsicht
abzufedern. Sie ist immer dann am Platze, wenn der Marktanteil und
das Marktwachstum gering sind und wenn die eigene Wettbewerbspositi-
on schwach ist.
67. In der Regel wird sich ein einzelnes Unternehmen, geschweige denn
eine ganze Branche, nie auf eine Strategie konzentrieren. Man wird im-
mer mehrere Strategien gleichzeitig verfolgen, entsprechend den Wettbe-
werbsbedingungen auf den Märkten und den Möglichkeiten, diese zu be-
einflussen. Ein lehrreiches Beispiel hierfür liefert die deutsche Auto-
mobilindustrie, die Mitte der siebziger Jahre in eine Absatzkrise geriet,
die nicht nur konjunkturelle Ursachen hatte. Damals ging binnen zweier
Jahre fast ein Zehntel der Arbeitsplätze verloren; spektakulärer Höhe-
punkt war im Jahr 1975 der Abbau von 25000 Arbeitsplätzen im Volks-
wagenwerk. Der Fahrzeugbau lief damals Gefahr, sich von einer Wachs-
tumsbranche zu einer schrumpfenden Branche zu wandeln [Wolter,
1975]. Er ging aber gestärkt aus der Krise hervor. Die Branche setzte
zunächst auf die Karte von Produktinnovationen - so zog sie nach dem
ersten ölpreisschub Nutzen aus der Entwicklung kleinerer Wagentypen
mit kraftstoffsparenden Motoren - und später, als die japanische Kon-65
kurrenz übermächtig zu werden schien, zusätzlich auf die Karte von
Prozeßinnovationen. Inzwischen hat sie sich auch zu verstärkten Stand-
ortverlagerungen durchgerungen. Nicht zuletzt aufgrund der erhebli-
chen Innovations- und Investitionsanstrengungen gehört der Fahrzeug-
bau heute zu den wenigen industriellen Wachstumsbranchen, bei denen
die Beschäftigung noch steigt.
68. So vielfältig die Ursachen des Anpassungsdrucks sind, so unter-
schiedlich sind auch die Reaktionsmuster. Solche Unterschiede gibt es
nicht nur zwischen allen Branchen zu einem bestimmten Zeitpunkt, son-
dern auch für einzelne Branchen zu verschiedenen Zeitpunkten. Der
"Zeittrend" kann typische Verhaltensmuster verstärken oder abschwä-
chen. So standen in den fünfziger und sechziger Jahren zunächst der
Aufbau und die Erweiterung der Produktionskapazitäten überall im Vor-
dergrund, später kam - wiederum fast überall - die Behebung des Ar-
beitskräftemangels hinzu, also die Rationalisierung von Fertigung, Ver-
waltung und Vertrieb. In den siebziger Jahren war es vor allem die
schubartige Verteuerung der Energiekosten und der verschärfte Wettbe-
werb von außen, der viele Unternehmen vor große Probleme stellte,
aber beileibe nicht alle Unternehmen. Die Energieverteuerung traf die
Produzenten von Grundstoffen und Produktionsgütern stärker als die
von Investitionsgütern oder die von Konsumgütern, der Verlust an in-
ternationaler Wettbewerbsfähigkeit die industriellen Bereiche stärker als
die Dienstleistungsbereiche. In ähnlicher Weise wirken auch die inzwi-
schen verschärften Auflagen im Umweltschutz unterschiedlich auf die
einzelnen Branchen.
69. Bei alledem ist zu beachten, daß Investitionsentscheidungen - von
einzelnen Unternehmen wie von ganzen Branchen - maßgeblich durch
wirtschaftspolitische Eingriffe beeinflußt werden: durch Gebote und
Verbote, Steuern und Abgaben, Regulierungen und Reglementierungen,
Zölle und nichttarifäre Handelshemmnisse und vor allem durch Subven-
tionen. Auch in diesen Fällen orientieren sich die Investoren selbstver-
ständlich am Rentabilitätskalkül. Entscheidend ist für sie nun nicht nur
das am Markt erzielbare Einkommen, sondern auch das Ausmaß der
staatlichen Protektion. Es wird dann nicht mehr dort investiert, wo der
Markt lohnenden Absatz verspricht, sondern dort, wo der Protektions-66
grad hoch genug ist, um eine angemessene Kapitalverzinsung zu garan-
tieren (rent seeking). Arbeitsplätze, die auf solche Weise geschaffen
oder erhalten werden, haben nur Bestand, solange der Staat sie stützt.
Man darf hier freilich nicht brutto für netto nehmen. Gegen die Ar-
beitsplätze in den protegierten Branchen sind diejenigen Arbeitsplätze
aufzurechnen, die in den diskriminierten Bereichen nicht entstehen oder
gar vernichtet werden. Gesamtwirtschaftlich führt Kapitalfehlleitung,
wie empirische Studien zeigen [ Gerken et al., 1985; Donges, Schmidt et
al., 1988], immer zu Arbeitsplatzverlusten.
2. Unterschiedliche Verhaltensmuster
70. Die zentrale These, daß Investitionen und Beschäftigung positiv
(wenngleich nicht eng) korreliert sind, findet sich auch im Branchen-
querschnitt bestätigt (Schaubild 4): Nahezu alle Branchen, die in den
zurückliegenden Jahren (1973 bis 1985) die Anzahl der Beschäftigten
ausweiten konnten, haben in dieser Zeit überdurchschnittlich viel in-
vestiert, aber nicht alle Branchen, die überdurchschnittlich viel inve-
stiert haben, blieben von einem Beschäftigungsabbau verschont. Zu den
Branchen, die trotz einer vergleichsweise hohen Akkumulationsrate
überdurchschnittliche Beschäftigungsverluste verzeichneten, gehören
unter anderem die Elektrotechnik, die Herstellung und Verarbeitung von
Glas, die Druckerei und Vervielfältigung sowie - bis weit in die sieb-
ziger Jahre - die Herstellung von Büromaschinen und Datenverarbei-
tungsgeräten. Es sind dies teils solche Branchen, die auf schrumpfen-
den oder stagnierenden Märkten operieren, teils solche, die harter in-
ternationaler Konkurrenz ausgesetzt sind, teils solche, die einen ra-
schen Wandel bei den Produktionstechniken durchmachen. In Einzelfällen
kann sogar alles zusammentreffen.
71. Genaueren Aufschluß über die dahinter stehenden Strategien erhält
man, wenn man die Veränderung der Beschäftigung nicht mit der Ent-
wicklung der Investitionen in der Summe, sondern mit der je Arbeits-
platz (der Kapitalintensität) vergleicht. Dabei zeigt sich, daß neben den
genannten noch einige andere überdurchschnittlich viel investiert ha-
ben, ohne dadurch den Schrumpfungsprozeß aufhalten zu können. Dazu67
Schaubild 4 - Entwicklung von Investitionen (a) und Beschäftigung nach






















- 2 0 2 4 6 8 10 12 vH
Bruttoanlagevermögen
(a) Durchschnittliche jährliche Veränderungsrate des Bruttoanlagever-
mögens in Preisen von 1980, 1973-1985. -(b) Durchschnittliche jährliche
Veränderungsrate der Erwerbstätigenzahl, -(c)Unternehmen ohne Woh-
nungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]j eigene Berechnungen.
gehören das Ledergewerbe, das Textilgewerbe und das Bekleidungsge-
werbe, allesamt Branchen, die seit längerem unter starkem Importdruck
der Entwicklungsländer und der Staatshandelsländer stehen. Die Strate-
gie, dem verstärkten Wettbewerbsdruck mit erhöhtem Kapitaleinsatz zu
begegnen, ist hier nur teilweise aufgegangen. Sie hat zwar den
Schrumpfungsprozeß bremsen, aber nicht aufhalten können.
Schaubild 4 läßt erkennen, daß es auch eine Reihe von Branchen gibt,
die vom "Normalmuster" abweichen, die also trotz überdurchschnittlicher
Investitionen bei der Beschäftigung vergleichsweise schlecht abgeschnit-
ten haben. Dazu gehört auf der einen Seite etwa die Herstellung von68
Büromaschinen und Datenverarbeitungsgeräten, die einen beispiellosen
Strukturwandel hinter sich hat, der zwischenzeitlich zum Abbau von
Arbeitsplätzen führte. Und es gehört dazu auf der anderen Seite etwa
die Eisenschaffende Industrie, bei der der Staat die Beschäftigung we-
sentlich gestützt hat und noch immer stützt.
a. Expansionsstrategien
72. Zu den Aufgaben unternehmerischer Tätigkeit gehört die Sicherung
und Erweiterung der Absatzmärkte, sei es im Inland, sei es im Ausland.
Gefahren drohen hier vor allem von zwei Seiten: von einer zunehmenden
Marktsättigung und von sich verschärfender in- und ausländischer Kon-
kurrenz. Tabelle 22 zeigt, wo Unternehmen in expandierenden, stagnie-
renden oder schrumpfenden Märkten operieren, jeweils gemessen am
mengenmäßigem Wachstum der Märkte im Zeitraum von 1973 bis 1985.
Auf Branchenebene haben die Unternehmen im Dienstleistungssektor seit
Anfang der siebziger Jahre die besseren Marktchancen gehabt als die
Unternehmen im Warenproduzierenden Gewerbe. Diese Erfolge sind frei-
lich nicht vom Himmel gefallen, sie mußten erst erkämpft werden. Dazu
waren Einfallsreichtum und Durchsetzungskraft notwendig - und höhere
Investitionen. Beispielhaft sei hier aus dem Dienstleistungsbereich das
Kreditgewerbe erwähnt, das sich in letzter Zeit, was das Erschließen
neuer Märkte anbelangt, als außerordentlich innovativ erwiesen hat. Be-
merkenswerte Beispiele für innovatives Investieren finden sich aber
auch im Verarbeitenden Gewerbe. Zu erwähnen sind insbesondere die
Kunststoffverarbeitung, der Straßenfahrzeugbau, der Luft- und Raum-
fahrzeugbau sowie seit kurzer Zeit die Herstellung von Büromaschinen
und Datenverarbeitungsgeräten. Es sind dies die einzigen industriellen
Bereiche, in denen auch die Anzahl der Beschäftigten aufgestockt wer-
den konnte, in der Büromaschinenherstellung insgesamt allerdings erst
in den allerletzten Jahren nach vollzogener Strukturbereinigung.
73. Am Beispiel der Herstellung von Büromaschinen und Datenverarbei-
tungsgeräten läßt sich erkennen, daß das Investitionsverhalten in einer
Branche von ganz unterschiedlichen Zielrichtungen bestimmt sein kann,
vor allem, wenn sie sich im strukturellen Umbruch befindet. Im traditi-
onellen Büromaschinenbereich stehen als Folge des raschen technologi-69
Tabelle 22 - Zusammenhänge zwischen Investitionen und Beschäftigung








































































(a) Veränderungsrate der Bruttowertschöpfung in jeweiligen Preisen. - (b) Veränderungsrate des Deflators der Bruttowert-
schöpfung. - (c) Veränderungsrate der Bruttoanlageinvestitionen (in jeweiligen Preisen) in Relation zur Veränderungsrate
des Bruttoanlagevermögens (zu Wiederbeschaffungspreisen) . - (d) + = Zunahme schwächer als im Durchschnitt; ++ = Zunahme
starker als im Durchschnitt; o = keine Veränderung; - = Abnahme schwächer als im Durchschnitt (relative Zunahme); — =



























Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]; eigene Berechnungen
sehen Wandels die Zeichen schon seit längerem auf Rückzug. Dort haben
die Unternehmen, soweit sie den Schrumpfungsprozeß überhaupt über-
lebt haben, die Anzahl der Arbeitsplätze kräftig reduziert. Im Bereich
der modernen Informations- und Kommunikationstechniken, der sich
durch die rasche Ausbreitung der Mikroelektronik im kräftigen Aufwind
sieht, haben sie hingegen die Anzahl der Arbeitsplätze deutlich aufstok-
ken können (Tabelle 23). Voraussetzung dafür waren überdurchschnitt-70
Tabelle 23 - Kennziffern zur wirtschaftlichen Entwicklung der Herstel-












































(a) Betriebe von Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten,












Quelle: Statistisches Bundesamt [ f] ; eigene Berechnungen.
lieh große Investitionsanstrengungen, sowohl bei der Entwicklung neuer
und leistungsfähigerer Produkte als auch bei der Entwicklung einer an-
spruchsvollen und kostengünstigen Produktionstechnologie. Der Bereich
der modernen Informations- und Kommunikationstechnik gilt inzwischen
als der High-Tech-Bereich schlechthin.
74. Ein ähnlicher Fall ist die Chemische Industrie, auch eine Wach-
stumsbranche, wenngleich nicht mit der Dynamik wie im Informations-
und Kommunikationsgerätebereich. Die Chemische Industrie befindet sich
ebenfalls in einem Umstrukturirungsprozeß, bei dem die sachkapitalin-
tensive Grundstoffproduktion an Boden verliert und humankapitalinten-
sive Produktionen, zum Beispiel im Pharmabereich, an Boden gewinnen
(Tabelle 24). Die Chemische Industrie hat nur vergleichsweise wenig in
Sachanlagen, aber dafür vergleichsweise viel in Humankapital investiert.
Dies läßt sich deutlich an den Umschichtungen im Personalbestand able-
sen - von Arbeitern zu Angestellten und innerhalb der Angestellten von
den unteren zu den mittleren und höheren Qualifikationsgruppen.71
Tabelle 24 - Kennziffern zur wirtschaftlichen Entwicklung der Chemi-















































(a) Betriebe von Unternehmen mit mehr als 20 Beschäftigten. - (b) An-
gestellte der Leistungsgruppen 2, 3 u. 4 (vgl. Tab. 12). - (c) Fachar-
beiter. - (d) Angestellte der Leistungsgruppe 5 sowie Arbeiter der
Leistungsgruppen 2 u. 3 (vgl. Tab. 12). - (e) In jeweiligen Preisen. -
(f) 1985.
Quelle: Statistisches Bundesamt [a; b; d; f]; Ifo-Institut für Wirt-
schaftsforschung [a]; eigene Berechnungen.
75. Eine Verbesserung der Absatzchancen regt Unternehmen nur dann
zum Investieren an, wenn diese als dauerhaft angesehen werden. Das
zeigt das Beispiel der NE-Metallerzeugung, in der die Aluminiumherstel-
lung eine dominierende Rolle spielt. Für diese Branche ist die Bundes-
republik, nicht zuletzt wegen der hohen Strompreise, alles andere als
ein günstiger Produktionsstandort. Dennoch verzeichnete sie in den
Jahren 1984 und 1985 überraschende Absatzerfolge. Der Grund dafür
war der zeitweilige Höhenflug des Dollars, der deutsches Aluminium
preislich sehr wettbewerbsfähig machte. Wechselkursbedingte Wettbe-
werbsvorteile sind aber in aller Regel keine tragfähige Basis für eine
strategische Investitionsplanung. Die Aluminiumindustrie hat daher auch
gar nicht erst versucht, mit einem Investitionsschub die Marktanteilsge-
winne abzusichern.72
76. Auch ein wachsendes Marktpotential - gemessen am mengenmäßigen
Absatz - bietet keine Garantie für erfolgreiches Investieren, insbe-
sondere dann nicht, wenn die Märkte unter Preisdruck stehen - wenn
etwa ausländische Anbieter mit niedrigeren Produktionskosten produzie-
ren oder wenn Überkapazitäten aufgebaut wurden, deren Ausbringung
die Aufnahmekapazität des Marktes übersteigt. Sinkende (relative) Ab-
satzpreise bewirken einen Druck auf die Kapitalrendite, der nur durch
kostensenkende Produktivitätssteigerungen kompensiert werden kann.
Unternehmen, die in solchen Märkten operieren, müssen also ihre
Chance in verstärkten Prozeßinnovationen suchen - oder sie müssen das
Feld räumen, falls sie auf diesem Gebiet mit der Konkurrenz nicht mit-
halten können.
77. Sinkende (relative) Absatzpreise sind aber häufig auch der Schlüs-
sel, um neue Märkte zu erschließen. So hat erst der Preisverfall bei
Halbleitern die rasche Ausbreitung der Mikroelektronik ermöglicht und
aus Taschenrechnern oder quarzgesteuerten Armbanduhren, die anfangs
für ein breites Käuferpublikum unerschwinglich schienen, mittlerweile
fast schon Wegwerfartikel gemacht. Eine Reihe von Wachstumsbranchen,
und dazu gehören neben der Herstellung von Datenverarbeitungsgeräten
vor allem die Kunststoffverarbeitung, die Kreditinstitute und die Nach-
richtenübermittlung, haben ihre starke Marktposition in hohem Maße der
relativen Verbilligung des eigenen Angebots zu verdanken.
Die Rolle, der Prozeßinnovationen bei der Schaffung von Arbeitsplätzen
wird häufig nicht richtig verstanden. Sie werden nicht selten als "Job-
killer" gesehen. Eine solche Fehleinschätzung kommt nicht zuletzt da-
durch zustande, daß die relativen Preise als Wettbewerbsparameter aus-
geblendet werden. Unternehmen", die im Bereich sinkender Stückkosten
operieren, haben Preissenkungsspielräume. Auf preiselastischen Märkten
bringt das steigenden Absatz und steigende Gewinne, und das wiederum
hat in aller Regel positive Beschäftigungs Wirkungen,
78. Die Zusammenhänge zwischen Prozeßinnovationen, Produktivität, re-
lativen Preisen und Beschäftigung sind zwar sehr komplex, aber wer sie
durchschaut, besitzt den Schlüssel zum Verständnis des Problems. Em-73
pirische Untersuchungen kommen meistens zu dem Ergebnis, daß zwi-
schen der Produktivitäts- und der Beschäftigungsentwicklung im Bran-
chenquerschnitt keine enge Korrelation besteht [DIW, 1983]. Das kann
nicht überraschen. Entscheidend für die Beschäftigung ist nicht allein,
wie effizient eine Branche produziert (ausgedrückt in Mengen und bezo-
gen auf den Arbeits- oder Kapitaleinsatz), sondern ob sie dies auch in
Markterfolge ummünzen kann - in hohe Einkommen, nicht pro Stück,
sondern in der Summe.
Aus theoretischer Sicht bestehen folgende Zusammenhänge:
- Im Branchenquerschnitt gibt es eine negative Beziehung zwischen der
Produktivitäts- und der Preisstruktur, genauer zwischen der Entwick-
lung der relativen Mengenproduktivität und der Entwicklung der rela-
tiven Absatzpreise. Unternehmen, die bei Prozeßinnovationen erfolg-
reich sind, haben gute Chancen für eine Ausweitung ihrer Märkte
über sinkende Preise. Auch Unternehmen, deren Märkte unter Preis-
druck stehen, können sich durch Prozeßinnovationen eine Atempause
verschaffen.
- Im Branchenquerschnitt besteht eine positive Beziehung zwischen der
Entwicklung der Einkommensproduktivität und der Beschäftigung. In
der Einkommensproduktivität spiegelt sich beides: innovative Anstren-
gung und Markterfolg.
Im empirischen Test findet man beide Hypothesen freilich nur teilweise
bestätigt (Schaubild 5). Die Vorzeichen weisen zwar in die erwartete
Richtung, aber die Korrelation ist nicht sonderlich eng. Dies hängt
vermutlich damit zusammen, daß in beiden Fällen die Variablen nicht
unabhängig voneinander sind: So steigt, wie schon mehrfach erwähnt,
die Produktivität, wenn Unternehmen marginale Arbeitskräfte entlassen.
Zudem ist die Preisstruktur nicht frei von Verwerfungen, bedingt durch
die staatliche Protektion.
79. Aus den Überlegungen folgt, daß zu einer positiven Beschäfti-
gungsentwicklung entweder ein großes Potential für Produktivitätsstei-
gerungen oder aber ein großer Spielraum für Preiserhöhungen gehören.
Beides läßt sich in der Regel nur mit hohen Investitionen schaffen.74
Schaubild 5 - Entwicklung von Produktivität (a) , relativen Preisen (b)


























































































(a) Mengenproduktivität = Bruttowertschöpfung in Preisen von 1980 je Erwerbstätigen; Einkommensproduktivität = Bruttowertschöpfung
in jeweiligen Preisen je Erwerbstätigen. - (b) Jeweiliger Deflator der Bruttowertschöpfung bezogen auf den Deflator der Bruttowertschöp-
fung für den Unternehmensbereich. - (c) Unternehmen ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; eigene Berechnungen.
Auch die wachstumsstarken Dienstleistungsbereiche haben meistens
überdurchschnittlich viel investiert - in Sachkapital und in Humankapi-
tal. Nur ein attraktives Leistungsangebot schafft zusätzliche Nachfrage
- sei es wegen fallender, sei es trotz steigender Absatzpreise.75
b. Diversifizierungsstrategien
80. Die Strategie, mit Produkt- und Prozeßinnovationen das Marktpoten-
tial auszuweiten oder den eigenen Marktanteil auf Kosten der Konkur-
renten zu steigern, stößt oftmals rasch an Grenzen. Das gilt vor allem
in stagnierenden oder schrumpfenden Märkten. Für Unternehmen in der
Mineralölverarbeitung, in der Eisenschaffenden Industrie oder im Schiff-
bau sind die Expansionschancen in angestammten Produktionen schon
wegen der Enge der Märkte gering. Es bleibt hier nur das Ausweichen
auf andere Märkte, auch und gerade auf solche, die nicht in unmittel-
barer Nachbarschaft zum bisherigen Aktionsradius liegen.
81. Diversifizierung der Produktion ist keine neue Erscheinung. Zu al-
len Zeiten haben Unternehmen versucht, auf andere Märkte auszuwei-
chen. Als Investitionsstrategie, die Erfolge verspricht, ist sie jedoch in
den letzten Jahren mehr und mehr in den Mittelpunkt gerückt [Donges,
Schmidt et al., 1988].
Eine Diversifizierung der Produktion kann auf vielerlei Weise erfolgen,
etwa wenn ein Unternehmen von innen heraus in neue Märkte hinein-
wächst (interne Diversifizierung), wenn es andere Unternehmen auf-
kauft oder sich an diesen beteiligt (externe Diversifizierung) oder wenn
es ins Ausland geht (geographische Diversifizierung). In allen Fällen
müssen die Unternehmen verstärkt investieren - immer in der Hoffnung,
daß sich dies im Hinblick auf den Absatz und die Beschäftigung lohnt.
82. Die Zusammenhänge zwischen Investitionen und Beschäftigung bei
Diversifizierung sind freilich außerordentlich komplex. Sie lassen sich
nur im Rahmen von Fallstudien auf Firmenebene darstellen. Drei Bei-
spiele erfolgreicher Diversifizierung seien kurz erwähnt (Tabelle 25).
Sie stammen aus Wirtschaftsbereichen mit schrumpfender, stagnierender
und expandierender Beschäftigung, nämlich aus der Eisen- und Stahlin-
dustrie, der Chemischen Industrie und dem Straßenfahrzeugbau.
- Die Mannesmann AG, einst ein stark vertikal gegliederter Montankon-
zern, ist heute ein vorwiegend horizontal gegliedertes Unternehmen,
das den größten Teil seines Absatzes mit Investitionsgütern bestrei-76
Tabelle 25 - Umsätze, Investitionen und Beschäftigte bei der Mannes-
mann AG, der Bayer AG und der Daimler-Benz AG 1970,


































































































































































Quelle: Bayer AG [lfd. Jgg.]; Daimler-Benz AG [lfd. Jgg.]; Mannes-
mann AG [lfd. Jgg]; eigene Berechnungen.
tet, mit Erzeugnissen des Maschinen- und des Anlagenbaus, zuneh-
mend aber auch mit Erzeugnissen der Elektrotechnik und Elektronik.
Das Unternehmen beschäftigte Ende 1986 111000 Mitarbeiter, 23000
(26 vH) mehr als im Jahr 1970. Die Diversifizierung wurde schon früh
und planmäßig begonnen. Wegmarken waren unter anderem die Abgabe
des Steinkohlenbergbaus an die Ruhrkohle AG (1968), die Abgabe der
Walzstahlfertigung an Thyssen bei gleichzeitiger Übernahme der Rohr-
fertigung (1970), der Erwerb der Demag AG (1972-1974) und der
Rexroth GmbH (1968-1972), der Erwerb der Kienzle Apparate GmbH,
Datentechnik (1981-1982) und der Beteiligungserwerb an der Fichtel &
Sachs AG (1987). Das Unternehmen sieht sich nach eigenen Angaben
als "Ausrüster für die Fabrik der Zukunft". Investiert wird vor allem
in die wachstumsträchtigen Bereiche - 1986 entfielen 54 vH der Inve-
stitionssumme auf die Bereiche Maschinen- und Anlagenbau sowie77
Elektro- und Kommunikationstechnik; 1980 waren es 38 vH und 1970
sogar nur 19 vH.
Die Bayer AG verfügt hingegen schon seit langem über ein mannigfal-
tiges Produktionssortiment; sie rechnet sich selbst "zu den am brei-
testen diversifizierten Chemieunternehmen der Welt". Es reicht von
Grundchemikalien wie Schwefelsäure, Flußsäure und Chlor über Far-
ben für die Textil-, die Leder- oder die Papierindustrie, Kunststoffe,
Kautschuke und Fasern, Arzneimittel, Pflanzenschutzmittel bis zu Fil-
men, Fotopapieren oder Videobändern. Dazu kommt eine große Streu-
ung der Produktionsstandorte über viele Länder. Von den gesamten
Sachanlagen des Konzerns befinden sich rund zwei Fünftel im Aus-
land; Hauptstandorte sind dabei die Vereinigten Staaten, wo sich
Bayer mit dem Erwerb der Miles Laboratories und der Moboy Corpora-
tion zwei kräftige Standbeine in einem schwierigen Markt geschaffen
hat. Das Unternehmen sieht seine Stärken darin, daß es von der
Grundlagenforschung bis zum marktgängigen Produkt alles "unter ei-
nem Dach" versammelt hat. Es will nicht nur einzelne Produkte, son-
dern vor allem Problemlösungen anbieten, etwa durch die Entwicklung
neuer Pflanzen Wirkstoffe, neuer Werkstoffe oder neuer Informationssy-
steme. Die Forschung ist deshalb ein Schwerpunkt der Unternehmens-
politik. Dafür wurden 1986 über 2 Mrd. DM aufgewendet, fast soviel
wie für Sachinvestitionen.
Die Daimler-Benz AG war bis Mitte der achtziger Jahre praktisch nur
auf die Produktion von Personenkraftwagen und Nutzfahrzeugen kon-
zentriert. Ein Engagement in branchenfremder Produktion schloß man
aus. Das Experiment, auf dem amerikanischen Baumaschinenmarkt Fuß
zu fassen - 1972 erwarb man die in Cleveland/Ohio ansässige Firma
Euclid - endete glücklos. Daimler-Benz hatte jedoch schon früh mit
dem Aufbau von Produktionen im Ausland begonnen, vor allem bei
Nutzfahrzeugen (Brasilien, Argentinien, Spanien, Iran), weniger bei
Personenkraftwagen (Südafrika). Im Jahre 1985 hat man sich aber von
dieser Strategie verabschiedet. Man erwarb die MTU (Motoren und
Turbinen Union) sowie jeweils eine Mehrheitsbeteiligung an der Dor-
nier GmbH und an der Allgemeinen Elektricitäts-Gesellschaft (AEG).
Seitdem ist das Produktionsprogramm außerordentlich breit. Zum
Kernumsatz tragen nun auch solche unterschiedlichen Produkte wie78
Nierensteinzertrümmerer, Kaffeemaschinen und Turboprop-Flugzeuge
bei. Das Unternehmen verspricht sich hiervon vor allem Synergieef-
fekte in Forschung und Entwicklung, insbesondere bei der Elektronik
und bei "intelligenten Techniken" sowie bei Energietechniken und -
konzepten.
Schaubild 6 - Entwicklung von Sachinvestitionen, Forschungs- und Ent-
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Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; BMFT [1986]; Ifo-Institut für
Wirtschaftsforschung [ a]; Mannesmann AG [lfd. Jgg.]; eigene
Berechnungen.79
83. Ziel der Diversifizierungsbemühungen ist nicht nur, zukunftsträch-
tige Märkte zu erschließen. Es geht in der Regel auch darum, den
Wertschöpfungsanteil am Umsatz zu steigern. Um dies zu erreichen, muß
sicherlich kräftig investiert werden, vor allem in der Umstellungsphase.
Schwerpunkte brauchen aber nicht notwendig die Sachanlagen zu sein.
Aus den drei Fallstudien läßt sich der Schluß ziehen, daß mit dem
Rückzug aus angestammten Märkten und mit dem Eintritt in neue Märkte
der Sachkapitalaufwand möglicherweise sogar sinkt. Denn die Hauptrich-
tung der Diversifizierung verläuft meistens von sachkapital- zu human-
kapitalintensiven Produktionen - Arbeitsplätze, die bei den neuerworbe-
nen Konzerntöchtern eingerichtet werden, erfordern häufig einen gerin-
geren Investitionsaufwand als die Arbeitsplätze bei der Mutter. Dafür
steigt im allgemeinen der Aufwand für Forschung und Entwicklung kräf-
tig an. Anders gewendet: Durch Diversifizierung entstehen neue, hö-
herwertige Arbeitsplätze. Diese halten dem Druck der internationalen
Konkurrenz besser stand als die alten.
Die Unterschiede zwischen erfolgreich diversifizierenden Unternehmen
und den übrigen Unternehmen in strukturschwachen Branchen werden
durch einen Vergleich der Mannesmann AG mit der gesamten Eisenschaf-
fenden Industrie sichtbar (Schaubild 6). Der Branche ist es auch mit
deutlich steigenden Investitionen nicht gelungen, die Beschäftigung zu
stabilisieren. Investitionen gegen den Markt haben sich als das ent-
puppt, was sie von Anfang an waren: als Fehlinvestitionen.
c. Rückzugsstrategien
84. Es ist eine notwendige Begleiterscheinung des wirtschaftlichen
Strukturwandels, daß Arbeitsplätze aufgegeben werden müssen - in Be-
reichen, wo die Märkte zur Schwäche neigen oder in denen, wo sich die
internationale Konkurrenz überlegen zeigt. In solchen Fällen können in
aller Regel auch verstärkte Investitionen das Blatt nicht wenden. Am
Platz wären vielmehr Desinvestitionen, also die Stillegung und Ver-
schrottung von Kapazitäten, die nicht mehr hinreichend ausgelastet sind
oder mit denen eine rentable Produktion nicht mehr möglich ist. Mit
Desinvestitionen läßt sich möglicherweise ein Teil der vorhandenen Ar-80
beitsplätze sichern, wenn dadurch Verlustquellen gestopft werden kön-
nen und der Kapitaleinsatz pro Arbeitsplatz sinkt [Jansen, 1986].
85. Deutsche Unternehmen machen von der Möglichkeit, sich durch Des-
investitionen gesundzuschrumpfen, nur zögernd Gebrauch. Unterstellt
man einmal, daß die amtliche Statistik den vorzeitigen Abgang von Anla-
gegütern jeweils angemessen berücksichtigt (1), dann haben die Bran-
chen, die unter starkem Anpassungsdruck stehen, ihr Anlagevermögen
nur vergleichsweise wenig verringert, deutlich weniger als die Be-
schäftigung. Der Kapitaleinsatz je Arbeitsplatz (die Kapitalintensität) ist
also (in realer Rechnung) weiter gestiegen. Eine Ausnahme macht nur
die Mineralölverarbeitung. Dort ist der Kapazitätsabbau in den letzten
Jahren relativ kräftig gewesen, auch im Vergleich zum Abbau der Be-
schäftigung; von den im Jahr 1978 existierenden 29 Raffinerien wurden
inzwischen 14 geschlossen. Dadurch gelang es, die Kapitalkosten bei
den verbleibenden Arbeitsplätzen leicht zu senken und dem Druck auf
die Kapitalrendite entgegenzuwirken (Tabelle 26). Alle anderen struk-
turschwachen Branchen haben dagegen auf eine steigende Kapitalinten-
sität gesetzt. Sie haben zwar Sachkapazitäten und Personal abgebaut,
aber gleichzeitig in die verbleibenden Arbeitsplätze kräftig investiert.
Beispiele hierfür sind vor allem das Leder-, das Textil- und das Beklei-
dungsgewerbe. In der Mehrzahl der Fälle hat sich das "Investieren ge-
gen den Markt" nicht ausgezahlt. Für sachkapitalintensive Produktionen
ist die Bundesrepublik kein guter Standort.
86. Gegen Desinvestitionen als eine Strategie, den Rückzug erfolgver-
sprechend zu flankieren, gibt es mannigfachen Widerstand, innerhalb
und mehr noch außerhalb der Unternehmen. Das dominierende Motiv ist
meistens die Sorge um den Erhalt der Arbeitsplätze. Vor allem wenn
Versetzungen, Umsetzungen, Frühpensionierungen oder gar Massenent-
lassungen drohen, ist der Druck auf das Management groß, die von ei-
ner Schließung bedrohten Betriebe oder Betriebsteile "mitzuschleppen".
Hierbei wird häufig übersehen, daß dadurch die Konstitution des Unter-
(1) Das gilt vermutlich nur für Verschrottungen, nicht jedoch für Still-
legungen von Anlagen. In den Branchen mit einem vergleichsweise
hohen Anteil vorzeitiger Abgänge wird vermutlich der nutzbare Ka-
pitalbestand etwas zu hoch ausgewiesen.81
Tabelle 26 - Entwicklung der Kapitalintensität (a) in ausgewählten Be-




























































Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]; eigene Berechnungen.
nehmens in seiner Gesamtheit geschwächt wird: Es fehlen die finanziel-
len Mittel, um sich auf jene Felder zu konzentrieren, auf denen man
wirtschaftliche Überlebenschancen hat. Desinvestitionen haben nicht das
Ende des Unternehmens zum Ziel; im Gegenteil, sie dienen der Realloka-
tion der Ressourcen und damit seiner Erhaltung.
3. "Economies of Scope" statt "Economies of Scale"
87. Auch wenn sich die einzelnen Branchen und, innerhalb der Bran-
chen, die einzelnen Unternehmen in den Investitionsstrategien unter-
scheiden, bei den Investitionszielen gibt es ein hohes Maß an Überein-
stimmung. Die Modernisierung der Kapazitäten (oder sogar ihr Abbau)
rangiert derzeit vor der Erweiterung. Im Mittelpunkt steht die Erhal-
tung und Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit.
Modernisierung und Erweiterung sind freilich nicht unabhängig vonein-
ander, sie gehen sogar häufig Hand in Hand. Nach Erhebungen des Ifo-82
Instituts für Wirtschaftsforschung [ Gerstenberger, 1986] besteht ein
enger Zusammenhang zwischen Prozeßinnovationen und Kapazitätserwei-
terung: Branchen, die in überdurchschnittlichem Maße neue Produkte
auf den Markt bringen, können sich nur dann einen größeren Expansi-
onsspielraum verschaffen, wenn sie auch zugleich bei der Einführung
neuer Produktionstechnik führend sind. Zu nennen sind hier vor allem
der Straßenfahrzeugbau, die Elektrotechnik, die Herstellung von Büro-
maschinen und Datenverarbeitungsgeräten sowie - mit einigen Abstri-
chen - die Feinmechanik und Optik und der Maschinenbau. Es sind dies
allesamt Bereiche, bei denen die Mikroelektronik eine wichtige Rolle
spielt. So sind die Elektrotechnik und die Datentechnik nicht nur die
Produzenten von Kapitalgütern für die Fabrik- und Büroautomatisie-
rung, sondern zugleich auch deren bedeutendste Anwender.
88. Für die Sicherung und den Ausbau der Marktposition spielten mo-
derne Prozeßtechniken zwar schon immer eine wichtige Rolle - die Ein-
führung des Fließbandes in der Automobilindustrie zum Beispiel hat den
Siegeszug des Kraftwagens als Massenverkehrsmittel erst möglich ge-
macht. Die neuen Informations-, Kommunikations- und Steuerungstechni-
ken bedeuten jedoch einen qualitativen Sprung. Sie eröffnen den Unter-
nehmen eine Reihe zusätzlicher strategischer Optionen. Sie erlauben
eine neue Art des Investierens, die unter den veränderten Marktbedin-
gungen (kürzere Produkt-Lebenszyklen, stärkere Marktsegmentierung,
höheres Qualitätsbewußtsein, schärferer internationaler Wettbewerb) für
den Bestand eines Unternehmens von ausschlaggebender Bedeutung sein
kann. Die neue Art des Investierens unterscheidet sich von früheren
Mustern vor allem durch folgendes: Lange haben viele Unternehmen ihre
Anstrengungen darauf konzentriert, möglichst hohe Stückzahlen zu mög-
lichst geringen Kosten auf den Markt zu bringen, also economies of
scale zu erzielen. Inzwischen lassen sich Markterfolge nur noch aus-
nahmsweise mit standardisierten Gütern realisieren. Gefordert sind viel-
mehr große Produktvielfalt, häufiger Modellwechsel und schnelle Liefer-
möglichkeiten, das heißt, rasche und reibungslose Anpassung an verän-
derte Marktbedingungen. Die neuen Techniken kommen dem entgegen.83
Sie erlauben es, "economies of scope" zu erzielen. Der Grundgedanke
ist, daß kleinere, flexibel einsetzbare und untereinander vernetzte Sy-
steme wirtschaftlicher sind als große starre und voneinander unabhängi-
ge Einheiten, insbesondere dadurch daß
- Rüstzeiten verkürzt,
- Lagerkosten gesenkt,
- Prüfarbeiten vereinfacht und vor allem
- individuelle Kunden wünsche besser befriedigt werden können.
Das Konzept der "economies of scope" erfordert, daß alle strategischen
Unternehmensbereiche in die Investitionsplanungen einbezogen werden:
bei der Installation einer neuen Transferstraße z.B. der Einkauf, die
Arbeitsvorbereitung, das innerbetriebliche Transportsystem und der
Versand. Dadurch werden Investitionen in die "Peripherie" immer wich-
tiger, in der Fertigung dagegen verlieren sie relativ an Gewicht. Hierzu
schreibt ein Kenner der Materie: "Trotz des vermehrten Einsatzes von
Handhabungs- und Fertigungsautomaten .... sind anteilsmäßig rückläu-
fige Investitionen im Produktionsbereich festzustellen" [Lohr, 1983,
S. 74].
89. Die Akzentverschiebung von der Fertigung zu vor- und nachgela-
gerten Bereichen, etwa durch den verstärkten Einsatz von CAD in den
Konstruktionsabteilungen oder von "just in time"-Techniken im Lager
hängt auch damit zusammen, daß dort ein großer Nachholbedarf bei der
Nutzung moderner Techniken bestand und noch immer besteht. Nach wie
vor beträgt der Kapitaleinsatz im Bürobereich erst einen Bruchteil von
dem, was in der Fertigung anzutreffen ist. Entsprechend niedrig ist die
Produktivität. Allerdings schreitet die "Computerisierung" der Arbeits-
plätze, vor allem die Einrichtung von Bildschirmarbeitsplätzen, inzwi-
schen rasch voran. Von Bedeutung ist dabei, daß sich das Preis-Lei-
stungsverhältnis bei informationstechnischen Geräten ständig verbes-
sert, der Investitionsaufwand je beschäftigten Arbeitnehmer also sinkt.84
IV. Exkurs: Investitionen, Absatzerwartungen und relative Faktorpreise - Zur
Frage der Quantifizierung der Determinanten des Investitionsverhaltens
90. Wieviel und mit welcher Zielsetzung Unternehmen investieren, hängt
von zahlreichen Faktoren ab - von den jeweiligen Marktbedingungen,
vom Stand der Technik und nicht zuletzt vom Kapitalnutzungspreis in
Relation zu den Preisen der anderen Produktionsfaktoren. Die Frage
nach den spezifischen Arbeitsmarkteffekten von Investitionen läßt sich
nur dann beantworten, wenn zugleich das "Umfeld", in dem Unterneh-
men ihre Entscheidungen fällen, mit ins Bild gerückt wird. Dies ist im
vorhergehenden Abschnitt - mehr deskriptiv als analytisch und mehr in
Form von Ad-hoc-Erklärungen als in generalisierender Form - versucht
worden. Dies mag als unbefriedigend empfunden werden. Die Forschung
hat sich freilich bisher schwer getan, den Einfluß all dieser Faktoren
zu quantifizieren. Wie zahlreiche empirische Untersuchungen zeigen,
sind die analytischen Probleme nicht zufriedenstellend in den Griff zu
bekommen. Die Ergebnisse ökonometrischer Arbeiten sind somit von
vornherein sehr kritikanfällig. Auf einige gravierende Probleme sei im
folgenden hingewiesen.
91. Die heute gebräuchlichen Schätzansätze gehen meistens auf eine Va-
riante der Cobb-Douglas Produktionsfunktion zurück, die Jorgenson
[1963] in die Diskussion eingeführt hat:
K* = a • E^x
oder in der von König [1975] vorgeschlagenen Form:
A* = (1 - a) E^JS
Danach hängen der optimale Kapitaleinsatz (K*) bzw. der optimale Ar-
beitseinsatz (A*) vom (erwarteten) Absatz (p • x) sowie vom Kapital-
nutzungspreis (r) bzw. vom Lohnsatz (1) ab, jeweils gewichtet mit der
partiellen Produktionselastizität für Kapital (a) und Arbeit (1 - a). Die
Unternehmen streben also einen Kapital- und einen Arbeitskräftebestand
an, bei dem sie ihren Gewinn maximieren können.85
92. Die Schwierigkeiten mit diesem Schätzansatz kommen zunächst einmal
daher, daß als erklärende Größen eine Nachfrage- und eine Preisvariab-
le auftauchen, denn zwischen beiden besteht eine enge Korrelation.
Probleme gibt es auch bei der Abbildung der Beziehungen zwischen der
endogenen und den exogenen Größen. So ist der Absatz nicht unabhän-
gig vom realisierten Faktoreinsatz und von der realisierten Faktorkombi-
nation - es sei denn, man arbeitet mit der realitätsfernen Annahme, alle
Unternehmen seien reine Mengenanpasser.
Nur in wenigen Studien wird die Frage nach der Kausalität, also in wel-
che Richtung die Wirkungsketten verlaufen, zu einem Thema der Unter-
suchung gemacht. Beim Studium der vorliegenden Arbeiten drängt sich
der Eindruck auf, viele Autoren meinten, daß Unternehmen fast nur
reagieren und kaum agieren, wenn sie darüber entscheiden, wieviel, wo
und was sie investieren. Die vorherrschende Auffassung ist, daß die
erwartete Nachfrage den dominierenden Einfluß auf die Investitionsent-
scheidungen hat (Tabelle 27). So bringt das DIW im Ersten Strukturbe-
richt die Ergebnisse seiner Forschungen lapidar auf den Satz: "Arbeits-
und Kapitaleinsatz sind ... kaum preiselastisch" [Blazejcak, 1981].
93. ökonometrische Untersuchungen über das Investitionsverhalten von
Unternehmen, die mit Hilfe von ökonometrischen Funktionen vorgenom-
men werden (vor allem wenn sie auf Zeitreihendaten basieren, aber
nicht nur dann), ergeben fast immer eine klare Dominanz der Einkom-
mensvariablen gegenüber der Preisvariablen (1). Das hat im wesentli-
chen zwei Gründe:
- Bei dem hohen Aggregationsgrad vieler Variablen werden bedeutsame
Substitutionsvorgänge innerhalb der Aggregate verdeckt. So werden
ständig "teure" Kapitalgüter durch "billige" oder ungelernte Ar-
beitskräfte durch qualifizierte ersetzt, ohne daß dies aus den aggre-
gierten Daten angemessen ersichtlich wird (2).
(1) Vgl. Klodt [1984]; ausführlicher, im Zusammenhang mit der Diskus-
sion um die Auswirkungen von Wechselkursänderungen auf den Au-
ßenhandel, Orcutt [1950] und Corden [1974].
(2) Dieses Argument läßt beispielsweise das DIW in einem anderen Zu-
sammenhang gelten, nämlich bei den Bestimmungsgründen für das
Konsumentenverhalten: "Bei gegebener Präferenzstruktur reagieren86
Tabelle 27 - Ausgewählte empirische Analysen zur Erklärung des Inve-
















































































































Gute Anpassung, wenn Absatzent-
wicklung in der Vergangenheit
stetig war, mithin stabile Zu-
funftserwartungen bestehen
Gewichtigster Einflußfaktor sind
Veränderungen beim Absatz; Ver-
änderungen bei den Faktorpeisen
leisten einen signifikanten zu-
sätzlichen Beitrag; Anhaltspunk-
te für wachsende Bedeutung der
"autonomen" Investitionen
Signifikanter Einfluß der Ent-
wicklung der Bruttoproduktion











Signifikanter Einfluß der Um-
satzentwicklung, und zwar mehr
der vergangenen als der erwar-
teten; Einfluß der Faktorpreise
"recht unklar"; Gewicht der
Arbeitskosten größer als das
der Kapitalkosten
Quelle: Eigene Zusammenstellung.
- Häufig liegt eine trendbehaftete Korrelation zwischen den erklärenden
und den zu erklärenden Variablen vor. Die Schätzwerte sind folglich
die privaten Haushalte in ihrer Güternachfrage auf Änderungen der
Preisrelationen zumeist in der Weise, daß sie von den vergleichswei-
se teurer gewordenen Gütern weniger nachfragen und umge-
kehrt.... Durch Aggregation einzelner zum Teil substituierbarer
Produkte zum Gesamtoutput eines Wirtschaftszweiges werden viele
Substitutionsvorgänge in den Haushalten zugedeckt, so daß sich die
Dominanz des Einkommenseffekts gegenüber dem Preiseffekt auf ag-
gregierter Ebene oft stärker zeigt als auf der Ebene einzelner Pro-
dukte. Das bisher Gesagte ist u.a. eine Erklärung dafür, warum in
den hier durchgeführten empirischen Untersuchungen der Einfluß
der Faktorpreise auf den Strukturwandel sich als nicht signifikant
erwies" [DIW, 1980, S. 20-22]. Dieses Argument wird bei der Er-
klärung des Investitionsverhaltens nicht erwähnt. Das DIW geht also
offenbar davon aus, daß sich die Konsumenten und Investoren bei
Änderungen in den Preisrelationen unterschiedlich verhalten.87
zugunsten derjenigen Variablen verzerrt, die den klarsten Trend
zeigt. Bei den erklärenden Variablen trifft das vor allem für die
Nachfrage zu, bei den relativen Faktorpreisen gilt das sehr viel weni-
ger. So zeigen Investitionen und Nachfrage in der Regel einen weit-
gehend parallelen Verlauf, was schätztechnisch den Erklärungsanteil
der relativen Faktorpreise reduziert.
94. Ein großer Teil der Probleme ergibt sich freilich auch aus der sta-
tistischen Datenbasis. Investitionsentscheidungen, sind immer zukunfts-
gerichtet, mit Blick auf spätere Produktion. In ihnen spiegeln sich be-
stimmte Erwartungen über künftige Absatzchancen und über künftige
Produktionskosten wider. Um den Jorgenson-Ansatz mit Aussicht auf
Erfolg testen zu können, werden antizipative Daten benötigt. Die Stati-
stik liefert normalerweise nur Ex-post-Daten; es gibt dort keine Unter-
scheidung zwischen erfüllten und enttäuschten Erwartungen. Nur weni-
ge Studien haben bisher versucht, antizipative Daten zu berücksichti-
gen [Eisner, 1978; Gerstenberger, 1980; Kromphardt et al. , 1984], bis-
lang freilich ohne überzeugenden Erfolg.
95. Wohlgemerkt: Es wird hier nicht argumentiert, daß eine Verände-
rung der relativen Faktorpreise immer und überall das Investitionsver-
halten signifikant verändern muß. Schon gar nicht wird behauptet,
daß eine relative Erhöhung des Kapitalnutzungspreises im Vergleich
zum Lohnsatz oder zu den Preisen anderer Produktionsfaktoren stets zu
mehr Investitionen, insbesondere zu mehr arbeitsschaffenden Investitio-
nen führen muß. Das braucht schon deshalb nicht der Fall zu sein, weil
die Entscheidung für mehr oder für weniger Sachinvestitionen auch
noch von anderen Größen bestimmt wird, insbesondere von der Verzin-
sung alternativer Finanzanlagen. Aber es widerspräche jeglicher All-
tagserfahrung, wenn man annehmen wollte, daß rechnende Unternehmen
einen wichtigen Faktor in ihrer Kostenrechnung, und dazu gehört nun
einmal das Verhältnis von Lohnkosten zu Kapitalkosten, gänzlich ver-
nachlässigen sollten.88
V. Arbeitsplatzlücke und Kapitalbedarf
96. Die heutige Arbeitsplatzlücke ist die Folge einer Investitionslücke,
die sich seit Mitte der siebziger Jahre auf getan hat: Die Erneuerung
und Erweiterung des Kapitalstocks geht zu langsam voran. Im Zeitraum
von 1980 bis 1986 erreichte der Anteil der Nettoinvestitionen am Netto-
sozialprodukt mit rund 7,8 vH einen historischen Tiefstand (1960-1969:
17,1 vH; 1970-1979: 13,0 vH) (vgl. Schaubild 2). Zwar vermag niemand
anzugeben, mit welcher Rate der Kapitalstock wachsen müßte, um die
Lücke zu schließen, aber nach Lage der Dinge muß es wohl eine deut-
lich höhere Rate sein als diejenige, die in den letzten Jahren erreicht
wurde. Dies gilt um so mehr, als große Teile des Produktionspotentials
inzwischen überaltert oder durch Strukturwandel entwertet sind. Allein
die Sicherung der vorhandenen Arbeitsplätze erfordert eine kräftige
Steigerung der Investitionen. Mittlerweile dienen zwei Fünftel aller Zu-
gänge zum Anlagevermögen dazu, die Abgänge auszugleichen (vgl.
Ziff. 23).
97. Wie groß die Aufgabe ist, mag folgende Oberschlagsrechnung ver-
deutlichen. Derzeit beträgt die Kapitalausstattung eines Arbeitsplatzes
im Unternehmenssektor (ohne Wohnungswirtschaft), zu Wiederbeschaf-
fungspreisen bewertet, im Durchschnitt knapp 200000 DM. Bei einer Ar-
beitsplatzlücke, die je nach der Definition, die ihr zugrunde gelegt
wird, auf anderthalb bis drei Millionen zu veranschlagen ist, ergäbe
sich rein rechnerisch ein zusätzlicher Investitionsaufwand in einer
Größenordnung von 300 bis 600 Mrd. DM; das wäre ein Vielfaches von
dem, was im Jahr 1986 netto im Unternehmenssektor investiert worden
ist (Anlagenzugänge minus -abgänge: 154 Mrd. DM [Statistisches Bun-
desamt, d]). Dabei ist nicht berücksichtigt, daß die Kapitalausstattung
neuer Arbeitsplätze bislang deutlich über derjenigen bei den vorhande-
nen Arbeitsplätzen gelegen hat. Auf den ersten Blick scheint die Auf-
gabe nahezu unlösbar zu sein.
98. Solche Skepsis ist gleichwohl unbegründet, wie mehrfach gezeigt
wurde. Die Kapitalausstattung der Arbeitsplätze braucht - gesamtwirt-89
schaftlich gesehen - nicht weiter so zu steigen wie in der Vergangen-
heit. Sie könnte sogar sinken, wenn künftig
- technische Entwicklungen forciert werden, die weniger kapitalbean-
spruchend sind, als dies in der Vergangenheit der Fall war, wie das
bei einem verstärkten Einsatz der Mikroelektronik möglich wäre,
- die Nutzungszeit der vorhandenen Produktionsanlagen wieder verlän-
gert statt weiter verkürzt wird, was im Einklang mit den neuen For-
men der Arbeitszeitgestaltung stünde,
- mehr in humankapitalintensive und weniger in sachkapitalintensive
Produktion investiert wird, wie es dem Entwicklungsmuster reifer
Volkswirtschaften entspricht.
Um mehr rentable Arbeitsplätze schaffen zu können, gibt es also durch-
aus eine Reihe von Optionen. An erster Stelle steht dabei eine effizien-
tere Verwendung des knappen Produktionsfaktors Sachkapital.
7. Kosten alter und neuer Arbeitsplätze
99. Welche Beträge bisher in die vorhandenen Arbeitsplätze investiert
wurden, ist - soweit es das reproduzierbare Sachkapital anbelangt - be-
kannt. Somit läßt sich angeben, was ein Arbeitsplatz im Durchschnitt
heute kostet oder was er früher gekostet hat. In der Vergangenheit ist
der Investitionsaufwand je (besetzten) Arbeitsplatz ständig gestiegen.
Er war im Jahr 1985, in konstanten Preisen gerechnet, knapp doppelt
so hoch wie im Jahr 1970 (Tabelle 28). In diesen Zahlen spiegelt sich
zweierlei wider: daß der technische Fortschritt überwiegend kapitalbe-
anspruchend gewesen und daß in hohem Maße Arbeit durch Kapital sub-
stituiert worden ist.
Nicht bekannt ist hingegen, wie groß der Aufwand für diejenigen Ar-
beitsplätze ist, die künftig geschaffen werden müssen - für neue Ar-
beitsplätze, die alte ersetzen und vor allem für Arbeitsplätze, die zu-
sätzlich eingerichtet werden müssen. Hierüber gibt es unterschiedliche
Vermutungen:90
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(a) Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1980 je Erwerbstätigen (Nutzerkonzept). -
(b) Kosten pro Arbeitsplatz im Falle der Errichtung eines neuen Werkes (Nutzerkon-
zept) . - (c) Geschätzt mit Hilfe einer CES-Produktionsfunktion (Eigentümerkon-
zept) . - (d) Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; DIW [1983]; Gerstenberger
[1983]; Ifo-Institut für Wirtschaftsforschung [ a]; eigene Be-
rechnungen.
- Eine Annahme ist, daß der Investitionsaufwand je Arbeitsplatz, be-
rechnet in konstanten Preisen, weiter kräftig steigt, nicht zuletzt we-
gen des großen Nachholbedarfs bei modernen Techniken im Büro- und
Verwaltungsbereich. Die durchschnittliche Kapitalausstattung eines91
"Schreibtischarbeitsplatzes (ohne anteilige Gebäudekosten) liegt der-
zeit erst zwischen 5000 und 10000 DM gegenüber rund 200000 DM in
der Fertigung. Aber auch in anderen Bereichen, nicht zuletzt in der
Produktion, schreitet die Automatisierung weiter fort.
- Eine andere Annahme ist, daß der Investitionsaufwand - ungeachtet
der fortschreitenden "Technisierung" der Arbeitsplätze - tendenziell
sogar sinkt, weil verstärkt "intelligente" Anlagegüter zum Einsatz
kommen, bei denen sich das Preis-Leistungsverhältnis ständig verbes-
sert. Außerdem gibt es beträchtliche Einsparungen durch die Wieder-
nutzung vorhandener Gebäude.
100. Die Frage, ob neue Arbeitsplätze mehr oder weniger kosten als
bisher, wird von der empirischen Forschung bisher zurückhaltend und
keineswegs einhellig beantwortet. Nach Erhebungen des Ifo-Instituts für
Wirtschaftsforschung veranschlagten die Unternehmen im Verarbeitenden
Gewerbe Anfang der achtziger Jahre den Aufwand für neue Arbeitsplät-
ze im Durchschnitt auf das anderthalb- bis zweifache des Aufwands für
vorhandene Arbeitsplätze [Uhlmann, 1981; Gerstenberger, 1983], Ge-
fragt wurde dabei nach dem Investitionsaufwand, der entstehen würde,
wenn man ein komplettes Werk neu errichtete. Viele Arbeitsplätze wer-
den aber auch in vorhandenen Gebäuden eingerichtet, mit wesentlich
geringerem Investitionsaufwand. Das DIW hat deshalb versucht, mit Hil-
fe von Produktionsfunktionen und unter Verwendung von Ex-post-Daten
den vermuteten tatsächlichen Kapitalbedarf abzuschätzen [DIW, 1983].
Es kam zu dem Ergebnis, daß in vielen Bereichen die marginale Kapital-
intensität inzwischen deutlich niedriger ist als die durchschnittliche.
Der Strukturwandel erzwingt danach zwar häufig eine vorzeitige Ver-
schrottung von Ausrüstungsgütern, er führt aber nicht oder nicht im
gleichen Maße zu einer entsprechenden Entwertung der Bausubstanz.
Die Schätzungen beruhen allerdings auf sehr restriktiven modelltheore-
tischen Annahmen, die man nicht immer für plausibel halten muß [ Gör-
zig, 1983]. Sie markieren daher vermutlich eine Untergrenze, während
die Erhebungsergebnisse des Ifo-Instituts eine Obergrenze darstellen.92
2. Kapitalsparender technischer Fortschritt?
101. Die Spekulationen darüber, ob der technische Fortschritt (tenden-
ziell) kapitalsparend geworden ist, gründen sich aber nicht nur auf ei-
ne Verringerung des Investitionsaufwands für betriebliche Gebäude. Sie
haben ihre Wurzel auch in der Beobachtung, daß viele moderne Ausrü-
stungsgüter, insbesondere auf dem Gebiet der modernen Informations-
und Kommunikationstechniken, immer billiger werden: So sind die Preise
für Rechner (auf dem Weltmarkt, in Dollar) von 1977 bis 1986 im Durch-
schnitt um 20 bis 25 vH pro Jahr und die für Zubehör sogar noch stär-
ker gesunken, wenn man die meistens preiswerteren "Clones" einbezieht
[Gordon, 1987]. Dies macht es möglich, vergleichsweise teure durch
billige Investitionsgüter zu ersetzen, die darüber hinaus auch noch be-
trächtlich leistungsfähiger sind.
102. Die Frage, ob es heutzutage in der Breite kapitalsparenden techni-
schen Fortschritt gibt, läßt sich bislang nicht schlüssig beantwor-
ten (1). Es sind, worauf schon hingewiesen wurde, keine überzeugen-
den Meßkonzepte bekannt, die es erlauben würden, den Einfluß des
technischen Fortschritts auf den Einsatz von Produktionsfaktoren auf
direkte Weise zu messen (vgl. Ziff. 42). Die empirische Forschung muß
sich mit indirekten Schätzmethoden behelfen, die aber allesamt einer
kritischen Diskussion nicht standhalten können. Im Konzept des "growth
accounting", dem Verfahren, das am meisten gebräuchlich ist, taucht
technischer Fortschritt nur als Residuum auf [Kendrick, 1961; Denison,
1974; Maddison, 1987]. Nelson [1973; 1981] nennt diese Größe völlig zu
Recht "a measure of our ignorance". Wer von dem Weg des "squeezing
down the size of the residual" [Nelson, 1981] nichts hält, kann nur
versuchen, sich mit Hilfe von Plausibilitätsüberlegungen an das Problem
heranzutasten. Dabei ist zunächst zu klären, was unter technischen
Fortschritt zu verstehen ist und was nicht.
103. Von kapitalsparendem technischen Fortschritt wird häufig gespro-
chen, wenn der Kapitaleinsatz, der zur Herstellung einer bestimmten
(1) Ähnlich zurückhaltend äußert sich beispielsweise auch das HWWA-
Institut für Wirtschaftsforschung [ 1987] in seinem neuesten Struk-
turbericht.93
Produktmenge benötigt wird, abnimmt, wenn also der Kapitalkoeffizient
sinkt. Das ist - jedenfalls nach dem Verständnis der ökonomischen The-
orie - eine unzulässige Vereinfachung. Denn dieser Zusammenhang gilt
nur unter sehr restriktiven Annahmen. Ein Sinken des Kapitalkoeffizi-
enten wäre beispielsweise dann ein untrügliches Indiz für kapitalsparen-
den technischen Fortschritt (jedenfalls nach der Definition von Hicks
[1973]), wenn - bei konstantem Faktorpreisverhältnis - der Kapitalkoef-
fizient schneller sinkt als der Arbeitskoeffizient. Ein solcher Fall kommt
in der Realität kaum vor. Allenfalls läßt sich beobachten, daß - bei ei-
ner Veränderung des Faktorpreisverhältnisses zugunsten des Reallohns
der Kapitalkoeffizient langsamer sinkt als der Arbeitskoeffizient.
Technischer Fortschritt und Faktorsubstitution gehen in aller Regel
Hand in Hand. Welches Gewicht ein einzelner Faktor besitzt, läßt sich
praktisch nicht ermitteln; hierbei stellt sich einmal mehr das bekannte
Identifikationsproblem.
104. Es gibt bisher keine Hinweise darauf, daß der Kapitalkoeffizient
insgesamt gesehen merklich langsamer steigt als in der Vergangenheit,
und schon gar nicht, daß er sinkt. Zwar hat es den Anschein, als sei
der Anstieg in den letzten Jahren zum Stillstand gekommen, aber das
hängt ausschließlich mit der wieder besseren Auslastung der Kapazitäten
zusammen (nach Schätzungen des Sachverständigenrates zur Begutach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung [ 1987] ist der durch-
schnittliche Auslastungsgrad von 1982 bis 1986 um 2 1/2 Prozentpunkte
gestiegen (1)). Der Anstieg hat sich, von Auslastungsschwankungen
bereinigt, nahezu unvermindert fortgesetzt (Schaubild 7).
105. Der kapitalsparende Charakter neuer Technologien müßte sich,
falls er wirklich (schon) ins Gewicht fallen sollte, mehr bei den Aus-
rüstungen zeigen, weniger bei den Bauten (2).
(1) Auch darüber gibt es freilich keine Gewißheit, weil der Sachver-
ständigenrat bei seinen Berechnungen des Produktionspotentials eine
bestimmte trendmäßige Entwicklung des Kapitalkoeffizienten zugrun-
de legt.
(2) Teilweise gibt es solche Effekte aber auch bei Bauten. So führen
Rationalisierungserfolge bei der Logistik, die durch moderne Tech-
nologien ermöglicht werden, zu einem verringerten Bedarf an Lager-
fläche.94
Schaubild 7 - Entwicklung von Kapitalkoeffizient (a), Kapitalintensität














(a)Bruttoanlagevermögen (Nutzerkonzept) zu Bruttowert Schöpfung
in Preisen von 1980. - (b) Bruttoanlagevermögen (Nutzer konzept) in
Preisen von 1980 je Erwerbstätigen. - (c) Erwerbstätige zu Bruttowert-
schöpfung in Preisen von 1980. - (d)Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; Ifo-Institut für Wirtschaftsfor-
schung [a]; eigene Berechnungen.
Tatsächlich fällt seit Mitte der siebziger Jahre der Anstieg des Ausrü-
stungskoeffizienten insgesamt etwas flacher als der des Baukoeffizienten
aus. Das gilt aber nicht durchgängig für alle Bereiche, auch nicht für
diejenigen, die in überdurchschnittlichem Maße moderne Technologien
einsetzen. Bei den meisten Dienstleistungsbereichen steigt der Ausrü-
stungskoeffizient seit einiger Zeit sogar rascher als zuvor - Ausdruck
einer zunehmenden Kapitalausstatturig der Arbeitsplätze.
106. Man muß bei alledem auch sehen, daß das Gewicht solcher Ausrü-
stungsgüter, bei denen die Preise sinken, noch immer relativ gering95
ist. Erzeugnisse der Büro- und Datentechnik (nur bei dieser Gruppe
weist die amtliche Statistik bislang leichte, keineswegs jedoch spek-
takuläre Preisrückgänge aus) sind an den gesamten Ausrüstungsinvesti-
tionen derzeit erst zu einem Achtel beteiligt (vgl. Tabelle 9). Es wer-
den ja nicht nur Arbeitsplätze modernisiert, indem vergleichsweise teure
durch billigere Anlagegüter ersetzt werden, sondern es werden auch
solche modernisiert, die bislang nur einen geringen Technisierungsgrad
aufweisen, wie die Arbeitsplätze im Büro. Der Effekt sinkender Preise
wird also hier durch den Effekt steigender Mengen kompensiert oder so-
gar überkompensiert.
107. Daß sich der Einfluß kapitalsparender moderner Technologien bis-
lang (noch) nicht bemerkbar macht, kann auch damit zusammenhängen,
daß ein Teil der neu installierten Anlagen nicht optimal genutzt wird.
Manche aufwendige Rechenanlage erreicht nur einen Bruchteil ihrer Lei-
stung, etwa
- weil es an qualifiziertem Personal oder an den passenden Rechenpro-
grammen fehlt,
- weil die Vernetzung mit der Peripherie unzureichend ist oder auch
- weil die Anlage für den zukünftigen Bedarf ausgelegt ist.
Auch die viel gestellte Frage, warum sich trotz der verstärkten Einfüh-
rung neuer Technologien der Produktivitätsanstieg verlangsamt hat,
kann damit vielleicht beantwortet werden, wenn auch sicher nicht er-
schöpfend.
3. Arbeitszeit und Kapitalnutzungszeit
108. Wenn der Kapitalbedarf in der Vergangenheit ständig gestiegen ist,
so lag das auch an der Verringerung der Nutzungszeit der Produktions-
anlagen als Folge der Verkürzung der Arbeitszeit. Die Bundesrepublik
gehört inzwischen zu den Ländern mit den wenigsten Jahresarbeitsstun-
den, und sie rangiert auch bei der Nutzungszeit der Sachkapazitäten
am unteren Ende, im Vergleich zu den Entwicklungs- und den Schwel-96
lenländern, aber auch im Vergleich zu den Industrieländern. Bei den
Maschinenlaufzeiten in der Textilindustrie (sie gehört weltweit zu den
Branchen, in denen Schichtarbeit mit am meisten verbreitet ist) ergibt
sich gegenüber den Unternehmen in den asiatischen Schwellenländern
einen Rückstand von 2000 bis 3000 Jahresarbeitsstunden, das ist mehr
als das Stundensoll einer ganzen Schicht. Selbst im Vergleich zu Län-
dern wie den Vereinigten Staaten, Japan oder der Schweiz fallen die
Unterschiede ins Gewicht (Tabelle 29) (1).



































































(a) Normal geleistete Arbeitsstunden, nicht korrigiert um Krankheits-
tage. - (b) Sonntagsarbeit üblich oder möglich.
Quelle: Eigene Berechnungen.
(1) Die Zusammenstellung wurde von Dean Spinanger (Institut für Welt-
wirtschaft) besorgt. Die Zahlen weichen teilweise von denen ab, die
unlängst der Gesamtverband der Textilindustrie in der Bundesrepu-
blik Deutschland (Gesamttextil) veröffentlicht hat. Die Unterschiede
beruhen weitgehend auf einer abweichenden Erfassung der Maschi-
nenlaufzeiten; vgl. Gesamttextil [1988].97
Das Beispiel der Textilindustrie ist keinesfalls ein Einzelfall. Es trifft
auch auf andere Branchen zu, in der Industrie (1) und im Dienstlei-
stungssektor. Die Verkürzung der Arbeitszeit ist hierzulande nur teil-
weise durch eine Ausweitung der Schichtarbeit ausgeglichen worden -
anders als beispielsweise in den Vereinigten Staaten, wo die Nutzungs-
zeit der Produktionsanlagen dadurch sogar gestiegen ist [Foss, 1984],
Auf diese Weise hat sich die Bundesrepublik zweifellos Standortnachteile
eingehandelt. Wegen der geringeren Nutzungsdauer sind die Kapitalko-
sten häufig höher als anderswo, und das bringt Nachteile im internatio-
nalen Wettbewerb.
109. Um abschätzen zu können, welche brachliegenden Kapazitäten bei
einer Verlängerung der Maschinenlaufzeit mobilisiert werden können,
wurde untersucht, wie sich in der Vergangenheit die Verkürzung der
Arbeitszeit ausgewirkt hat. Zwischen der individuellen Veränderung der
Arbeitszeit und der Veränderung der Maschinenlaufzeit gibt es keine
strenge Parallelität. Die Arbeitszeitverkürzung schlägt überall dort
nicht (voll) zu Buche,
- wo die Kapazitäten im Rund-um-die-Uhr-Betrieb genutzt werden (wie
bei der Energieversorgung) oder wo die Öffnungszeiten gesetzlich
festgelegt sind (etwa im Einzelhandel),
- wo die Schichtarbeit ausgeweitet worden ist,
- wo Arbeitsfunktionen auf Automaten übertragen worden sind (etwa
Uberwachungsfunktionen auf Computer),
- wo durch technische Entwicklungen oder organisatorische Fortschritte
die Wartungs- und Rüstzeiten verringert werden konnten.
Es gibt also eine Vielzahl von Faktoren, die den Rückgang im Nut-
zungsgrad zwar gebremst haben, aber, wie eingehende Recherchen zei-
gen [K.D. Schmidt, 1986], nur teilweise.
(1) Ein Vergleich von wöchentlichen Maschinenlaufzeiten in der deut-
schen und amerikanischen Industrie brachte über alle Branchen hin-
weg einen signifikanten Vorsprung für die amerikanischen Unter-
nehmen, und zwar im Mittel in einer Größenordnung von 25 vH
[K.D. Schmidt, 1986].98
Tabelle 30 - Entwicklung der effektiven Arbeitszeit und der Kapitalnut-






















































































Quelle: K.D. Schmidt [1986].
110. Orientiert man sich an der Nutzungszeit des Jahres 1960 (=100),
dann wurden die Produktionsanlagen im Jahre 1984 im Durchschnitt noch
zu 93 vH genutzt (Tabelle 30) . Die Verkürzung der Arbeitszeit - im
Durchschnitt um knapp ein Fünftel - wurde also zu rund zwei Drittel
wettgemacht - durch Ausweitung von Teilzeitarbeit und Schichtarbeit,
durch Verkürzung der Rüstzeiten sowie durch Automatisierung. Es
bleibt gleichwohl eine beträchtliche Lücke. Hinter ihr verbirgt sich ein
nicht genutzter Kapitalbestand, der, gemessen am heutigen Niveau und
bewertet zu heutigen Preisen, auf rund 300 Mrd. DM zu veranschlagen
ist und der rein rechnerisch ausreichen würde, um 1 1/2 Millionen Ar-
beitsplätze zusätzlich zu besetzen.
Auffällig ist, daß der Rückgang im Nutzungsgrad im Verarbeitenden Ge-
werbe deutlicher ausgefallen ist als in allen anderen Wirtschaftsberei-
chen, das Baugewerbe ausgenommen. Darin spiegeln sich zum Teil
Struktureffekte wider, etwa das relative Schrumpfen der meistens mehr-
schichtig arbeitenden Grundstoffindustrien gegenüber den Investitions-99
güterindustrien oder der Produktionsbereiche gegenüber den Bereichen
Forschung, Verwaltung und Vertrieb. Dies hängt überwiegend damit zu-
sammen, daß das Verarbeitende Gewerbe nicht in das Korsett fester
(und seit langem nahezu unveränderter) Betriebszeiten eingebunden ist
wie der Handel, das Gastgewerbe oder große Teile des Dienstleistungs-
handwerks, die zudem auch größere Möglichkeiten für den Einsatz von
Teilzeitkräften an den "Rändern" der normalen Arbeitszeit haben.
111. Zu einem Rückgang bei der Nutzungszeit ist es vor allem in den
sechziger und frühen siebziger Jahren gekommen, nicht hingegen in der
ersten Hälfte der achtziger Jahre. Dafür gibt es zwei Gründe:
- Zum einen hatte sich das Tempo der Arbeitszeitverkürzung ab Mitte
der siebziger Jahre bis zum "Einstieg in die 35-Stunden-Woche" im
Jahr 1984 stark verlangsamt. Die tarifliche wöchentliche Arbeitszeit
blieb unverändert, nur der Jahresurlaub wurde um durchschnittlich
5 Tage verlängert. Eine Verlängerung des Urlaubs wirkt sich weit
weniger auf die Betriebszeiten aus als eine Verkürzung der Wochenar-
beitszeit, weil der Ausfall an Arbeitsstunden teilweise durch die Ein-
stellung von kurzfristig beschäftigten Kräften (Saisonarbeiter, Ur-
laubsvertretungen) ausgeglichen werden kann.
- Zum anderen hatten viele Unternehmen, nachdem sie in den frühen
siebziger Jahren in die Kostenklemme geraten waren, ihre Anstren-
gungen zur Mechanisierung und Automatisierung der Produktion ver-
stärkt. Fortschritte in der Informations-, Kommunikations- und Au-
tomatisierungstechnik haben diesen Prozeß begünstigt. In Teilberei-
chen ist es sogar gelungen, Betriebszeiten und Arbeitszeit voneinan-
der abzukoppeln.
112. Es liegt auf der Hand, daß eine fortgesetzte Verkürzung der Nut-
zungszeit des Produktivkapitals einzelwirtschaftlich wie gesamtwirt-
schaftlich Nachteile bringt:
- Eine Verkürzung der Nutzungszeit ist gleichbedeutend mit einer Erhö-
hung des Kapitaleinsatzes je geleisteter Arbeitsstunde - die Kapital-
intensität steigt.100
- Eine Erhöhung der Kapitalintensität geht zu Lasten der Kapitalpro-
duktivität - die Produktionsmenge, die mit einem bestimmten Kapital-
betrag erzeugt werden kann, sinkt.
- Eine Verringerung der Kapitalproduktivität drückt die Rentabilität des
investierten Kapitals - das Gewicht der Fixkosten vergrößert sich.
Kostenvorteile, die sich aus der Produktion großer Stückzahlen erge-
ben (economies of scale), gehen verloren. Hinzu kommt, daß die An-
lagen länger (ungenutzt) in Betrieb stehen. Sie werden nicht so
schnell wie sonst durch produktivere ersetzt. Das behindert die Ein-
führung und Ausbreitung neuer Technologien.
113. Wie stark die Verkürzung der Nutzungszeit das Wachstum und die
Beschäftigung beeinträchtigt hat, läßt sich nicht ohne weiteres sagen.
Aufschlüsse darüber könnten nur aufwendige Simulationsanalysen mit
Hilfe eines Strukturmodells geben. Es ist aber zu vermuten, daß die Ef-
fekte, die eine solche Simulation aufdecken würde, durchaus zu Buche
schlagen (1).
Ein Anhaltspunkt ergibt sich, wenn man die tatsächliche Entwicklung
der Kapitalintensität mit der hypothetischen vergleicht, die sich bei un-
veränderter Kapitalnutzungszeit ergeben hätte (Schaubild 8). Rein
rechnerisch könnte bei gegenüber 1960 unveränderten Betriebszeiten im
Durchschnitt des Unternehmenssektors der Kapitaleinsatz je Arbeitsplatz
(zu Wiederbeschaffungspreisen bewertet) um rund 13000 DM geringer
oder die Nettowertschöpfung je 1000 DM Kapitaleinsatz um 70 DM höher
als gegenwärtig sein.
Dabei sind die statischen und dynamischen Effekte, die eine veränderte
Allokation der Ressourcen hätte, noch nicht mitgerechnet.
Vor allem aber würde sich die Rentabilität der Anlagen verbessern. Die
Sachkapitalrendite könnte dabei um knapp einen Prozentpunkt höher
(1) Die Ergebnisse von Untersuchungen, die im Institut für Weltwirt-
schaft zum Beispiel über die Wirkungen von staatlichen Protektions-
maßnahmen vorgenommen wurden, deuten darauf hin, daß die Ver-
luste, die sich aus einer ineffizienten Ressourcenverwendung erge-
ben, quantitativ merklich zu Buche schlagen [Gerken et al., 1985;
Donges, Schmidt et al., 1988].101
Schaubild 8 - Tatsächliche (a) und hypothetische (b) Entwicklung der













(a) Bruttoanlagevemnögen (Nutzerkonzept) je Erwerbstätigen. -
(b)Ohne Wohnungsvermietung.
Quelle: Statistisches Bundesamt [d]; Institut für Arbeitsmarkt- und
Berufsforschung [unveröff. Material]; eigene Berechnungen.
und das Renditedifferential gegenüber Finanzanlagen entsprechend ge-
ringer sein, von Rückwirkungen auf die Zinsen am Kapitalmarkt abgese-
hen. Bei einer solchen Konstellation hätten vermutlich die Investitionen
in Sachkapital stärker zugenommen, als es in der Vergangenheit der
Fall war. Es wäre weniger Geld in Finanzanlagen geflossen, und das be-
deutet, es wäre, weniger Geld im Ausland und mehr im Inland investiert
worden.
114. Aus einschlägigen Unternehmensbefragungen geht hervor, daß es
im internationalen Wettbewerb auf zweierlei entscheidend ankommt: auf
eine rentable Ausnutzung der Produktionsanlagen und auf eine hohe
Lieferbereitschaft [Friedrich, Röthlingshöfer, 1980]. Beides kann durch
vermehrte Schichtarbeit oder durch andere Formen einer flexibleren Ar-102
beitszeitgestaltung gewährleistet werden. Die zunehmende Abwanderung
sachkapitalintensiver Produktionen in Entwicklungs- und Schwellenländer
hängt vermutlich nicht nur mit den niedrigeren Lohnkosten zusammen,
sondern auch mit den niedrigeren Kapitalkosten als Folge der besseren
Nutzung der Produktionsanlagen in diesen Ländern .
4. Kapitalentwertung und Kapitaleinsparung durch Strukturwande I
115. Der wirtschaftliche und technologische Wandel geht mit der Entwer-
tung von Realkapital einher. Vorhandene Produktionsanlagen werden
ökonomisch entwertet und stehen - soweit sie nicht für andere Produk-
tionen wiederverwendet werden können - zur Verschrottung oder zum
Abriß an. Kapitalvernichtung durch Strukturwandel hat es immer schon
gegeben, und schon immer wurden einzelne Wirtschaftsbereiche mehr,
andere weniger davon betroffen - zu Beginn der sechziger Jahre hatte
die Bundesbahn hohe vorzeitige Abgänge, als der Lokomotivenbetrieb
von Dampf auf Elektrizität und Diesel umgestellt wurde, und Ende der
sechziger Jahre schlug beim Steinkohlenbergbau der Kapazitätsabbau zu
Buche. Derzeit sind es vor allem eine Reihe strukturschwacher Bran-
chen, die ihre Kapazitäten beschleunigt an die veränderten Marktbedin-
gungen anpassen, darunter vor allem die Mineralölverarbeitung, die Ei-
senschaffende Industrie und der Schiffbau. Dort lagen die Anlagenab-
gänge in letzter Zeit um mehr als 100 vH über dem durchschnittlichen
Betrag (Tabelle 31).
116. Strukturwandel kann auch mit der Einsparung von Kapital verbun-
den sein. Es ist dabei nicht einmal notwendig, daß neue Kapitalgüter
weniger kosten als alte, daß es also kapitalsparenden technischen Fort-
schritt gibt. Es reicht schon aus, wenn Branchen schrumpfen, die
sachkapitalintensiv produzieren, und dafür andere Branchen expandie-
ren, die vergleichsweise mehr Arbeitskräfte beschäftigen. Der sektorale
Strukturwandel - die relative Expansion des Dienstleistungssektors -
müßte eigentlich der Tendenz nach kapitalsparend sein.
Die Ergebnisse einer Shift-Share-Analyse für 55 Wirtschaftsbereiche des
Unternehmenssektors (ohne Wohnungsvermietung) bestätigen diese Ver-103
Tabelle 31 - Anlagenabgänge (a) in der Mineralölverarbeitung, in der
























































































































Quelle: Statistisches Bundesamt [ d]; eigene Berechnungen.
mutung nicht. Zwar hat im Zeitraum von 1973 bis 1985 das Schrumpfen
des Kohlenbergbaus und des sachkapitalintensiven Grundstoff- und Pro-
duktionsgütergewerbes für sich genommen den gesamtwirtschaftlichen
Kapitalbedarf (gemessen am Kapitalkoeffizienten und an der Kapitalin-
tensität) vermindert, aber das ist anderweitig kompensiert worden, vor
allem durch die starke Expansion der Energiewirtschaft und der Nach-
richtenübermittlung , die beide ebenfalls überdurchschnittlich sachkapi-
talintensiv sind. Überdies hat die Ausstattung der Arbeitsplätze mit
Sachkapital im Dienstleistungssektor, der bisher noch wenig kapitalin-
tensiv produziert, überdurchschnittlich schnell zugenommen; dies ist104
zugleich der Bereich, bei dem die Beschäftigung kräftig expandiert.
Der positive Struktureffekt (Schrumpfen der kapitalintensiven Wirt-
schaftsbereiche) wird also zum Teil kompensiert durch den negativen
Effekt einer stärkeren Kapitalintensivierung bei den rasch wachsenden
Dienstleistungsbereichen. Wäre die sektorale Produktionsstruktur im
Jahr 1985 noch die gleiche wie im Jahr 1973 gewesen, dann hätte -
ceteris paribus - in diesem Zeitraum der Kapitaleinsatz pro Produktein-
heit im gesamtwirtschaftlichen Durchschnitt sogar geringfügig zugenom-105
D. Technologischer Wandel und Beschäftigung
117. Seit langem wird darüber gestritten, ob technischer Fortschritt in
Form effizienterer Produktionsverfahren und Organisationsmethoden Ar-
beitsplätze schafft oder ob er, wie es häufig heißt, Arbeitsplätze ver-
nichtet. Das Thema bewegt die wissenschaftliche Forschung ebenso wie
eine breite Öffentlichkeit. Die Anzahl der Studien, die sich an einer
Antwort versuchen, ist kaum noch übersehbar. Mittlerweile ist es eine
lohnende Aufgabe geworden, "eine Wegweisung durch die Fülle der Pub-
likationen zu schreiben [Friedrich, Ronning, 1985; Freeman, Soete,
1985]. Eine Annäherung der kontroversen Positionen ist bisher nicht
festzustellen.
Der Streit ist fast so alt, wie die Ökonomie als Wissenschaft. Am Anfang
stand David Ricardos berühmte Abhandlung "On Machinery", geschrie-
ben für die dritte Auflage seiner "Principles of Political Economy" aus
dem Jahr 1821. Darin formulierte er die Auffassung, daß der technische
Fortschritt zwangsläufig zum Konkurrenten der Arbeiter wird. Der ver-
stärkte Einsatz von Maschinen in der Produktion werde entweder den
Lohn auf das Existenzminimum drücken oder aber zu Arbeitslosigkeit
führen. "Die Maschine", so formulierte es später Karl Marx in seinem
Hauptwerk "Das Kapital" [1957, S. 453-455], "wird als Arbeitsmittel
zum Konkurrenten des Arbeiters . . . und erschlägt ihn schließlich
selbst".
Als Ricardo und Marx zu diesem Urteil gelangten, standen sie unter
dem Eindruck der gewaltigen und oftmals auch gewalttätigen sozialen
Umwälzungen, von denen das beginnende Maschinenzeitalter begleitet
war. Die Einführung der Krempelmühle, der Kardiermaschine, des
Dampfwebstuhls oder des Farbendrucks in der Kattunweberei hatten, so
mochte es zunächst scheinen, Hunderttausende um ihre Arbeit und ums
tägliche Brot gebracht. Es kam damals zu zahlreichen Arbeiterunruhen.
Anfang des 19. Jahrhunderts hätte in England der Aufstand der Luddi-
ten, eine Art Maschinenstürmerbewegung, um Haaresbreite die politische
Ordnung zum Einsturz gebracht.106
Obwohl die These von der Maschine als "Jobkiller" durch die wirtschaft-
liche Entwicklung seit den frühen Zeiten der Industrialisierung ein-
drucksvoll widerlegt worden ist - der Siegeszug der modernen Technik
hat in den fortgeschrittenen Ländern nicht nur einen damals unvorstell-
baren Massenwohlstand, sondern auch einen hohen Beschäftigungsstand
möglich gemacht -, hat sie sich hartnäckig gehalten. Zeitweilige Unter-
beschäftigung - erinnert sei an die Debatten in den frühen dreißiger
[Hansen, 1932; Kaldor, 1932] und den späten fünfziger und frühen
sechziger Jahren [National Commission on Technology, Automation and
Economic Progress, 1966] - wurden meistens mit der verstärkten Ein-
führung neuer Produktionstechniken in Verbindung gebracht. Die heuti-
ge "Mikroelektronikdebatte" ist nur ein weiteres Glied in einer langen
Kette.
I. Bilanz einer zweihundert Jahre alten Diskussion
118. Unstrittig sollte sein: Technische Neuerungen haben immer zwei
Seiten. Sie sind arbeitsparend und arbeitbeanspruchend zugleich. Der
Bau der Eisenbahn im 19. Jahrhundert hat zwar viele Fuhrleute, die mit
Pferd und Wagen durch die Lande zogen, um ihre Existenz gebracht,
aber er hat ungleich mehr Beschäftigungsmöglichkeiten an anderen Stel-
len geschaffen. Es ist keine technische Erfindung bekannt, die lediglich
Arbeitsplätze vernichtet und nicht zugleich neue geschaffen hat. In der
Retrospektive läßt sich sagen: Die Entwicklung seit den Anfängen der
Industrialisierung hat die pessimistischen Einschätzungen gründlich kor-
rigiert.
119. Wer die heutige Diskussion aufmerksam verfolgt, findet gleichwohl
überraschend viele Parallelen zur Diskussion in der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts. Dreierlei fällt dabei auf.
Erstens: Ähnlich wie damals gibt es eine starke Polarisierung der
Standpunkte. Die eine Seite hebt vor allem die Kompensationseffekte
neuer Techniken hervor, die andere Seite die Freisetzungseffekte.107
Beides gehört aber zusammen - es kommt auf den Saldo an. Um es an
einem Beispiel zu demonstrieren: In der Druckindustrie sind beim Ober-
gang zu den neuen Satztechniken Mitte der siebziger Jahre sicherlich
Arbeitsplätze weggefallen, überschlägig geschätzt fast 20000. Wie viele
der bestehenden Arbeitsplätze, so muß man fragen, konnten anderer-
seits gesichert oder neu geschaffen werden, weil sich dadurch die Wett-
bewerbsfähigkeit der Unternehmen verbessert hat? Anders gewendet:
Wie viele Arbeitsplätze wären verlorengegangen, wenn die Druckindu-
strie den Übergang zu den neuen Techniken versäumt hätte?
Zweitens: Ähnlich wie damals hat die Diskussion stark spekulative Züge.
Das hängt zum großen Teil mit der Kompliziertheit der Materie zusam-
men. Die Wirkungsketten, die zwischen neuen Technologien und den Ar-
beitsplätzen bestehen, sind sehr verschlungen, und sie gehen nicht nur
in eine Richtung. Neue Technologien fallen nicht vom Himmel, sie wer-
den auch vom wirtschaftlichen Umfeld beeinflußt. Hohe Lohnkosten be-
schleunigen beispielsweise das Tempo der Rationalisierung, hohe Real-
zinsen können es bremsen. Überdies sind die Einflüsse, die von neuen
Technologien ausgehen, nicht ohne weiteres von anderen Einflüssen zu
trennen. Um wieder ein Beispiel zu geben: In der Textil- und Beklei-
dungsindustrie sind seit Anfang der siebziger Jahre insgesamt über eine
halbe Million Arbeitsplätze verlorengegangen, auch und gerade, weil
dieser Industriezweig die Produktion in hohem Maße auf automatisierte
Fertigungsverfahren umgestellt hat. Aber die Frage ist auch hier: In-
wieweit hängt dies letztlich mit der Automatisierung zusammen, in die
sich die Branche, um dem Konkurrenzdruck aus den Schwellen- und
Entwicklungsländern zu entgehen, geflüchtet hatte? Ist es nicht viel-
mehr Ausdruck der Tatsache, daß diese Industrie ihre Wettbewerbsvor-
teile mehr und mehr an Länder mit einem niedrigeren Lohnniveau verlo-
ren hat?
Drittens: Ähnlich wie damals werden spektakuläre Einzelbeispiele vor-
schnell verallgemeinert. In der Automobilindustrie schweißen heute we-
nige Großroboter in einer Schicht die Bodenbleche von 100 Autotrans-
portern zusammen; für die gleiche Arbeit hat man vor nicht langer Zeit
noch 300 Schweißer gebraucht. Aber was folgt daraus? Der Fahrzeugbau
ist heute eine der wenigen industriellen Wachstumsbranchen. Er be-108
schäftigt derzeit rund 50000 Menschen mehr als Anfang der siebziger
Jahre - trotz oder gerade wegen rascher Fortschritte bei der Automati-
sierung .
1. Theoretische Grundlagen
120. So kompliziert das Thema auf den ersten Blick auch erscheint: Aus
dem Blickwinkel der Wirtschaftstheorie bereitet es überraschend wenig
Schwierigkeiten. Die meisten kontroversen Fragen sind eigentlich ge-
klärt. Wenn sich - auch in wissenschaftlichen Diskussionen - hartnäckig
unterschiedliche Einschätzungen halten, so beruht dies in der Regel da-
rauf, daß nicht deutlich genug herausgearbeitet wird, auf welchen Prä-
missen die Einschätzung im einzelnen fußt. So wird häufig nicht gesagt,
- ob von Produkt- oder von Prozeßinnovationen die Rede ist,
- ob einzelwirtschaftlich oder gesamtwirtschaftlich argumentiert wird,
- ob der Zeithorizont, der betrachtet wird, kurz oder lang ist oder
- ob Starrheiten auf den Güter- und Faktormärkten angenommen werden
- ob beispielsweise die Produktionsfunktion limitational oder substitu-
tional ist oder ob die Preise fix oder flexibel sind.
121. Einigkeit besteht zunächst darüber, daß neue Technologien, was
ihre Wirkungen auf die Beschäftigung anbelangt, zwei Seiten haben.
Hilfreich ist hier die Unterscheidung zwischen Produkt- und Prozeßin-
novation. Beide sind in ihren Wirkungen unterschiedlich zu beurteilen:
- Dort, wo die neuen Technologien in Form neuer Güter entwickelt und
hergestellt werden (Produktinnovationen), schaffen sie in der Regel
zusätzliche Nachfrage. Es kommt zu Erweiterungsinvestitionen, die
Beschäftigung steigt (1).
- Dort, wo sie angewendet werden (Prozeßinnovationen), ist das Ergeb-
nis nicht vorherbestimmt. Neue Technologien eröffnen einerseits Rati-
(1) Man darf nicht ohne weiteres brutto für netto nehmen: Es kann
sein, daß die neuen Güter (teilweise) nur alte ersetzen, ohne also
zu (entsprechendem) Mehrabsatz zu führen [Sinclair, 1981].109
onalisierungsmöglichkeiten, sie setzen also Arbeitskräfte frei. Rationa-
lisierungsinvestitionen eröffnen andererseits aber Spielräume für
Preissenkungen und damit für eine Steigerung des Absatzes. Auf die-
se Weise werden Erweiterungsinvestitionen induziert, was die Einstel-
lung von zusätzlichem Personal notwendig machen kann.
In der theoretischen Literatur steht meistens der zweite Fall im Mittel-
punkt. Es wird analysiert, unter welchen Bedingungen Prozeßinnovatio-
nen per Saldo zur Freisetzung oder zur Einstellung von Arbeitskräften
führen. Das Ergebnis hängt maßgeblich von den getroffenen Annahmen
ab - etwa ob die Löhne und andere Faktorpreise flexibel oder starr
sind, ob die Substitutionselastizität zwischen den Produktionsfaktoren
groß oder klein ist, ob die Güternachfrage preiselastisch oder preisune-
lastisch ist, ob die Märkte monopolistisch strukturiert oder ob sie hart
umkämpft sind. Unterschiedliche Modellspezifizierungen können somit zu
völlig gegensätzlichen Aussagen führen [ Katsoulacos, 1986].
122. Die Ergebnisse hängen ferner sehr davon ab, ob man neue Tech-
nologien aus dem Blickwinkel einer einzelnen Branche oder aus gesamt-
wirtschaftlicher Sicht betrachtet, ob man also partialanalystisch oder auf
der Basis eines umfassenden Gleichgewichtsmodells argumentiert. Die
Beschäftigungswirkungen können von Branche zu Branche unterschied-
lich sein, insbesondere dann, wenn technische Neuerungen stark bran-
chenspezifisch sind. In diesem Falle werden sich die relativen Preise
verändern - die Preise für Vorleistungen und Produktionsfaktoren und
die Absatzpreise. Dies hat wiederum unterschiedliche Rückwirkungen
auf die Investitionen. Die Beschäftigungseffekte können dann sogar
asymmetrisch ausfallen, das heißt in einer Branche können sie positiv
und in einer anderen negativ sein.
123. Eine wichtige Rolle spielt bei alledem der Zeithorizont. Die kurzfri-
stigen Wirkungen können ganz anders als die längerfristigen sein. Bei
der Einführung technischer Neuerungen zeigen sich die Freisetzungsef-
fekte meistens rascher als die Kompensationseffekte einer steigenden
Nachfrage [Neary, 1981]. Die Kapazitäten, die erforderlich sind, um die
wachsenden Märkte zu bedienen, müssen außerdem erst geschaffen wer-110
den; häufig sind komplementäre Investitionen in anderen Bereichen vor-
zunehmen, etwa zur Schaffung einer Infrastruktur. Das kostet Zeit.
In diesem Zusammenhang ist auf ein weiteres Problem hinzuweisen: Die
meisten theoretischen Analysen, die den Zeitfaktor mit ins Bild nehmen,
sind komparativ-statisch. Sie beschreiben den Effekt einer einmaligen
Anpassung an technische Veränderungen. In der Realität handelt es
sich hierbei jedoch um dynamische Prozesse, deren Wirkungsketten
recht lang sind. Es ist bisher nicht gelungen, die mannigfachen Wech-
selwirkungen zwischen technischen Neuerungen und Veränderungen in
der Faktorallokation in einem Modell adäquat abzubilden. Eine dynami-
sche Theorie des technischen Fortschritts steht noch aus, von verein-
zelten Versuchen abgesehen [Nelson, Winter, 1977; 1982]. Das Grund-
problem der komparativ-statischen Analyse besteht darin, daß dort an-
genommen wird, die Unternehmen würden immer nur im nachhinein auf
technische Veränderungen reagieren, sich mithin als Preis- und Men-
genanpasser verhalten. In Wirklichkeit bestimmen sie - als Reaktion auf
Veränderungen in der Umwelt - die technischen Entwicklungen maßgeb-
lich mit. Ob neue Technologien arbeitsparend oder arbeitbeanspruchend
sind, ist also nicht von vornherein vorgegeben. Das ist immer auch das
Ergebnis einer ganz bestimmten Investitionsstrategie, die auf Sicherung
der Wettbewerbsfähigkeit zielt.
Ausschlaggebend für das Urteil ist somit, ob Flexibilität oder Starrheit
der Preise angenommen wird. In einem Fixpreismodell führen technische
Veränderungen (langfristig) immer und überall zu Arbeitslosigkeit, in
einem Flexpreismodell ist das normalerweise nicht der Fall [Hicks,
1973], Das Ergebnis hängt also davon ab, ob man sich in den Denkka-
tegorien des Neokeynesianismus oder der Neoklassik bewegt.
2. Empirische Untersuchungen
124. Der Engpaß ist nicht das Wissen um die theoretischen Zusammen-
hänge. Es fehlt - trotz einer schier unübersehbaren Flut von Publika-
tionen - an überzeugenden empirischen Studien, die die von der Theo-
rie formulierten Hypothesen untermauern oder auch widerlegen.111
Die Hürde, vor der in diesem Fall die empirische Forschung steht, ist
allerdings hoch. Die Möglichkeiten, technischen Fortschritt direkt zu
messen und seinen Einfluß auf das wirtschaftliche Umfeld zu isolieren,
sind, wie mehrfach schon erwähnt, eng begrenzt. Ein Blick in die vor-
liegenden Veröffentlichungen scheint solche Zweifel zu nähren.
125. Die Untersuchungen, die sich um eine quantitative Schätzung der
Beschäftigungswirkungen technischer Neuerungen bemüht haben, lassen
sich grob in zwei Gruppen einteilen: In (mikroökonomisch orientierte)
Fallstudien und in (makroökonomisch orientierte) Modellsimulationen. Mit
dieser Zweiteilung sind die Möglichkeiten einer Klassifizierung fast
schon erschöpft. Auffällig ist die große Vielfalt bei den Untersuchungs-
methoden. Sie reichen von speziellen statistischen Erhebungen (ein-
schließlich sogenannter Fachgespräche) bis zu den verschiedensten For-
men der Analyse sekundärstatistischer Daten. Präferiert werden teilwei-
se "harte" analytische Verfahren (Schätzungen von Produktionsfunktio-
nen, Simulationen mit Hilfe von Input-Output-Modellen), teilweise "wei-
che", mehr oder weniger deskriptive Verfahren, teilweise schließlich
beides vermengt. Nur zu oft bleiben die Untersuchungsmethoden im
Dunkeln. Selten ist die Ableitung der Ergebnisse nachvollziehbar.
Eine Zusammenstellung ausgewählter Studien aus verschiedenen Ländern
macht deutlich, wie groß die Unterschiede im Ansatz und im Ergebnis
sind (Tabelle 32). Keine dieser Studien ist mit einer der anderen ver-
gleichbar, auch dort nicht, wo die Ergebnisse scheinbar in die gleiche
Richtung weisen. Es fällt deshalb nicht leicht, ein Resümee zu ziehen.
126. Alle Studien tun sich schwer, die "neuen Technologien" operational
zu definieren. Das hängt nicht zuletzt damit zusammen, daß die ver-
schiedenen technischen Entwicklungslinien, insbesondere im Bereich der
Informations- und Kommunikationstechnik sowie der Steuerungs- und
Automatisierungstechnik, immer mehr aufeinander zulaufen und ineinan-
der aufgehen. So sind moderne Fertigungsautomaten nicht selten rech-
nergesteuert und somit untereinander und mit anderen Betriebssystemen
vernetzt. Dadurch werden traditionelle Grenzen zwischen einzelnen
Techniken, wie etwa die zwischen Fertigungstechnik und Bürotechnik
oder die zwischen Transport- und Lagertechnik, allmählich verwischt.112
Tabelle 32 - Ausgewählte empirische Studien zu den Beschäftigungswir-
kungen neuer Technologien





























• Kombiniert mit Interviews und
Fallstudien
Disaggregiertes Makro-Modell
Analyse begrenzt auf "Datentechnik"
(7 Branchen)
Schätzungen der Diffusionsgeschwin-





Umfrage unter Betriebsräten von ca.
1100 Unternehmen der Metallverar-
beitenden Industrie mit mehr als
100 Beschäftigten





• Nur direkte Wirkungen
• Kein erkennbares theoretisches oder
methodisches Konzept
• Konzentration auf High-Tech
Industrien
• Dynamisches Input-Output-Hodell
• Direkte und indirekte Wirkungen
• Nur Automatisierungstechnik
• Umfrage bei Unternehmen; daraus
Prognose der Beschäftigungsent-
wicklung abgeleitet
• Fallstudie: High-Tech Industrien
in verschiedenen Regionen
• Input-Output-Modell
• Änderungen in den technischen
Koeffizienten werden als Technolo-
gieeffekt interpretiert
• Simulationsmodell der schwedischen
Wirtschaft
• Basiert auf Daten für 140 Unter-
nehmen
- Möglichkeit, Informationen der
Mikro-Ebene für fundierte Schluß-
folgerungen auf der Makro-Ebene
zu nutzen
• Kein direkter Zusammenhang zwischen Technologien
und Beschäftigung
• Technologische Arbeitslosigkeit ist in Zukunft
nicht zu befürchten
• Nur die Hälfte des gesamtwirtschaftlichen Produk-
tivitätsfortschritts kann dem technischen Fort-
schritt zugerechnet werden
• Arbeitskräftenachfrage wird sich auf die höheren
Qualifikationen verlagern, per Saldo ist ein
positiver Beschäftigungseffekt zu erwarten
- Begrenzte direkte beschäftigungsschaffende Effekte
- Langsame Diffusionsgeschwindigkeit wegen eines
Mangels an qualifiziertem Personal
• Notwendigkeit organisatorischer Veränderungen
• Wahrscheinliche Beschleunigung der Anwendung von
CNC-Maschinen, Robotern, CAD, CAM, CIM und Büro-
automation
- Starke Freisetzungseffekte und Dequalifizierung
- Zunehmende Belastungen der Arbeitnehmer durch
Monotonie, soziale Isolation, usw.
- Notwendigkeit der Kontrolle neuer Technologien
• Verlust von 100 000 bis 200 000 Arbeitsplätzen
• Gewinn von 32 000 bis 64 000 Arbeitsplätzen
- Kein negativer Beschäftigungseffekt
• Umfassende Anwendung neuer Technologien wird rund
12 vH der gegenwärtigen Beschäftigung obsolet
machen
• Anteil der Beschäftigten mit hoher Qualifikation
wird steigen
• Beschäftigungsgewinne 1980-85: 900 000
tatsächliche Entwicklung 1980-83: 350 000
- Diffusionstempo und realisierbares Produktivitäts-
potential neuer Technologien werden häufig stark
überschätzt
• Positive, beschäftigungsschaffende Wirkungen
• Neue Investitionen in High-Tech Industrien als
Mittel der Beschäftigungs-, Regional- und Sozial-
politik
- Technologieeffekt: 626 000 Arbeitsplätze weniger
• Endnachfrageeffekt: 2,3 Mio Arbeitsplätze zusätzl.
• Zunahme der Tertiarisierung sowohl nach Branchen
als auch nach Berufen
- Relativ geringe Produktivitätsgewinne bei den
Anwendern neuer Technologien
• überragende Bedeutung des Humankapitals und die
Notwendigkeit institutioneller, organisatorischer
und sozialer Veränderungen für die Realisation
der potentiellen Produktivitätsfortschritte
- Notwendigkeit der Unternehmensinternen Reorgani-
sation
- Erhebliche negative Beschäftigungseffekte, wenn
ausländische Wettbewerber neue Technologien
schneller adaptieren
- Geringe und vorübergehende Beschäftigungsverluste,
wenn inländische Unternehmen technologisch führend
sind
Quelle: Zusammengestellt nach Freeman, Soete [1985].Bibliothek
des Instituts für Weltwirtschaft
Es. macht deshalb auch kaum noch Sinn, Technikfolgen nur für einzelne
Bereiche abzuschätzen, beispielsweise für die Auswirkungen der Robo-
tertechnik. Die Wirkungen erstrecken sich häufig auf viele andere Be-
reiche - wo sie meistens nicht mehr verfolgt werden oder gar nicht
mehr verfolgt werden können.
Der universelle, bereichsübergreifende Charakter moderner Technologien
sei am Beispiel der Informationstechnik verdeutlicht [Freeman, Soete,
1985]:
- Die Informationstechriik erleichtert die Unternehmensführung. Sie er-
möglicht den Aufbau von Netzwerken im Unternehmen, etwa zwischen
Konstruktion und Planung, Fertigung und Lagerhaltung, Verwaltung
und Vertrieb, und zwischen Unternehmen und Kundschaft.
- Sie erhöht die Flexibilität. So sinken durch den Einsatz moderner Fer-
tigungsautomaten die Rüstzeiten, das wiederum senkt die Produktions-
kosten oder erhöht die Lieferbereitschaft.
- Sie steigert die Produktqualität. Die Toleranzgrenzen bei der Ferti-
gung können gesenkt und der Ausschuß kann verringert werden.
Dies alles geht teilweise mit der Freisetzung, teilweise mit der Umset-
zung von einem Bereich in einen anderen, teilweise auch mit der Ein-
stellung von Arbeitskräften einher. Was sich davon - als Saldo - in der
Statistik niederschlägt, spiegelt die Wechselwirkungen zwischen einer
Vielzahl von technischen Maßnahmen und dem wirtschaftlichen Umfeld wi-
der. Es ist nahezu unmöglich, eine Zurechnung auf einzelne Entwicklun-
gen vorzunehmen.
127. Den meisten Studien fehlt die analytische Rückkoppelung zwischen
"autonomer" und "marktgesteuerter" Technikentwicklung [Matzner et
al. , 1987], Ein Teil sieht technische Innovationen (weitgehend) als exo-
gene Größe - der Produktionsausstoß, die relativen Preise und die Fak-
torintensitäten passen sich nach dieser Vorstellung mehr oder weniger
rasch an den Zeitpfad der technischen Entwicklung an. Ein anderer Teil
erklärt den technischen Fortschritt hingegen (überwiegend) aus der
Veränderung der relativen Faktorpreise, betrachtet ihn also (fast) als114
endogen. Der Brückenschlag zwischen beiden theoretischen Denkansät-
zen ist der empirischen Forschung noch nicht geglückt.
Es überrascht nicht, daß diejenigen Untersuchungen, die von einem au-
tonomen technischen Fortschritt ausgehen, die Beschäftigungswirkungen
überwiegend negativ einschätzen, während Untersuchungen, die auf der
Vorstellung vom marktinduzierten technischen Fortschritt basieren, die-
se überwiegend positiv bewerten. Das gilt aber nicht in jedem Fall. Das
Urteil hängt letztlich davon ab, welche Annahmen über den Typ der
Produktionsfunktion oder über die Reagibilität der (relativen) Absatz-
und Faktorpreise getroffen werden.
128. Zwischen mikroökonomisch und makroökonomisch fundierten Unter-
suchungen gibt es eine breite Kluft [Klauder, 1986]. Sie besteht nicht
zufällig:
- Mikroökonomische Fallstudien, die sich auf einzelne technische Ent-
wicklungslinien, auf einzelne Branchen oder auf eine Kombination aus
beidem konzentrieren (etwa auf die Auswirkungen flexibler Ferti-
gungsautomaten in der Automobilindustrie), kommen in der Mehrzahl
zu einer skeptischen Einschätzung der Beschäftigungswirkungen. Das
liegt zum großen Teil am methodischen Ansatz. Es werden meistens
nur die unmittelbaren Wirkungen ins Auge genommen, die im direkten
Zusammenhang mit der Einführung einer neuen Technik auftreten.
- Makroökonomische Modellsimulationen auf der Basis tief disaggregierter
interdependenter Modelle können zwar die mittelbaren (kurz- und län-
gerf ristigen) Effekte berücksichtigen; die Beschäftigungswirkungen
stellen sich dort in der Regel auch günstiger dar als in Fallstudien.
Aber wegen der komplexen Strukturen, die solche Modelle abbilden
müssen (und nicht können), sind die Ergebnisse sehr kritikanfällig
[BMFT, 1979; Ifo et al., 1979; Magun, 1985; Leontief, Duchin, 1986].
129. Die meisten Studien spiegeln, wenn auch sicher ungewollt, die
Vorurteile ihrer Autoren wider - es gibt die optimistische und die pes-
simistische Sicht. So fällt auf, daß Untersuchungen, die von den Ge-
werkschaften vorgenommen oder in Auftrag gegeben wurden, die Frei-
setzungseffekte Übergewichten, während in Untersuchungen, die aus115
dem Umfeld der Unternehmensverbände stammen, die Kompensationsef-
fekte hoch bewertet werden. Aufschlußreich ist in diesem Zusammenhang
auch der internationale Vergleich: Es ist vielleicht kein Zufall, daß Un-
tersuchungen aus Japan zu einer weitaus günstigeren Einschätzung der
Beschäftigungswirkungen gelangen als Untersuchungen aus der Bundes-
republik. Es mag dies damit zusammenhängen, daß man dort, wo es kei-
ne hohe Arbeitslosigkeit gibt und wo man bei der Entwicklung und An-
wendung moderner Techniken erfolgreich ist, dazu neigt, die positiven
Wirkungen stärker zu gewichten als die negativen. Darin kommt auch
zum Ausdruck, wie es um den (nationalen) Konsens beschaffen ist, ins-
besondere wie die Gewerkschaften in den einzelnen Ländern zum techni-
schen Fortschritt stehen [ Japanese Society for Science, Technology and
Economics, 1981; IG-Metall, 1983; Kuwahara, 1984]. ,
130. Ein gravierender Mangel fast aller Untersuchungen ist, daß sie die
internationalen Dimensionen weitgehend ausblenden. Es wird in der Re-
gel der Zustand vor und nach der Einführung technischer Veränderun-
gen verglichen, ohne Rückkoppelung zu dem, was anderswo in der Welt
geschieht (1). Es mag sein, daß es im Zusammenhang mit der Einfüh-
rung moderner Techniken bei einzelnen Unternehmen oder auch ganzen
Branchen zu Beschäftigungsverlusten kommt. Aber es wird nicht er-
wähnt, daß die Arbeitsplatz Verluste andernfalls vermutlich weitaus grö-
ßer wären. Die Entwicklungs- und die Schwellenländer, die deutsche
Unternehmen bislang vor allem bei arbeitsintensiven Produktionen be-
drängt haben, setzen zunehmend moderne Techniken im Produktionspro-
zeß ein. Der Verzicht auf moderne Technik ist somit die denkbar
schlechteste Alternative.
II. Neue Technologien, Produktivität und Beschäftigung
131. Zieht man aus den vorliegenden empirischen Studien das Resümee,
dann schält sich neben den vielen widersprüchlichen Aussagen im Detail
(1) Unter den wenigen Ausnahmen sei vor allem Eliasson [1985] er-
wähnt.116
doch ein gewisser Grundkonsens heraus. Die Obereinstimmung läßt sich
wie folgt zusammenfassen:
1) Technische Neuerungen haben, soweit sie als Prozeßinnovationen An-
wendung finden, seit jeher einen arbeitsparenden und kapitalbean-
spruchenden Charakter. Es ist aber unzulässig, daraus auf die Exi-
stenz von technologischer Arbeitslosigkeit zu schließen. Denn es
müssen die kompensierenden, nachfragesteigernden Effekte von Pro-
duktivitätsfortschritten mit ins Bild genommen werden, die eine Sen-
kung der Absatzpreise und damit eine Steigerung der Nachfrage er-
möglichen. Außerdem: Die neuen Ausrüstungsgüter müssen konstru-
iert, produziert, verkauft und anschließend gewartet werden; dazu
muß die passende Software entwickelt werden. Andererseits darf je-
doch nicht übersehen werden, daß es bei der Umsetzung von Ar-
beitskräften teilweise Probleme gibt, dort wo sich Freisetzungen und
Neueinstellungen nach Qualifikation, Branche oder Ort nicht decken
(Ziff. 136 ff.).
2) Es gibt keine Belege dafür, daß sich bei alledem in letzter Zeit ein-
schneidende Veränderungen ergeben hätten. Das gilt im besonderen
für die arbeitsparenden Effekte technischer Neuerungen. Der für
einzelne Bereiche immer wieder vorausgesagte Rationalisierungsschub
mit der massenhaften Freisetzung von Arbeitskräften (die beispiels-
weise für die achtziger Jahre im Büro- und Verwaltungsbereich er-
wartet wurde) ist ausgeblieben. Dies hängt sicherlich zum Teil damit
zusammen, daß sich die Diffusionsprozesse bei den meisten techni-
schen Neuerungen, von ihrer Einführung bis zu ihrer optimalen Nut-
zung, weitaus langsamer vollziehen als bisher angenommen wurde;
derzeit ist im öffentlichen Dienst erst ein Bruchteil der Arbeitsplätze
mit modernen Textverarbeitungssystemen ausgestattet. Hierbei schei-
nen technische, personelle und institutionelle Engpässe eine wichtige
Rolle zu spielen; falls diese überwunden werden können, mag sich
das fortan ändern. Ausschlaggebend war aber wohl, daß der über-
wiegende Teil der betroffenen Arbeitskräfte auf andere, zumeist hö-
herwertige Arbeitsplätze umgesetzt werden konnte.
132. Ein Beispiel, an dem sich das Doppelgesicht neuer Technologien
eindrucksvoll studieren läßt, bietet die Beschäftigungsentwicklung im117
Kreditgewerbe. Seit den frühen siebziger Jahren wird diesem Bereich
selbst von Fachleuten immer wieder eine Rationalisierungswelle und
damit ein kräftiger Beschäftigungsabbau vorausgesagt. Die Plastikkarte
mit dem integrierten Chip, so hört man es häufig, werde über kurz
oder lang Banknoten, Wechsel und Schecks ersetzen. Die Papierflut, zu
deren Bewältigung die Banken hunderttausende Hände brauchen, was
sie und ihre Kunden jährlich Milliardenbeträge kostet, werde dann end-
lich verschwinden. Die Wirklichkeit sieht bisher ganz anders aus. Zwar
haben die Banken in den letzten Jahren in der Tat erheblich investiert
und rationalisiert, um die Kosten in den Griff zu bekommen. Aber sie
haben kein Personal entlassen müssen. Im Gegenteil, im Kreditgewerbe
sind heute fast 100000 mehr Menschen beschäftigt als Mitte der siebziger
Jahre und noch immer kommen jedes Jahr weitere 7-8000 hinzu. Die
Banken profitieren offensichtlich davon, daß sie mit Hilfe der neuen
Technologien Dienstleistungen bedeutend schneller und teilweise auch
billiger erbringen können als bisher und daß ihnen dies neue Kunden
zuführt, vor allem bei den beratungsintensiven Diensten. So sind auf
der Basis der Informationstechnologie ganz neue Dienstleistungen ent-
standen, wie etwa das Cash-Management, bei dem anlagesuchenden Un-
ternehmen im Rahmen eines umfassenden elektronisch übermittelten In-
formationsdienstes alles geboten wird, was diese zu ihren Finanzdisposi-
tionen benötigen, wie aktuelle Aktien- und Devisenkurse im In- und
Ausland, Rohstoffnotierungen bis zu kompletten Marktanalysen. Die
weltweite Vernetzung der Computersysteme mit Hilfe der Satellitentech-
nik hat so etwas möglich gemacht.
133. Die Erfahrungen mit der Mikroelektronik (die immerhin bis in die
sechziger Jahre zurückreichen) legen den Schluß nahe, daß sich die
Veränderungen, die technische Neuerungen bei den Arbeitsplätzen be-
wirken, eher kontinuierlich als plötzlich und eher punktuell als flächen-
deckend vollziehen. Dies hat zur Folge, daß sich die Spuren, die der
Übergang von einer alten zu einer neuen Technik normalerweise hinter-
läßt, weitgehend verwischen. Sie sind weder im Längsschnitt noch im
Querschnitt (auf der Ebene von Branchen) klar auszumachen. Wenige
Beispiele wie die Einführung moderner Satztechniken in der Druckindu-
strie Mitte der siebziger Jahre sind eher die Ausnahme von der Regel.118
Wie unterschiedlich moderne Informations-, Kommunikations- und Steue-
rungstechnologien auf Branchenebene und vermutlich erst recht auf der
Ebene einzelner Unternehmen verbreitet sind, zeigt eine neue Erhebung
aus dem Institut für Stadtforschung und Strukturpolitik, Berlin, die im
Rahmen eines noch nicht abgeschlossenen Forschungsprojekts des Bun-
desministeriums für Forschung und Technologie durchgeführt wurde
[Ewers et al. 1987]. Dabei wurde versucht, die Industriebranchen nach
dem Grad ihrer Technologieintensität rangmäßig einzuordnen (Tabel-
le 33). Offensichtlich gibt es nur ganz wenige Branchen, die in allen
Bereichen (von der Konstruktion über die Fertigungssteuerung bis zur
Telekommunikation) führend sind. Zu diesen wenigen Beispielen gehören
der Luftfahrzeugbau und - was bemerkenswerter ist - die Eisen- und
Stahlindustrie sowie die Aluminiumindustrie. Andere Branchen, die
- erwartungsgemäß - gleichfalls im vorderen Feld zu finden sind, wie
der Straßenfahrzeugbau, der Maschinenbau, die Elektrotechnik oder die
Herstellung von Büromaschinen und Datenverarbeitungsgeräten, zeigen
Schwachstellen in mindestens einem Bereich.
Die Übersicht vermittelt aber auch einen Eindruck davon, welche
Schwierigkeiten es bereitet, die einzelnen Branchen nach dem Grad ih-
rer Technologieintensität zu klassifizieren. Zwar erscheint das Gesamt-
bild, das sich aus den Einzelangaben ergibt, alles in allem plausibel.
Aber es finden sich darin auch einige "Ausreißer" - Branchen, die man
in der Rangfolge eigentlich weiter oben oder weiter unten vermutet
hätte.
134. Auch wenn die Konturen teilweise etwas verschwommen sind, läßt
sich bei Zugrundelegung dieser Rangordnung doch folgendes sagen:
Branchen, die bei der Anwendung moderner Techniken im vorderen Feld
liegen, haben bei der Entwicklung der Beschäftigung besser abgeschnit-
ten als diejenigen Branchen, die im hinteren Feld zu finden sind. Für
die Behauptung, daß Prozeßinnovationen zu verstärkten Freisetzungen
führen müssen, gibt es danach keine Anhaltspunkte. Die Beobachtung,
daß mit der NE-Metallerzeugung, der Eisenschaffenden Industrie und
dem Schiffbau gleich drei Branchen ganz vorn liegen, die die Beschäf-
tigung kräftig abgebaut haben, widerspricht diesem Befund nicht. Bei
diesen drei Branchen liegen die Gründe für den Beschäftigungsabbau119
Tabelle 33 - Zur Verbreitung moderner Informations-, Kommunikations-
und Steuerungstechnologien im Verarbeitenden Gewerbe










































































































(a) Betriebe mit mehr als 10 Beschäftigten. - (b)













































































































Rangfolge insgesamt = ungewogener
Quelle: Ewers et al. [1987]; eigene Berechnungen.
offenkundig woanders. Die meisten anderen Branchen im Vorderfeld, al-
len voran der Luft- und Raumfahrzeugbau, der Straßenfahrzeugbau und
die Büro- und Datentechnik, gehören zu den wenigen Industriebran-
chen, die ihre Beschäftigung in den letzten Jahren erhöhen oder zumin-
dest halten konnten. Das durchgängig gute Abschneiden der Investiti-
onsgüterbranchen hängt sicherlich auch damit zusammen, daß diese zu-120
gleich auf dem Feld der Produktinnovationen führend sind. Die deutsche
Automobilindustrie verdankt ihre solide Position auf den internationalen
Märkten beidem: dem hohen Qualitätsstandard ihrer Produkte und deren
preislicher Wettbewerbsfähigkeit.
135. Um den Zusammenhang zwischen Technologieintensität und Beschäf-
tigungsentwicklung statistisch zu überprüfen, wurde für den Zeitraum
von 1973 bis 1986 der Rangkorrelationskoeffizient (nach Spearman) be-
rechnet. Er ist zwar positiv, aber wegen der genannten "Ausreißer"
nicht besonders hoch (r = 0,42).
Was hingegen überraschen mag: Zwischen der Rangordnung bei der
Technologieintensität und der Rangordnung bei der Produktivitätsent-
wicklung (Mengenproduktivität) besteht keinerlei Zusammenhang (r =
0,04). Moderne Prozeß- und Verfahrenstechniken haben ganz offensicht-
lich nicht jene effizienzsteigernden Wirkungen gehabt, die ihnen immer
wieder zugeschrieben werden. Damit werden frühere Befunde bestätigt,
daß sich die Produktivität in den technologieintensiven Branchen (bis-
lang) nicht viel anders als in den weniger technologieintensiven ent-
wickelt, während bei der Beschäftigung die erstgenannten Branchen
günstiger als die zweitgenannten abschneiden [K.D. Schmidt et al. ,
1984].
III. Neue Technologien und Qualifikationserfordernisse
136. Keinerlei Dissens gibt es darüber, daß neue Technologien die Ar-
beitsanforderungen verändern - sei es am Reißbrett, an der Drehbank
oder am Schreibtisch im Büro. In welche Richtung die Entwicklung
geht, wird in der Literatur aber nach wie vor kontrovers beurteilt.
Strittig ist vor allem, ob es einen Trend zur Höherqualifizierung, zur
Dequalifizierung oder zur Polarisierung gibt [K.D. Schmidt, 1984],
Strittig bleibt auch, welche Auswirkungen neue Technologien auf die
Organisation der Arbeitsprozesse hat - ob sich die interpersonelle Ar-
beitsteilung ("Taylorisierung") weiter vertieft, wie es die überwiegende121
Mehrzahl der Industriesoziologen vermutet, oder ob wieder eine Rück-
entwicklung zu ganzheitlichen Arbeitsprozessen stattfindet, wie es ei-
nige Autoren neuerdings beobachten [Kern, Schumann, 1984].
137. Eine Durchsicht der Literatur fördert auch hier ein ähnliches Pro-
blem zutage, das sich schon bei der Bewertung von Studien, die sich
mit den quantitativen Beschäftigungswirkungen neuer Technologien be-
fassen, aufdrängte: Die Autoren gehen auf sehr unterschiedliche Art
und Weise "an die Aufgabe heran. Die teilweise stark voneinander abwei-
chenden Aussagen zur Entwicklung der beruflichen Qualifikation beru-
hen maßgeblich auf unterschiedlichen Analysemethoden [Gensior, 1986],
Die Mehrzahl dieser Studien - in der Regel von Industriesoziologen und
Politologen verfaßt - ist auch unzureichend wirtschaftstheoretisch fun-
diert. Es fehlt allzu häufig am ökonomischen Grundverständnis, um die
Einzelbeobachtungen sinnvoll in einen übergeordneten Gesamtzusammen-
hang einordnen zu können [K.D. Schmidt, 1985].
Orientiert man sich an dem, was Ökonomen an Erkenntnissen über den
weltwirtschaftlichen Strukturwandel zusammengetragen haben, dann
spricht vieles für die Hypothese der Höherqualifizierung. Dies läßt sich
kurz wie folgt begründen: In den hochentwickelten Ländern wandelt
sich die Arbeitslandschaft von der Produktion standardisierter Güter
hin zu anspruchsvollen Produktionen. Es werden Arbeitskräfte mit ver-
gleichsweise geringer Qualifikation eingespart - am Fließband, beim
Transport oder aber im Lager - und es werden mehr qualifizierte Ar-
beitskräfte benötigt - in der Forschung und Entwicklung, in der Kon-
struktion, in der Verwaltung und im Vertrieb und nicht zuletzt auch in
der Fertigung. Gesucht sind vor allem Arbeitskräfte, die in der Lage
sind, Informationen rasch aufzunehmen, zu verarbeiten und weiterzuge-
ben, also Arbeitskräfte, die lernfähig sind [Nelson, Phelps, 1966;
Welch, 1970]. Denn mit der Einführung neuer Produktionstechniken
werden bisherige berufliche Kenntnisse entwertet, und es müssen neue
erworben werden. Es läßt sich somit folgende Untersuchungshypothese
formulieren: Mit zunehmender Komplexität und Flexibilität der Produkti-
onstechniken wird die Nachfrage nach qualifizierten Arbeitskräften re-
lativ zur Nachfrage nach wenig qualifizierten Arbeitskräften steigen.
Hochqualifizierte Arbeitskräfte haben also bei der Einführung neuer122
Technologien einen komparativen Vorteil, der später, im Zuge der Stan-
dardisierung der Produktionsverfahren, wieder abnimmt.
138. Diese Hypothese findet sich zwar implizit in vielen Publikationen,
empirisch ist sie aber bislang nur selten getestet worden. Für die Ver-
einigten Staaten konnte sie unlängst belegt werden. Dort hat sich der
(negative) Zusammenhang zwischen dem Durchschnittsalter des Kapital-
stocks - als Näherungsgröße für den Einfluß neuer Technologien - und
der Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräften als statistisch sig-
nifikant erwiesen [Bartel, Lichtenberg, 1987]. Im folgenden wird ein
ähnlicher Schätzansatz für die Bundesrepublik getestet.
139. Mit diesem Schätzansatz soll überprüft werden, ob (im produkti-
onstheoretischen Sinn) neue Technologien die relative Arbeitsnachfrage
nach Qualifikationen in unterschiedlichem Maße beeinflussen. Zur Ver-
einfachung wird ein Modell gewählt, das statt der Gesamtkosten der
Produktion lediglich die Kosten des Produktionsfaktors Arbeit berück-
sichtigt. Materialkosten werden vernachlässigt - dies ist zulässig, wenn
die Annahme der Separabilität von den primären Inputs Kapital und Ar-
beit getroffen wird -, und der Faktor Kapital wird als "quasi-fixer" In-
putfaktor betrachtet, den die Unternehmen kurzfristig nicht vollständig
an Änderungen der relativen Preise anpassen können.
Es läßt sich somit eine "restricted variable" Kostenfunktion spezifizie-
ren (1), die als Besonderheit zwei Qualifikationsgruppen des Faktors
Arbeit enthält:
[1] TLC = f (H1, H2, NT, K, Y, T)
mit TLC = Lohnsumme
H.. , H? =Stundenlöhne für die Qualifikationsgruppen 1 und 2
NT = Kennziffer zur Messung des Einflusses neuer Technologien
K = (quasi-fixer) Kapitalstock
Y = Output
T = Technologieindex
(1) Zur "restricted variable" Kostenfunktion vgl. Denny et al. [1981]
und Mohnen et al. [1986].123
Wird die Kostenfunktion [1] durch einen Translog-Ansatz approximiert
und nach dem Stundenlohn der ersten Qualifikationsgruppe (H.) abge-
leitet, ergibt sich als schätzbare Spezifikation (1):
[2] S = C + o In H1/H2 + ß In K + y In Y + 6 In NT
mit C = Konstante
S, = Lohnsummenanteil der Qualifikationsgruppe 1
140. Als wesentliches empirisches Problem verbleibt die Spezifikation der
Kennziffer zur Erfassung der Wirkungen neuer Technologien (NT), Hier
wurde zunächst der Anteil der Forschungs- und Entwicklungsausgaben
an der Bruttowertschöpfung gewählt, weil die Forschungsintensität der
Branchen vermutlich eine gute Näherungsgröße für den Einsatz neuer
Technologien darstellt. In einer alternativen Spezifikation wurde die
Forschungsintensität mit dem jeweiligen Modernitätsgrad des Bruttoaus-
rüstungsvermögens gewichtet, weil es Grund zu der Annahme gibt, daß
sich die Wirkungen der neuen Technologien nicht allein in forschungsin-
tensiven Branchen zeigen, sondern auch überall dort, wo die Erzeug-
nisse dieser Branchen bei der Produktion eine Rolle spielen, sei es als
Vorleistung, sei es als Investition.
141. Die Ergebnisse der Berechnungen sind in Tabelle 34 dargestellt.
Die Schätzansätze (1), (3) und (5) sind Varianten der hier aus der Ko-
stenfunktion abgeleiteten Spezifikation des Lohnsummenanteils [2]; die
Schätzansätze (2), (4) und (6) wurden wegen der engen Korrelation
zwischen dem Kapitalstock (DKBV6) und der Bruttowertschöpfung
(KBW) und den damit verbundenen Schätzproblemen (Multikollinearität)
gewählt.
Die Parameter der hier verwendeten Kennziffern zur Messung der Wir-
kungen neuer Technologien erwiesen sich in allen Spezifikationen als
statistisch hochsignifikant und stabil. Danach besteht ein positiver Zu-
sammenhang zwischen dem Lohnsummenanteil hochqualifizierter Arbeits-
(1) Vgl. zur Herleitung Bartel, Lichtenberg [1987]. Ein Technologiein-
dex (T) ist auf Branchenebene nicht zu spezifizieren; hier wird
deshalb unterstellt, daß branchenspezifische Technologieunterschie-
de durch die (relative) Lohnkomponente H../H mit erfaßt werden.
-L Li124
Tabelle 34 - Schätzergebnisse zum Einfluß neuer Technologien auf die







































































































SQS = Lohnsunmenanteil der Angestellten der Leistungsgruppen 2, 3 und 4.
SA23 = Lohnsumrenanteil der Angestellten der Leistungsgruppen 2 und 3.
SÜG = Lohnsunmenanteil der Angestellten der Leistungsgruppe 5 und der Arbeiter der Lei-
stungsgruppen 2 und 3.
RD = Forschungs- und Entwicklungsausgaben zu Bruttowertschöpfung (in jeweiligen Preisen,
Werte für 1973 und 1983).
MGARD = Nettoausrüstungsvermögen zu Bruttoausrüstungsvermögen (Modernitätsgrad), multipli-
ziert mit RD.
KBW = Bruttowertschöpfung (in Preisen von 1980) .
DKBV6 = Bruttoanlagevermögen (in Preisen von 1980) .
HR1 = relativer durchschnittlicher Stundenlohn der Angestellten der Leistungsgruppen 2, 3
und 4.
HR23 = relativer durchschnittlicher Stundenlohn der Angestellten der Leistungsgruppen 2
und 3.
HRU = relativer durchschnittlicher Stundenlohn der Angestellten der Leistungsgruppen 5 und
der Arbeiter der Leistungsgruppen 2 und 3.
(a) Kombinierte Zeitreihen- und Querschnittsanalyse (Branchenquerschnitt für 1973 und 1985) ;
OLS-Schätzverfahren; n = 38; t-Werte in Klammem; für 5 vH Irrtumswahrscheinlichkeit bei 33
Freiheitsgraden: kritischer t-Wert = 2,03, kritischer F-Wert = 2,66.
Quelle: Statistisches Bundesamt [a; b; c; d; f]; BMFT [1986]; Ifo-In-
stitut für Wirtschaftsforschung [ a]; Stifterverband für die
Deutsche Wissenschaft [lfd. Jgg.]; eigene Berechnungen.
kräfte und der Forschungsintensität (RD) bzw. dem Produkt aus For-
schungsintensität und Modernitätsgrad (MGARD) sowie ein negativer Zu-
sammenhang zwischen diesen Variablen und dem Lohnsummenanteil wenig
qualifizierter Arbeitskräfte.125
Die statistische Insignifikanz der relativen Stundenlöhne deutet auf eine
hohe Substitutionselastizität zwischen den beiden hier gewählten Qualifi-
kationsgruppen hin, sie war schon von anderen Autoren, auch für die
Bundesrepublik, ermittelt worden [K.D. Schmidt et al., 1984], Eine re-
lative Erhöhung des Lohnes einer Gruppe führt nach den Schätzergeb-
nissen zu einer entgegengesetzten Beschäftigungsveränderung, so daß
der jeweilige Lohnsummenanteil - die Lohnsumme ist das Produkt aus
Lohn und Beschäftigten - tendenziell unverändert bleibt.
142. Wird wegen der angedeuteten schätztechnischen Probleme entweder
der Kapitalstock (DKBV6) oder die Bruttowertschöpfung (KBW) jeweils
allein als erklärende Variable benutzt, ergeben sich in beiden Fällen
ebenfalls insignifikante Parameter (1), Im Fall der Bruttowertschöpfung
läßt sich daraus auf homothetische Produktionsfunktionen schließen, im
Fall des Kapitalstocks zeigen die Ergebnisse, daß offenbar keine Kom-
plementaritäten zwischen dem Niveau des Anlagevermögens und der Qua-
lifikationsstruktur der Arbeitskräfte bestehen, was die Hypothese der
Lern-Effekte im Zusammenhang mit den neuen Technologien bestätigt: Je
länger eine Technologie bereits genutzt wird, desto geringer ist der
Anteil der hochqualifizierten Arbeitskräfte an den in der jeweiligen
Branche insgesamt Beschäftigten.
143. Für den Lohnsummenanteil der wenig qualifizierten Arbeitskräfte
(SUG) sind die Schätzergebnisse insgesamt etwas schlechter, doch ge-
nügt auch hier der F-Test für die gesamte Regression einer Irrtums-
wahrscheinlichkeit von 5 vH. Insgesamt unterstützen die Schätzergeb-
nisse die Hypothese, daß bei Einführung neuer Technologien qualifizier-
te Arbeitskräfte einen komparativen Vorteil gegenüber wenig qualifi-
zierten Arbeitskräften besitzen.
(1) In Tabelle 34 sind nur die Schätzungen ohne den Kapital-
stock (DKBV6) als erklärende Variable aufgenommen wor-
den.126
IV. Weiterführende Forschungsansätze
144. Die zahlreichen Untersuchungen zu den Beschäftigungswirkungen
moderner Technologien haben zwar viele interessante Detailinformationen
erbracht, aber sie erlauben bislang kein schlüssiges Gesamturteil. Der-
zeit ist keine Konzeption verfügbar, mit der die Wirkungen der Einfüh-
rung von technologischen Neuerungen auf makroökonomische Größen wie
Wachstum, Beschäftigung und Produktivität erklärt werden könnten.
Das entscheidende theoretische Bindeglied zwischen der Mikroebene (mit
dem einzelnen Unternehmen als relevanter Entscheidungseinheit) und
der Makroebene (mit der Summe der zur repräsentativen volkswirt-
schaftlichen Entscheidungseinheit aggregierten Unternehmen) fehlt noch.
Es scheint, als sei die Forschung, wie früher schon auf anderen Gebie-
ten - man denke etwa an die empirischen Arbeiten auf dem Gebiete der
neoklassischen Wachstumstheorie in den sechziger Jahren - in eine
Sackgasse geraten. Wenn sie künftig erfolgreicher sein will, muß sie
neue Wege einschlagen.
145. Einen neuen Weg könnte das evolutorische Wachstumsmodell weisen,
das Nelson und Winter [1977; 1982] entwickelt haben. Es ist als ein er-
ster Versuch zu werten, das theoretische Defizit der traditionellen
Wachstumstheorie, nämlich die fehlende Mikrofundierung, zu beseitigen
und damit auch das empirische Identifikationsproblem zwischen Faktor-
substitution und technischem Fortschritt zu lösen. Anders als in der
herkömmlichen Theorie, wo der Wachstumsprozeß aus dem Blickwinkel
eines Wirtschaftssubjekts mit vollkommener Voraussicht und daraus ab-
geleiteter Gewinnmaximierung (Konzept der wohl-definierten Produkti-
onsfunktion) erklärt wird, versuchen Nelson und Winter die wirtschaft-
liche Entwicklung in Analogie zur biologischen Evolution zu modellieren:
Die dort gebräuchlichen Begriffe Vererbung, Mutation und natürliche
Selektion übersetzen sie - in Anlehnung an Alchian [ 1950] - mit den
Worten Imitation, Innovation und (positiver) Gewinn. Wesentlich bei die-
sem Ansatz ist, daß die Gewinne - wegen der Unsicherheit über die zu-
künftige Entwicklung - nicht maximiert werden können und daß dies für
den wirtschaftlichen Entwicklungsprozeß auch nicht erforderlich ist. Es
reicht schon aus, daß ein Unternehmen (relativ zu anderen Unterneh-127
men) positive (nicht notwendig maximale) Gewinne macht. In diesem Fal-
le kann es sich weiterentwickeln, verbleibt also im Wettbewerb.
146. Der Ansatz enthält explizit den Zufall als wesentliches Element der
Unsicherheit im ökonomischen Entwicklungsprozeß. Das einzelne Unter-
nehmen wird so modelliert, daß es bestimmte Fähigkeiten (z.B. zur In-
novation) und Entscheidungsregeln (z.B. Imitation) für jeden beliebigen
Zeitpunkt besitzt; im Zeitablauf sind diese Fähigkeiten und Entschei-
dungsregeln durch den Einfluß spezieller Problemlösungen und auch
durch zufällige Ereignisse modifizierbar. Die Entscheidungen werden
demnach modelltheoretisch nicht aus einer wohl-definierten Produktions-
funktion abgeleitet. Vielmehr bestimmen stets wiederkehrende "Routine"-
Aufgaben im Zusammenspiel mit von Fall zu Fall erforderlichen abwei-
chenden speziellen Problemlösungen und Zufallsereignissen den Entwick-
lungsprozeß eines Unternehmens.
Mit einigen zusätzlichen, nicht besonders restriktiven Annahmen (1)
können auf diese Weise die komplexen Beziehungen zwischen Markt-
struktur, technischer Entwicklung und den Verhaltensweisen der Firmen
- mikroökonomisch fundiert - analysiert werden. Die Anforderung an ein
solches Modell lautet, daß es zumindest so gut wie das neoklassische
Wachstumsmodell die makroökonomischen Gesamtdaten "erklären" muß,
was hier, im Gegensatz zum neoklassischen Konzept der aggregierten
Produktionsfunktion, anhand der Aggregation der Mikrodaten geschieht.
147. Nelson und Winter haben ihren Ansatz anhand von Simulationsexpe-
rimenten, die sie mit Hilfe von Zufallszahlen durchführten, überprüft.
Dabei wurde eine Anfangsausstattung für eine jeweils unterschiedliche
Anzahl von Unternehmen vorgegeben und deren Entwicklungspfad über




(1) Zur Diskussion der Annahmen und zur analytischen Weiterentwick-
lung des Nelson-Winter-Modells vgl. Gerybadze [ 1982].128
- die Kapitalkosten und
- der arbeitsparende Charakter des technischen Fortschritts.
Ausgangspunkt eines jeden Simulationslaufs war eine bestimmte vorgege-
bene Kombination der vier exogenen Variablen. Je nach Anzahl der be-
trachteten Firmen ergab sich somit eine Vielzahl von denkbaren Simula-
tionsabläufen. Die Simulation selbst bildete den Entwicklungspfad der
endogenen Variablen, wie z.B. Marktstruktur, Kapitalstock, Beschäfti-
gung und Produktion, über sehr lange Zeiträume ab. Auch die Abbil-
dung eines Zeitpfades für einen Technologieindex war möglich; das em-
pirische Identifikationsproblem ließ sich hier also lösen.
148. Aus der Vielzahl der Ergebnisse der Modellsimulationen konnten
zum einen aggregierte Zeitreihendaten berechnet werden, die mit den
tatsächlichen makroökonomischen Zeitreihendaten - in diesem Fall für die
Vereinigten Staaten - offenbar recht gut übereinstimmen. Zum anderen
konnten die aus den Simulationsläufen gewonnenen aggregierten Mikro-
daten im Querschnitt, zum Beispiel für ein bestimmtes Jahr, gegenüber
den entsprechenden empirischen Daten getestet werden. Man hat somit
die Möglichkeit, mit Hilfe von detaillierten Mikrodaten quantitative Aus-
sagen darüber zu machen, welche Konsequenzen sich aus bestimmten
technologischen Entwicklungen für die Makroebene - beispielswies für
das Wachstum des Sozialprodukts oder für die Veränderung der Be-
schäftigung - ergeben. Solange es keine ausgearbeitete Theorie der In-
novation gibt, scheint dies ein vielversprechender Weg zu sein, um zu
empirisch fundierten Aussagen über die Wechselwirkungen von techni-
schem Fortschritt, Marktstruktur und Verhalten der Unternehmen zu
gelangen. Erste Schritte in Richtung auf die empirische Implementation
eines evolutionären, mikroökonomisch fundierten Wachstumsmodells sind
bereits von dritter Seite unternommen worden [Eliasson, 1985].129
E. Mehr Investitionen für mehr Arbeitsplätze - Die politischen Optionen
149. Seit Jahren werden immer wieder Projektionen veröffentlicht, die so
interpretiert werden können, als werde es vor der "demographischen
Wende" um das Jahr 2000 keine spürbare Entlastung auf dem Arbeits-
markt geben, als seien die Hoffnungen, die Probleme ließen sich mit
mehr Wachstum und Investitionen lösen, trügerisch. Die Entwicklung in
den letzten Jahren scheint den Skeptikern recht zu geben. Trotz des
Konjunkturaufschwungs haf die Beschäftigung nur schwach zugenom-
men, und die Arbeitslosigkeit hat kaum abgenommen. Der "harte" Kern
der Arbeitslosen, der vor allem aus jenen Arbeitnehmern besteht, die
aufgrund ihres hohen Alters, ihrer unzureichenden beruflichen Qualifi-
kation oder ihres schlechten Gesundheitszustands nur geringe Vermitt-
lungschancen haben, wird ständig größer.
150. Dennoch ist es keinesfalls zwingend, die Entwicklung der letzten
Jahre zu extrapolieren. Alle derartigen Projektionen beruhen auf An-
nahmen, die mehr oder weniger unsicher sind (und die auch nicht
dadurch gefestigt sind, daß sie sich in der Vergangenheit als zutref-
fend erwiesen haben). Dazu gehört vor allem die Annahme von einer
"Produktivitäts-Produktions-Schere". Sie besagt, daß die Arbeitspro-
duktivität (im Trend) rascher zunimmt als die Produktion, das Arbeits-
volumen also abnehmen und die Beschäftigung ohne kompensierende
Arbeitszeitverkürzung schrumpfen muß.
In diesem Bericht ist wiederholt dargelegt worden, daß es weder the-
oretisch noch empirisch begründet werden kann, eine bestimmte Rate
des Produktivitätsfortschritts vorzugeben und davon die Beschäfti-
gungsentwicklung abzuleiten. Grundsätzlich ist jede Kombination von
Produktivitätsfortschritt und Beschäftigungsveränderung möglich - ein
hoher Beschäftigungsstand ist also sowohl mit hohen als auch mit nied-
rigen Produktivitätszuwächsen vereinbar. Was bereits geringe Änderun-
gen bei den zugrundegelegten Annahmen bringen können, mag folgende
Rechnung deutlich machen: Würden im Vergleich zu den Annahmen der
Projektionen im Zeitraum von 1988 bis 2000 der Produktivitätsfortschritt
um jährlich 0,2 Prozentpunkte niedriger und das Produktionswachstum130
um 0,3 Prozentpunkte höher ausfallen, dann brächte das, rein rechne-
risch, in jedem Jahr rund 130000 zusätzliche Arbeitsplätze. Das Problem
der Arbeitslosigkeit könnte dann schon Mitte der neunziger Jahre viel
von seiner Schärfe verloren haben, Ende der neunziger Jahre wäre es
möglicherweise ganz vom Tisch.
151. Unter den großen Industrienationen gibt es zwei Länder, die ihre
Beschäftigungsprobleme in den letzten Jahren recht gut gemeistert
haben, zumindest viel besser als die Bundesrepublik. Es sind dies
Japan und die Vereinigten Staaten. Das Interessante daran ist, daß sie
dies auf unterschiedliche Weise erreicht haben, in dem einen Fall bei
hohem, im anderen Fall bei sehr niedrigem Produktivitätsfortschritt.
Beide Beispiele markieren die Bandbreite der Optionen, die eine Volks-
wirtschaft zur Lösung ihrer Beschäftigungsprobleme hat.
- Im Falle Japans liegt der Schlüssel bei den hohen Investitionen - in
Sachkapital und in Humankapital - und bei dem hohen Produktivitäts-
fortschritt. Das hat die Wettbewerbskraft auf den internationalen
Märkten gestärkt - der Export wurde zum Motor eines kräftigen
Wachstums und steigender Beschäftigung, vor allem im industriellen
Sektor.
- Im Falle der Vereinigten Staaten beruht die steigende Beschäftigung
maßgeblich auf niedrigen Lohnsteigerungsraten. Dadurch wurde es
möglich, viele Millionen Arbeitsplätze im Dienstleistungssektor, wo das
Produktivitätsniveau und der Produktivitätsfortschritt vergleichsweise
niedrig sind, rentabel werden zu lassen.
Im Vergleich zur Bundesrepublik ist der japanische Weg stärker kapital-
beanspruchend, der amerikanische Weg hingegen weniger arbeitsparend
gewesen. Vermutlich läßt sich hierzulande weder das eine noch das
andere Beispiel kopieren. Aber es ist durchaus möglich, zur Lösung der
Arbeitsmarktprobleme einen mittleren Pfad einzuschlagen.
152. Eines sollte nicht strittig sein: Der Weg zurück zur Vollbeschäf-
tigung ist nur über höhere Investitionen möglich. Die Nettoinvestiti-
onsquote ist, wie gezeigt wurde, inzwischen auf einem historischen
Tiefstand angelangt. Höhere Investitionen sind in den kommenden131
Jahren schon deshalb notwendig, um der Überalterung des Sachkapital-
bestands Einhalt zu gebieten.
Höhere Investitionen, als Ersatz und zur Modernisierung veralteter
Anlagen, aber auch zur Erweiterung der Kapazitäten, müssen vor allem
im internationalen Sektor getätigt werden - im Verarbeitenden Gewerbe
und im modernen Dienstleistungssektor. Hier hängt die Anzahl der
Arbeitsplätze entscheidend davon ab, ob die Unternehmen im Innovati-
onswettlauf Schritt halten können. Anders ist die Situation im nationalen
Sektor, bei den traditionellen Dienstleistungsbranchen. Dort lassen sich
vielfach auch mit geringem Investitionsaufwand Arbeitsplätze schaffen,
allerdings nur bei Löhnen, die zu dem niedrigeren Produktivitätsniveau
passen.
153. Es kommt nicht nur darauf an, daß insgesamt wieder mehr inve-
stiert wird. Es müssen die richtigen Investitionen sein - solche, die
dauerhafte Arbeitsmöglichkeiten garantieren. In der Bundesrepublik
wird derzeit zuviel an falscher Stelle investiert, in nicht mehr wettbe-
werbsfähige Produktionen. Eine der Ursachen dafür liegt bei der Wirt-
schaftspolitik, die in der Absicht, neue Arbeitsplätze zu schaffen und
bedrohte zu retten, häufig den Aufbau von Überkapazitäten fördert und
später ihren Abbau behindert. Wie an anderer Stelle gezeigt wurde, be-
günstigt das deutsche Protektionssystem den Sachkapitaleinsatz und
diskriminiert den Arbeitseinsatz [Donges, Schmidt et al., 1988]. Eine
Verringerung von Subventionen und außenwirtschaftlichen Schutz-
maßnahmen würde also zu einer effizienteren Struktur der Investitionen
beitragen. Auf diese Weise könnten - selbst bei der derzeit niedrigen
Investitionsquote - wesentlich mehr neue Arbeitsplätze entstehen.
154. Es geht aber auch um eine bessere Nutzung des vorhandenen
Sachkapitals. Ob es sich um die Laufzeiten der Maschinen in den Fabri-
ken oder um die Öffnungszeiten der Geschäfte handelt - die Bundesre-
publik liegt, verglichen mit anderen Ländern, am unteren Ende. Schon
bei einer Verlängerung der Nutzungszeiten um drei bis vier Wochen-
stunden - die deutsche Industrie hält nach Umfrageergebnissen sogar
eine Ausweitung der Maschinenlaufzeiten von jetzt durchschnittlich 61
auf 67 Wochenstunden für wünschenswert - wären rein rechnerisch rund132
eine Million Arbeitsplätze zusätzlich verfügbar, ohne daß es dazu nen-
nenswerter Investitionen bedürfte. Eine Senkung der Kapitalkosten
würde auch gefährdete Arbeitsplätze sicherer machen. Für viele sachka-
pitalintensive Unternehmen, die sich im internationalen Wettbewerb hart
bedrängt sehen, geht es dabei sogar um die Existenz.
155. Angesichts des scharfen internationalen Wettbewerbs muß die
Bundesrepublik alles tun, um ihre Attraktivität als Produktionsstandort
zu verbessern. Es sollte zu denken geben, daß ein immer größerer Teil
der Investitionen deutscher Unternehmen in -anderen Ländern vorgenom-
men wird, daß also dort ein Teil jener Arbeitsplätze geschaffen wird,
die hierzulande fehlen. Zwar haben auch Investitionen im Ausland in
aller Regel positive Beschäftigungswirkungen im Inland, und es gibt
gute Gründe dafür, daß deutsche Firmen in anderen Ländern neue
Produktionen aufbauen und alte nach dorthin verlagern. Aber es ist
wichtig, daß - als Gegenstück dazu - auch ausländische Unternehmen in
der Bundesrepublik lohnende Investitionschancen finden.
156. Strittig ist, welche Rolle staatliche Investitionen bei der Schaffung
und Erhaltung von Arbeitsplätzen spielen, insbesondere auch im Ver-
hältnis zu privaten Investitionen. Zu einem investitionsfreundlichen
Klima gehört, daß der Staat die Sätze, mit denen er die Erträge von
Investitionen besteuert, möglichst niedrig hält. Es spricht also viel
dafür, den Einkommen- und Körperschaftsteuertarif - über das jetzt ins
Auge genommene Maß hinaus - weiter abzusenken. Dem wird häufig ent-
gegengehalten, daß sich dadurch die Spielräume für öffentliche Investi-
tionen verengen und die gesamtwirtschaftlichen Wachstums- und Be-
schäftigungsperspektiven verschlechtern würden (1). Dazu ist mehreres
zu sagen:
(1) So hat beispielsweise das DIW in einem Gutachten im Auftrag des
Ministeriums für Arbeit, Gesundheit und Soziales des Landes Nord-
rhein-Westfalen die Befürchtung geäußert, daß durch die Steuerre-
form 1990 der Staat in seiner wachstumspolitischen Vorsorge über-
mäßig eingeengt werden könne. "Abgesehen von den damit verbun-
denen unmittelbaren und mittelbaren Einkommens- und Beschäf-
tigungsverlusten läuft dies auf längere Sicht auf die bewußte In-
kaufnahme von Wachstumsengpässen hinaus: In vielen Bereichen der
staatlichen Infrastruktur ist ja bereits in den letzten Jahren der
Rotstift angesetzt worden und ein erheblicher Nachholbedarf ent-
standen" [DIW, 1987, S. 553].133
- Wenn der Staat weniger einnimmt, braucht das nicht auf eine Kürzung
der investiven Ausgaben hinauszulaufen. Notwendige Kürzungen
können auch bei der konsumtiven Ausgaben ansetzen, den Personal-
ausgaben und den Sachausgaben, Die Ratio einer solchen Strategie ist
es gerade, eine Umstrukturierung auf der Ausgabenseite zugunsten
produktiver Investitionen zustande zu bringen [Knoll, Schatz, 1983;
Rosenschon, 1986].
- Nicht alle staatlichen Investitionen tragen (unmittelbar oder mittelbar)
zur Vergrößerung des Produktionspotentials bei und schaffen dauer-
haft Arbeitsplätze. Das ist nur dort der Fall, wo sie auch volkswirt-
schaftliche Erträge abwerfen. Vieles, was zu den öffentlichen' Investi-
tionen zählt, wie die sogenannten Wohnumfeldinvestitionen (Spiel- und
Sportstätten, Bürgerhäuser oder Theaterbauten), läßt sich aus
diesem Blickwinkel durchaus kritisch bewerten. Bei den Bürgern
stehen solche Einrichtungen zwar hoch im Kurs, und Kommunalpoliti-
kern fällt es in der Regel nicht leicht, die Begehren nach zusätzli-
chen Investitionen abzuwehren. Aber die Wertschätzung hält meistens
nur so lange an, wie deren Nutzung ohne Entgelt oder zu Preisen,
die weit unter den Kosten liegen, möglich ist. Insofern entsprechen
solche Investitionen nicht notwendig den wahren Präferenzen der
Bürger. In diesem Fall gibt es streng genommen keinen Unterschied
zu privatwirtschaftlichen Investitionen, die am Markt vorbei getätigt
werden und die als Fehlinvestitionen gelten müssen.
- Der Staat braucht nicht überall dort, wo er sich in die Pflicht genom-
men fühlt, selbst als Investor aufzutreten. Zwischen staatlichen und
privaten Investitionen gibt es, von den Fällen abgesehen, bei denen
Marktversagen vorliegt, ein hohes Maß an Rivalität. Investitionen, die
der Staat nicht tätigt, würden in diesem Falle Private vornehmen -
vorausgesetzt, es sind rentierliche Investitionen. Insofern ist ein
Verzicht auf staatliche Investitionen auch ein Test, ob es sich um
ökonomisch sinnvolle Investitionen handelt oder nicht.
157. Die heutige Investitionslücke wird manchmal mit der nach 1945
verglichen, als große Teile des Produktionspotentials durch Kriegsein-
wirkung und Demontage vernichtet und Millionen Menschen ohne Arbeit
waren. Dies mag die Frage auf werfen, ob nicht zu speziellen Formen134
massiver Investitionsförderung zurückgekehrt werden sollte, wie sie
damals am Platze waren [Roskamp, 1965]. Dazu besteht keine Notwen-
digkeit, denn der Vergleich hinkt:
- Damals bestand das Problem in der physischen Vernichtung von
Sachkapital, derzeit geht es um seine ökonomische Entwertung durch
den Strukturwandel. Die heutige Aufgabe ist vor allem die Umstruktu-
rierung, Modernisierung und Erweiterung der Produktionskapazitäten,
nicht deren Neuaufbau.
- Damals gab es einen Mangel an Sparkapital - die volkswirtschaftliche
Ersparnisbildung war niedrig und der Zugriff auf ausländische Kapi-
talmärkte verschlossen -, diesmal hingegen mangelt es an Chancen für
eine rentierliche Produktion.
Damit dies nicht mißverstanden wird: Der Staat sollte unternehmerische
Neuerungs- und Wagnisbereitschaft honorieren. Aber er sollte das
dadurch tun, daß er die Steuersätze auf breiter Front senkt, besser
noch, daß er vorzugsweise jene Teile des Einkommens besteuert, die in
den Konsum fließen, und jene entlastet, die investiert werden (Aus-
gabensteuer statt umfassender Einkommensteuer). Er sollte jedoch, um
der Gefahr aus dem Wege zu gehen, Fehlinvestitionen Vorschub zu
leisten, nicht auf den Weg einer mehr oder weniger selektiven Inve-
stitionsförderung zurückkehren. Investieren ist immer ein Suchprozeß -
um ,neue Produktionsverfahren und neue Produkte einzuführen. Eine
Subventionierung ist dazu nicht erforderlich, sie kann diesen Prozeß
nur stören.135
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